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  Internationaler Workshop zu den mineralischen Ressourcen des Meeresbodens vom 18. bis 20. März 2013 in Kiel


  Gespräch mit dem Wirtschaftsgeologen Prof. Mark D. Hannington über den Vorstoß ins Unbekannte, die Erforschung und den Abbau von Bodenschätzen und mögliche Gefahren, vom Meeresboden bis zum Weltraum


  



  Seit einigen Jahren hat die Erforschung der unbekannten Dimensionen des Meeres einen nicht unerheblichen Zugewinn an Attraktivität in der Wissenschaft erfahren, denn die Schätze des Meeresbodens, die hier in 3000oder 6000 Meter Tiefe noch unerschlossen ruhen, könnten den scheinbar unstillbaren Hunger der Industrie und Hightechproduzenten nach sogenannten Seltenerdmetallen wie Lanthan oder Neodym, aber auch anderen raren und seltenen Metallen wie Kupfer, Kobalt, Nickel, Gold, oder Platinmetallen lindern helfen. Denn es gibt gegenwärtig kaum noch einen Fernseher, ein Handy, einen Flachbildschirm oder Computer, eine Solar- oder Brennstoffzelle, die ohne Seltene Erden funktionieren würden. So wurde "Europium" (Eu) bereits in den alten Röhrenbildschirmen (neben einer Yttriumverbindung 6% Europium für die Rotkomponente des Rot-Gelb-Blau-Farbraums) benötigt. Heute braucht man es in sehr viel größeren Mengen für die Produktion von LEDs, Plasmabildschirmen und Energiesparlampen. Neodym bewirkt, daß magnetisiertes Eisen die magnetische Wirkung behält. Man nutzt es in permanenterregten Elektromotoren in sogenannten Grünen HighTec-nologien wie Generatoren von Windkraftanlagen oder dem elektrischen Motoranteil von Kfz-Hybrid-Motoren.


  [image: Eine Weltkarte zeigt die 'heißen Nähte' entlang der auseinanderstrebenden Kontinentalplatten der Erde. - Grafik: 1999 by J M Watson, U.S. Geological Survey, freigegeben als Public Domain via Wikimedia Commons]


  Die Tiefsee wird hauptsächlich im Bereich der Mittelozeanischen Rücken exploriert. Der größte Teil des Meeres ist noch unerforschtes Terrain.

  Grafik: 1999 by J M Watson, U.S. Geological Survey, freigegeben als Public Domain via Wikimedia Commons

  



  Als 1979 die ersten heißen Tiefseequellen, die sogenannten "Schwarzen Raucher" entdeckt wurden, dachte man die hier lagernden Ressourcen zwar kurz an, doch vergaß sie bald wieder. Seitdem jedoch neue Lagerstätten an metallischen und mineralischen Rohstoffen auf dem Festland, teilweise auch aus sozioökonomischen Gründen, immer schwerer zu erschließen sind, was in Kombination mit der wachsenden Nachfrage zu steigenden Preisen führt, wächst das Interesse der Industrie an dem material- und energieaufwendigen Abbau der Meeresschätze, die in Form von sulfidischen Ablagerungen, Kobaltkrusten oder Manganknollen mit einem dafür teilweise noch zu entwickelndem, extrem technologischen Know how quasi nur noch gehoben werden müssen.


  Doch so einfach ist das nicht. Tatsächlich sind die noch offenen Fragen keineswegs trivial und nicht einmal komplett auf dem Tisch, da die Lebensbereiche, über deren Verwertung entschieden wird, tatsächlich in großen Teilen noch völlig unerforscht sind. Weitere Probleme könnten sich erst in der Praxis erweisen - "Learning by doing" also ...


  Konkrete Pläne für die Nutzung solcher Lagerstätten sind dagegen bereits vorhanden. Es gilt aber noch, junge, engagierte Forscher zu rekrutieren, um weitere potentielle Lagerstätten zu explorieren und auch, die Ausbeutung der Meere salonfähig zu machen, d.h. die nötige Akzeptanz für diese Projekte in der Öffentlichkeit zu schaffen, indem man ihnen ein umweltfreundliches Gesicht gibt bzw. zumindest sämtliche Widersprüche scheinbar offenlegt.


  Zum Kieler Workshop "Seafloor Mineral Resources: scientific, environmental, and societal issues" (Mineralische Ressourcen des Meeresbodens: wissenschaftliche, umweltbezogene und gesellschaftliche Fragen), der vom 18. bis 20. März 2013 von dem Kieler Exzellenzcluster "Ozean der Zukunft" zusammen mit dem GEOMAR - Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung ausgerichtet wurde, waren zahlreiche, hochrangige Wissenschaftler, Wirtschaftsvertreter und Seerechtsexperten als Fürsprecher und Gegner des Tiefseebergbaus zusammengekommen, um zu diesem Zweck die eigene Position darzustellen und darüber zu diskutieren. Mit dem Wirtschaftsgeologen Professor Mark D. Hannington erhielt der Schattenblick die Gelegenheit, einen engagierten Befürworter des marinen Bergbaus zu sprechen, der letztlich in der Frage zum Abbau der Schätze des Meeresbodens nur eine Herausforderung an die Technologie sowie ein gewaltiges Rechenexempel sieht, in dem nur alle Faktoren berücksichtigt werden müssen, keineswegs aber eine Gleichung mit zu vielen Unbekannten ...



  [image: Foto: © 2013 by Schattenblick]


  Professor Mark D. Hannington

  Die Exploration der Meeresböden wird nicht beim Abbau von Manganknollen, Kobaltkrusten und Massivsulfiden aufhören.

  Foto: © 2013 by Schattenblick

  



  Schattenblick (SB): Professor Hannington, "Viele Lichtjahre von der Erde entfernt dringt die Enterprise in Galaxien vor, die nie ein Mensch zuvor gesehen hat". An diese Einleitung der bekannten SF-Serie, d.h. den Vergleich mit dem unbekannten Weltraum, muß man oft als Laie denken, wenn man von der Erforschung der Tiefsee und Tauchboot-Expeditionen 5.000 oder 6.000 Meter unter dem Meeresspiegel hört. Geht es Ihnen, der schon in allen Weltmeeren getaucht ist und an mindestens fünfundzwanzig Tiefsee-Expeditionen beteiligt war, immer noch so?


  Professor Dr. Mark Hannington (MH): Ja absolut. Obwohl ich schon seit 1984, kurz nach der Entdeckung des ersten Schwarzen Rauchers, also der ersten Hydrothermalquelle, in der Tiefsee forsche und obwohl ich seit meinem ersten Tauchgang in 2.000 Meter Meerestiefe in einem übrigens "kanadischen" Tauchboot mit vielen verschiedenen Nationen, u.a. Amerika und Deutschland, und in den verschiedensten Unterseefahrzeugen in vielen verschiedenen Meeresregionen getaucht bin, ist es immer wieder ein großes Abenteuer. Eben weil es sich um etwas handelt, was noch nie ein Mensch zuvor gesehen hat.


  SB: War es vor allem das wissenschaftliche Phänomen oder was hat Sie persönlich dazu bewegt, der Tiefsee auf den Grund zu gehen?


  MH: Ich bin Wirtschaftsgeologe. Mein Aufgabengebiet umfaßt also die Erforschung mineralischer Lagerstätten, die von wirtschaftlicher Bedeutung sein könnten. Wenn ich von Wirtschaftsgeologie spreche, denken viele, ich sei Wirtschaftswissenschaftler. Ich bin aber in allererster Linie Geologe. Und als solcher sind die Mineralvorkommen in der Tiefsee für mich auch ein zeitgeschichtliches Abenteuer. Wir suchen gewöhnlich nach Formationen auf dem Land, die für Kupfer-, Zink-, Blei-, Gold- oder Silbervorkommen in Frage kommen. Solche Lagerstätten haben sich vor hundert Millionen von Jahren gebildet. In Kanada gibt es Vulkangesteine oder Gebirgszüge, die sogar drei bis vier Milliarden Jahre alt sind.


  Wenn man jetzt den Meeresboden in der Nähe aktiver Unterwasservulkane untersucht, dann sieht man gewissermaßen in Echtzeit, wie sich solche mineralischen Lagerstätten bilden. Das ist, als würde man den Deckel von einem ganz großen geologischen Geheimnis lüften.


  [image: Die Grafik zeigt die chemischen Prozesse, die zur Bildung von mineralischen Ablagerungen führen, wie man es sich derzeit vorstellt. - Grafik: 2011 by Yikrazuul, freigegeben als Public Domain via Wikimedia Commons da die verwendeten Materialien aus dem Archiv der U.S. National Oceanic and Atmospheric Administration entnommen wurden]


  Die Prozesse an Hydrothermalquellen als Blick in die geologische Vergangenheit

  Grafik: 2011 by Yikrazuul, freigegeben als Public Domain via Wikimedia Commons, da die verwendeten Materialien aus dem Archiv der U.S. National Oceanic and Atmospheric Administration entnommen wurden

  



  Sie müssen sich das einmal vorstellen: Kein Paläontologe konnte bisher zurück in die Eiszeit reisen und dort einen Säbelzahntiger oder ein kuscheliges Mammut anschauen. Er kann aber aus den geologischen Funden ablesen, daß sie einmal existiert haben müssen. Ich kann jetzt aber als Geologe auf den Meeresgrund abtauchen und dort mineralische Lagerstätten, von denen ich ebenfalls weiß, daß sie existieren - denn wir bauen die "geologischen Funde" ja längst auf dem Festland ab -, direkt vor meinen Augen entstehen sehen. Das ist für das Verständnis der für den geologischen Aufbau solcher Lagerstätten verantwortlichen Prozesse von ganz entscheidender Bedeutung.


  Wir können den Entstehungsprozeß direkt untersuchen, indem wir zum Beispiel hydrothermale Fluide analysieren. Dadurch lerne ich die Zusammenhänge besser verstehen und worauf ich bei der Exploration neuer, mineralischer Lagerstätten in vier Milliarden Jahre altem Gestein an Land zu achten habe.


  In umgekehrter Richtung hilft mir natürlich ebenfalls, das, was ich von den Vorkommen an Land lerne, bei der Erkundung jüngerer Mineralablagerungen im Meeresboden zu nutzen. So kann man in Gebirgsbildungen, Bergsenkungen oder in Vulkanen erdgeschichtlich besonders alte mineralische Ablagerungen jeweils in drei Richtungen erkennen. Auf dem heutigen Meeresboden können wir zunächst nur zwei Dimensionen direkt sehen. Aber aus unserem Wissen über erdgeschichtlich alte Landvorkommen läßt sich dann herleiten, was darunter möglicherweise noch zu finden ist. Anders gesagt, Tiefseeforschung und Geologie ergänzen sich wissenschaftlich. Deshalb bin ich auch auf beiden Gebieten tätig.


  SB: Im Rahmen dieser Veranstaltung konnten wir den Eindruck gewinnen, daß nicht nur die Forschung, sondern auch schon die Bergbauunternehmen ein starkes Interesse an den Bodenschätzen des Meeres haben. Sie sprachen in Ihrem Vortrag speziell über sogenannte Massivsulfide. Halten Sie diese im Vergleich zu anderen mineralreichen Funden für ein besonders lohnenswertes Objekt?


  MH: Ja, es gibt hauptsächlich drei verschiedene Arten mineralischer Ressourcen auf dem Meeresgrund, Manganknollen, Kobaltkrusten und Massivsulfide. Massivsulfide findet man in der Nähe von Hydrothermalquellen in vulkanisch aktiven Gebieten. Sie sind aber auch ein Beispiel für die Mineralvorkommen, die man heute an Land abbaut und die sich vor Jahren in einer bestimmten geologischen Umwelt gebildet haben. Derzeit erforschen wir Massivsulfide, die unter zwei unterschiedlichen geologischen Bedingungen entstehen. Da gibt es aber noch sehr viel mehr. Wir explorieren momentan also nur entlang der mittelozeanischen Rücken, an sogenannten Vulkanbögen oder auch an den Backarc-Becken (Randmeerbecken, Anm. Red. Schattenblick) an den Kontinentalrändern. Etwa 50 Prozent der derzeit aktiv genutzten Minen sind vormals aus solchen vorzeitlichen Meeresumgebungen hervorgegangen.


  [image: Farbabstufungen zeigen den Alterungsprozeß - Grafik: by Mr. Elliot Lim, CIRES & NOAA/NGDC freigegeben via NOAA als Public Domain]


  Entlang der mittelozeanischen Rücken ist der Meeresboden noch jung.

  Grafik: by Mr. Elliot Lim, CIRES & NOAA/NGDC freigegeben via NOAA als Public Domain

  



  Allein im Meeresboden eines einzigen Festlandsockels gibt es aber Kontinentalränder, die auseinanderreißen oder passiv gedehnt werden, vulkanische Intrusionen [1] in die Sedimente und viele andere geologische Aktivitäten. All das hat jeweils ganz verschiedene Formen von Mineralablagerungen zur Folge, die momentan noch gar nicht exploriert werden. Daher glaube ich, daß ein sehr viel größeres Spektrum an mineralischen Rohstoffen in der marinen Umgebung gefunden werden könnte, wenn wir danach suchen würden.


  Es gibt also kurz gesagt noch viel zu entdecken. Das einzige Problem oder auch die große Herausforderung besteht darin, daß viele dieser potentiellen Lagerstätten mit Sedimenten bedeckt, also darunter verborgen sein werden. Denn je mehr man sich dem Festland nähert, umso mehr Sediment gibt es. In der Mitte des Atlantischen Ozeans finden wir kaum Sediment, dort sind die mineralischen Vorkommen direkt zu sehen. Das heißt, wir müssen nun lernen, wie man mineralische Vorkommen unter der Sedimentschicht detektieren kann.


  SB: Wurden zu diesem Zweck schon Verfahren entwickelt?


  MH: An Land machen wir uns bei der Exploration von Mineralien geophysikalische Eigenschaften der Erdkruste für die Fernerkennung von hohen Konzentrationen an mineralischen Ablagerungen zunutze. Wir nutzen die Erdanziehung, da Mineralien eine hohe Dichte haben, wir nutzen Elektromagnetismus, da die Ablagerungen elektrisch leitfähig sind. Und wir nutzen den Magnetismus, weil einige Mineralien auch magnetische Eigenschaften besitzen. Schließlich nutzen wir die gesamte Spannbreite an Fernerkennungsinstrumenten, mit denen sich Lagerstätten auffinden lassen, die innerhalb von ein paar hundert Metern unter der Erdoberfläche unter Gestein verborgen liegen könnten. Die Instrumente lassen sich vom Flugzeug aus anwenden, so daß wir fluggestützte elektromagnetische, magnetische oder Schwerkraft-Messungen durchführen, um potentielle Lagerstätten zu erkunden.


  Ein wirklich gutes Beispiel sind die Diamantenlagerstätten in Nordkanada und zwar in der Hocharktik, wo es Millionen von kleinen Seen gibt. In jedem dieser kleinen Seen können theoretisch Diamantenminen vorkommen, doch man kann nicht sagen, in welchem genau. Man macht sie jedoch durch diese Aufklärungsflüge mit Schwerkraft-Messungen sehr schnell aus, indem man einen sehr großen Bereich überfliegt.


  Diese Möglichkeiten könnte man durchaus auf den Ozean übertragen. Allerdings fehlt uns noch die Technologie dafür. Daran arbeiten wir gerade. Einige der Wissenschaftler am Kieler GEOMAR entwickeln derzeit die Voraussetzungen für solche Technologien. Die größte Herausforderung besteht hierbei in der Wassersäule über dem zu erkundenden Terrain. Wir müssen mit unseren Meßgeräten dicht an die Oberfläche des Meeresbodens gelangen, das heißt, unsere geophysikalischen Detektoren müssen tauchfähig sein. Und wenn man ein großes Gebiet erkunden will, dann müssen sie auch noch sehr schnell sein. Unter Wasser ist das allerdings ein Problem. Man kann dort nie die Geschwindigkeit eines Flugzeugs erreichen.


  [image: Foto: Gemeinfrei freigegeben via Wikimedia Commons]


  Hohe Technologie für die Erforschung des Meeresbodens, doch zu langsam, um große Flächen zu erkunden

  US-Forschungs-U-Boot Pisces IV wird von seinem Versorgungsschiff herabgelassen

  Foto: Gemeinfrei freigegeben via Wikimedia Commons

  



  SB: Könnte man damit bereits potentielle Abbauprodukte beziehungsweise einzelne Stoffe genau unterscheiden? Das wäre meines Erachtens aus zwei Gründen interessant. Einmal, weil sich - wie hier mehrfach gesagt wurde - die Nachfrage an bestimmten technologisch verwendeten Elementen sehr plötzlich ändern kann und man dann schon wüßte, wo etwas zu finden ist. Zum anderen aber auch, weil auf dem Land häufiger bestimmte Rohstoffe mit gefährlichen, beispielsweise radioaktiven Elementen vergesellschaftet vorkommen. Lassen sich auch solche Gefahren per Fernerkennung ausmachen?


  MH: Ja. Lassen Sie mich zunächst die erste Frage beantworten. Sie schließt sich einer anderen Frage an: Woher wissen wir eigentlich, wonach wir suchen sollen? Nun, als Geologen gehört zu unserem Rüstzeug bei der Exploration möglicher Ressourcen immer und zuerst eine geologische Karte [2]. Denn unser Verständnis über das Auftreten und Vorkommen von Mineralien in der Erdkruste basiert im wesentlichen auf Modellen, die sich auf die geologische Umwelt beziehen.


  Das heißt, im Sedimentgestein kommen ganz bestimmte Arten von Mineralien vor, im vulkanischen Gestein findet man wieder andere. Magmatische Intrusionen, wie wir sie in den Anden finden, haben wieder eine besondere Art von Mineralvorkommen zur Folge.


  Habe ich eine geologische Karte, kann ich vorhersagen, welche Arten von Mineralvorkommen sehr wahrscheinlich vorliegen werden, und dann können wir gezielt suchen. Denn als nächstes müssen wir dann unsere geophysischen Suchgeräte auf diese spezielle Art von Mineralvorkommen ausrichten.


  Allerdings gibt es hier ein Problem. Wir haben nämlich keine geophysikalischen Karten vom Meeresboden. Wir haben nur bathymetrische Karten [3]. Das ist in etwa so, als hätte man für Europa nur eine topographische Karte [4], ohne etwas über das Gestein zu wissen. Zum Glück sind wir in der Lage, mineralische Vorkommen auf dem Festland zu erforschen, weil es zu seinem Oberflächenprofil größten Teils auch entsprechende geologische Karten gibt.


  Für den Meeresboden wären solche Karten zwingend notwendig, wenn wir tatsächlich über die Manganknollen oder über diese ozeanischen Rücken hinaus weitere Ressourcen des Meeresbodens explorieren wollen. Das wird natürlich viel Zeit beanspruchen. Und wir brauchen dafür eine Forschungsgemeinschaft, in der sowohl Geologen als auch Geophysiker und Ozeanographen vertreten sind und miteinander arbeiten. Es gibt nur sehr wenige Institutionen weltweit, in denen die personellen Voraussetzungen dafür gegeben sind. Eine davon ist das GEOMAR.


  SB: Das heißt, die Exploration der Meeresböden wird nicht beim Abbau von Manganknollen, Kobaltkrusten und Massivsulfiden aufhören.


  MH: Genau.


  SB: Dr. Peter Buchholz [5] hat in seinem Vortrag über die "weltweite Metallproduktion und den zukünftigen Bedarf" von fünf bis zehn Jahren gesprochen, die es braucht, um eine neugeschaffene Nachfrage an Metallen oder Elementen beispielsweise durch neuartige Technologien für die kohlenstoffarme Energieproduktion bedienen zu können. Damit meinte er unter anderem die Zeit, die man benötigen würde, um entsprechende Vorkommen neu zu erschließen. Gelten diese Zeiten auch noch, wenn der Meeresboden als Rohstoffquelle dazukommt, oder könnte die zusätzliche Exploration in der Tiefsee sogar Lücken schließen bzw. Wartezeiten verkürzen?


  MH: Ich glaube, Dr. Buchholz ging es in seinem Vortrag vor allem um die nächsten fünf Jahre, in denen die Nachfrage nach Metallen in einigen Entwicklungsländern - und vor allem in China - enorm wachsen wird. Hier stellt sich die Frage, ob wir den Bedarf an ganz grundlegenden Dingen wie Eisen und Aluminium dann noch decken können, was für die nächsten fünf Jahre aber durchaus gesichert zu sein scheint. Doch wenn China so weitermacht und auch noch andere Länder dazukommen, werden unsere Möglichkeiten, den wachsenden Bedarf zu bedienen, stagnieren und dann haben wir hier ein Problem.


  Nun, Leute wie Larry Cathles [6], mit dem Sie vielleicht auch schon gesprochen haben, oder ich, die Mineralressourcen nicht nur auf dem Land, sondern auch in der Tiefsee explorieren, sehen das wesentlich optimistischer. Wir glauben daran, daß die Vorkommen existieren. Es gibt unter uns Geologen einen gern zitierten Ausspruch: "Wenn wir bestimmte Bodenschätze brauchen, werden wir sie finden." Die Frage "gibt es sie überhaupt?" kommt bei uns gar nicht vor. Es gibt sie! Und was in Wirklichkeit die Verfügbarkeit der Ressourcen bestimmt, ist ihr Preis, der sich aus Nachfrage und Kosten zusammensetzt. Es wird immer Ressourcen geben. Ausschlaggebend ist einfach nur, was die Leute bereit sind, dafür zu zahlen.


  SB: Betrachten Sie gewissermaßen den gesamten Planeten als Quelle potentieller Ressourcen?


  MH: Ja, ganz genau.


  SB: Da möchte ich doch noch einmal auf meine Frage zurückkommen, mit welchen Risiken man hier bei der Exploration des doch weitgehend Unbekanntem rechnen muß. Wenn Sie einen grauen Gesteinsbrocken aus der Tiefsee holen, sieht man ihm von außen nicht an, ob da vielleicht zwischen den Seltenen Erden, die man haben möchte, radioaktive Substanzen oder giftige Schwermetalle enthalten sind, oder welche bis dahin noch unbekannte Gefahren davon für die Umwelt ausgehen. Kann man hierbei überhaupt für ausreichende Schutzmaßnahmen sorgen?


  MH: Auf jeden Fall. Zum einen haben wir verschiedene Instanzen, die für die Minimierung des Gefahrenpotentials und das Risikomanagement verantwortlich sind. Ganz grundlegende Einrichtungen, von denen wir hier in den letzten zwei Tagen dieses Workshops sehr viel gehört haben, sind die nationalen und internationalen Aufsichtsbehörden, die wirklich ausgesprochen gründlich arbeiten. Innerhalb der Ausschließlichen Wirtschaftszonen (AWZ) [7], in denen die Wahrscheinlichkeit für eine Umweltgefährdung für örtliche Gemeinden und Anwohner wohl am höchsten ist, haben die meisten Länder bereits entsprechende Gesetze, Anforderungen und Vorschriften, die sich auch auf den Ozean übertragen lassen, mit denen sie die bergbaulichen Risiken an Land stark einschränken.


  Nun denken vielleicht ein paar Leute, 'na gut, diese Vorschriften reichen aber nicht aus, um auch die Nachhaltigkeit und den Schutz der Umwelt und die Wahrung der Interessen der Menschen vor Ort zu gewährleisten'. Ich spreche jetzt bewußt nicht vom Schutz der körperlichen Sicherheit der Leute, sondern von ihren Interessen.


  In der Realität können sich die Firmen, also die größten, kommerziellen Förderunternehmen der Welt, die letztlich die Ressourcen abbauen werden, keine Fehler diesbezüglich erlauben. Die Ressourcen werden nämlich nicht von den einzelnen Ländern gefördert, sondern das machen Bergbauunternehmen, die sich ihrer sozialen Verantwortung, ihrer sozialen Lizenz, äußerst bewußt sein müssen. Sie können die gesellschaftlichen, umweltrelevanten oder ökonomischen Rahmenbedingungen nicht ignorieren, die ihnen gesetzt wurden, oder sie können ihre Pläne vergessen. So dumm werden sie aber nicht sein.


  Natürlich treibt die großen Konzerne wie meinetwegen BHP [8] zunächst zum Beispiel die Frage an: Wo finden wir das nächste Eisenvorkommen? Doch es macht keinen Sinn, eine große Ressource ausgemacht zu haben, wenn sich die Förderung nicht mit dem Schutz der Umwelt und dem Wohlergehen der menschlichen Gemeinschaft vereinbaren läßt.


  Das heißt, als Geologe und auch als Wirtschaftsgeologe bin ich ausgesprochen zuversichtlich, über unsere Möglichkeiten sicherstellen zu können, daß kein Schaden entsteht. Man kann natürlich nicht alles schützen. Aber ich bin optimistisch, daß sowohl die Nachhaltigkeit als auch der Umweltschutz aufgrund der bereits bestehenden Vorschriften durchaus garantiert werden können, weil diese als Gebot der langfristigen wirtschaftlichen Vernunft für die Durchführung der Projekte unabdingbar sind. Und wenn die Förderunternehmen ihre Sache nicht absolut gut machen, können sie ihr Projekt einpacken.


  SB: Wir haben auf diesem Workshop den Eindruck gewonnen, daß die Industrie gewissermaßen schon in den Startblöcken steht. Würden Sie das bestätigen? Gibt es keine Argumente mehr, die das noch verhindern könnten? Steht dem Tiefseebergbau Ihrer Meinung nach nichts mehr im Wege?


  MH: Ganz genau. Denken Sie nur an den Vortrag des Vertreters der International Seabed Authority, Michael Lodge, oder an Prof. Tullio Treves vom International Tribunal for the Law of the Sea, der einen historischen Rückblick auf die Anfänge des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen "The Law of the Sea" gab. [9] Bereits seit fünfzig Jahren wird über diese Probleme nachgedacht. Ich finde, das ist doch eine recht lange Zeit, um sicherzugehen, daß man nichts ausgelassen hat. Das Schöne daran ist, daß wir ebenfalls beinahe fünfzig Jahre Zeit hatten, die Prozesse zu studieren, die vor der wirtschaftlichen Umsetzung kommen oder die für den Beginn von wirtschaftlichen Aktivitäten notwendig sind. Sicher wird es auch immer Unerwartetes geben, aber sehr vieles, was zur Entscheidungsfindung wichtig ist, wurde bereits durchdacht. Wir haben also großes Glück gehabt, daß dieser Typ aus Malta 1967 gesagt hat, "wir fangen besser jetzt schon damit an, darüber nachzudenken", auch wenn wir fünfzig Jahre Zeit hatten. [10]


  SB: Anders als bei den Tiefseemineralien werden fossile Kohlenwasserstoffe, also Gas und Rohöl, schon längst im großen Stil aus dem Meeresboden gefördert. Hat die gewaltige Katastrophe der Deep Water Horizon im April 2010 und die daraus folgenden Umweltschäden im Golf von Mexiko etwas an der Einstellung über die Ausbeutung der Bodenschätze des Meeresbodens verändert? [11]


  MH: Ja sicher, vor allem in der öffentlichen Wahrnehmung. Vielen Menschen ist bewußt geworden, daß dort Dinge passieren, von denen sie gar nichts ahnen. Ich bin auf diesem Gebiet kein Experte, aber meines Erachtens besteht der wesentliche Unterschied zwischen dem Fall der Deep Water Horizon und Deep Sea Mining (Tiefseebergbau) darin, daß es sich beim Erdöl um ein Material handelt, das unter sehr hohem Druck steht und in sehr großer Tiefe lagert. Das wird dann einfach angestochen. Wie will man das steuern? Das läßt sich in etwa mit einem Kernreaktor vergleichen: Wenn du den Prozeß nicht unter Kontrolle halten kannst, läuft er dir aus dem Ruder. Im Unterschied dazu hat man es beim Tiefseebergbau die ganze Zeit mit einer statischen Einheit, dem Meeresboden, zu tun. Von diesem lesen wir Materialien auf und tun unser Bestes, die Umwelt dabei nicht zu stören. Wir greifen hier nicht in einen aktiven geologischen Prozeß ein.


  SB: Also haben die vulkanischen Sedimente nichts mit aktiven geologischen Prozessen zu tun?


  MH: Nein, Sedimente werden auch nicht abgebaut, die sind ohnehin "tabu". Mir ging es darum, deutlich zu machen, daß es sich bei beiden Abbauprozessen um vollkommen verschiedene Dinge handelt. Aber die Katastrophe im Golf von Mexiko hat natürlich die Menschen dafür sensibilisiert, wie sich große Konzerne verhalten. Das war ein Unfall. Irgendjemand hat da etwas falsch gemacht. Und diese Dinge können eben passieren.


  [image: Foto: © 2013 by Schattenblick]


  'Wenn wir wissen, wonach wir suchen sollen, werden wir es auch finden', Prof. Mark Hannington im Gespräch

  Foto: © 2013 by Schattenblick

  



  SB: Wenn man also die Gefahr für die Umwelt nur gering halten, Unfälle aber nicht ausschließen kann, von welchen ökonomisch relevanten Konzentrationen sprechen Sie da, mit der Ihrer Meinung nach die Ausbeutung von Mineralablagerungen in der Tiefsee gerechtfertigt werden könnten?


  MH: Zunächst einmal muß jedes marine Bergbauunternehmen wirtschaftlich mit den Bergbauunternehmen an Land konkurrenzfähig sein. Nun können wir aber nicht fünfzehn oder zwanzig Jahre in die Zukunft blicken, um zu sehen, an welchen chemischen Elementen wir dann großen Bedarf haben werden. Augenblicklich scheinen zwar alle nur an Seltene Erden zu denken oder daß wir ganz dringend Seltene Erden brauchen. Aber in fünfzehn Jahren hat sich die Technologie möglicherweise so entwickelt, daß die Elemente der Seltenen Erden [12] gar nicht mehr gefragt sind. Dann geht es vielleicht um Bismuth, Tholorium [13] oder noch etwas ganz anderes. Also ich kann heute nicht voraussagen, wie der Bedarf dann aussehen wird. Aber ich kann heute schon sagen, daß jedwede Förderung von Bodenschätzen aus dem Meeresboden mit den Möglichkeiten an Land ökonomisch verglichen werden wird. Der finanzielle Aufwand muß sich entsprechen bzw. die Kosten sogar geringer sein, als beim konventionellen Bergbau an Land. Und wenn ich von Kosten oder Mitteln spreche, dann verstehe ich darunter nicht nur die finanziellen Mittel oder den Wert in Dollar, sondern auch die Auswirkungen auf die Wirtschaft, auf die Gesellschaft und die Umwelt. All diese Kosten zusammengenommen sollten sich entsprechen oder sogar geringer ausfallen. Und ich behaupte schon jetzt, daß sie auf lange Sicht vergleichbar sein werden und daß wir - wenn man einmal über den von Peter Buchholz gesteckten Horizont hinausblickt - Bodenschätze aus dem Meer wie aus konventionellen Landlagerstätten nutzen werden, so wie wir bereits heute alternative Energiequellen wie Wind- oder Sonnenenergie neben den konventionellen Quellen, Öl-, Gas-, Kohle und Nuklearenergie, für die Stromgewinnung verwenden.


  Wir können unseren Energiebedarf heute aus einer ganzen Bandbreite von verschiedenen Quellen schöpfen. Und das gleiche gilt in Zukunft auch für mineralische Bodenschätze.


  Das Meer ist ja nicht die einzige Quelle. Inzwischen gibt es Unternehmen, die über den Abbau von Asteroiden und anderen kleinen Himmelskörpern nachdenken.


  SB: Ja, auch der Mond wurde bereits ernsthaft als Rohstoffquelle - zum Beispiel für Helium-3, das man von einer fest installierten Mondstation aus exploitieren wollte - in Erwägung gezogen. [14]


  MH: Genau. Wenn man aber schon angefangen hat, darüber nachzudenken, wird es allerhöchste Zeit, daß wir jetzt damit beginnen, die gesetztlichen Rahmenbedingungen und Vorschriften für den Bergbau im Weltraum zu schaffen. Denn wer weiß, in etwa 50 Jahren - und nach dem, was wir heute darüber gehört haben, dauert es etwa so lange, bis entsprechende Gesetze auf die Bahn gebracht werden können - wird der intergalaktische Bergbau genau das sein, was die Förderunternehmen tun. Nicht wahr?


  SB: Vielen Dank


  

  Anmerkungen:

  [1]Intrusion steht in der Geologie dafür, daß vulkanisches Magma in die Erdkruste eindringt.


  [2]Eine geologische Karte stellt die geologischen Verhältnisse eines Gebietes an der Erdoberfläche oder einer zur Oberfläche parallelen Ebene in einer Karte dar. Im Normalfall sind das die an der Oberfläche anstehenden Gesteine, welche die geologische Struktur eines Gebietes bestimmen. Oft wird die geologische Karte zur anschaulicheren Darstellung der Lagerungsverhältnisse von einem geologischen Profil ergänzt.


  [3]Eine bathymetrische Karte ist eine Karte der Topographie des Meeresbodens mit Tiefenzahlen, Tiefenlinien und evtl. farbigen Tiefenschichten. Für diese ozeanischen Tiefenprofile werden die Meeresböden mittels Echolot vermessen, was sehr aufwendig ist.


  [4]Die topografische Karte (auch topographische Karte oder Landkarte) ist eine mittel- bis großmaßstäbige Karte, die zur genauen Abbildung der Geländeformen (Topografie) und anderer sichtbarer Details der Erdoberfläche dient.


  [5]Dr. Peter Buchholz, Leiter der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (DERA), hielt am letzten Tag des Workshops den Vortrag "World metal production and future demands" (Weltmetallproduktion und zukünftiger Bedarf).


  [6]Prof. Dr. Lawrence M Cathles, III ist ein bekannter amerikanischer Geologe der Cornell Universität, im Bereich Erd- und Atmosphärenforschung, der sich derzeit vor allem für die Nutzung von natürlichen Gasressourcen und auch für amerikanische Fracking Projekte stark macht, die seiner Ansicht nach helfen könnten, die globale Erwärmung zu drosseln. 1978 arbeitete er als Wissenschaftler der Pennsylvania State University Grundlagenforschung an Massivsulfid-Formationen am Mittelozeanischen Rücken und im japanischen Hokuroku Becken. 1982 kehrte er in den Forschungsstab des Chevron Oil Field Research Laboratory zurück. 1994 beschäftigte er sich unter anderem mit realistischen, geologischen Modellen über die Fluidbewegungen und die Reifungsprozesse für Erdöl und Erdgas im Muttergestein am Beispiel des Sedimentbeckens des Golfs von Mexiko.


  [7]Als Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) wird nach Art. 55 des Seerechtübereinkommens (SRÜ) der Vereinten Nationen das Gebiet jenseits des Küstenmeeres bis zu einer Erstreckung von 200 Seemeilen (370,4 km) ab der Basislinie bezeichnet (daher auch 200-Meilen-Zone), in dem der angrenzende Küstenstaat in begrenztem Umfang souveräne Rechte und Hoheitsbefugnisse wahrnehmen kann, insbesondere das alleinige Recht zur wirtschaftlichen Ausbeutung einschließlich des Fischfangs (vgl. im Einzelnen Art. 55 bis 75 SRÜ). Die AWZ ist völkerrechtlich betrachtet in den letzten Jahrzehnte entstanden. Erst seit 1982 gilt es als allgemein anerkannt.


  [8]BHP Billiton Limited & Plc ist ein australisch-britischer Rohstoffkonzern und eins der führenden Bergbauunternehmen mit Sitz in Melbourne, Australien und London, GB. Es entstand durch die Fusion des britischen Billiton und des australischen BHP (Broken Hill Proprietary Company) im Jahr 2001 und gehört neben Vale und Rio Tinto Group zu den drei weltgrößten Bergbauunternehmen.


  [9]Michael Lodge, Stellvertretender Generalsekretär der International Seabed Authority, hielt am zweiten Tag des Workshops den Vortrag "Law of the Sea and licensing of mining activities" (deutsch: "Seerecht und Lizensvergabe für den Tiefseebergbau"). Prof. Tullio Treves, war von 1996bis 2011 Richter am Internationalen Seegerichtshof (ISGH; englisch: International Tribunal for the Law of the Sea) mit Sitz in Hamburg, Nienstedten. Er hielt am letzten Tag den Vortrag "Legal regulation of the exploitation of the deep sea‹s mineral resources and latest developments" (deutsch: Gesetzliche Vorschriften für den Abbau von Mineralvorkommen in der Tiefsee und ihre jüngsten Entwicklungen).


  [10]Gemeint ist Arvid Pardo (geb. 12. Februar 1914 in Rom, Italien; gest. 19. Juni 1999 in Seattle oder Houston, Vereinigte Staaten). Er war ein maltesischer Diplomat, Lehrer und Universitätsprofessor und gilt als der Begründer des Seerechtsübereinkommens. Am 1. November 1967hielt er eine weithin beachtete Rede vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen und forderte internationale Regeln, um die Sicherheit und den Frieden auf See zu gewährleisten sowie der weiteren Verschmutzung vorzubeugen und die Ressourcen der Ozeane zu schützen.


  [11]780 Millionen Liter Öl waren vom 22. April 2010 bis zum Verschluß des havarierten Bohrlochs am 5. August 2010 nach dem Sinken des Bohrschiffs Deepwater Horizon in den Golf von Mexiko geflossen. Mehr dazu:


  http://www.schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula267.html

  http://www.schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula268.html

  http://www.schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula269.html


  [12]Zu den Metallen der Seltenen Erden gehören die chemischen Elemente der 3. Nebengruppe des Periodensystems (mit Ausnahme des Actiniums) und die Lanthanoide - insgesamt also 17 Elemente. Nach den Definitionen der anorganischen Nomenklatur heißt diese Gruppe chemisch ähnlicher Elemente Seltenerdmetalle. Im Deutschen gibt es des weiteren den Begriff Seltene Erdelemente und passend dazu das dem englischen REE (Rare Earth Elements) nachempfundene Kürzel SEE. Mehr über ihren Abbau im Meeresboden siehe:


  http://www.schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula271.html


  [13]Bismut oder Wismut (veraltet auch: Wismuth) ist ein bekanntes chemisches Element der 5. Hauptgruppe (Stickstoffgruppe) des Periodensystems mit dem chemischen Symbol Bi und der Ordnungszahl 83. Es wird momentan hauptsächlich in Legierungen verwendet, die einen besonders niedrigen Schmelzpunkt z.B. 70 °C (woodsches Metall), 98 °C (Roses Metall) oder das bereits bei 60 °C schmelzende Lipowitz'sche Metall.

  Tholorium ist neben Anurium oder Xenurium ein Phantasie-Element, das aber schon in SF-Spielen im Internet (z.B. http://forums.sinsofasolarempire.com/306277) als wichtiger Rohstoff für Schildgeneratoren oder Stabilisationsknoten, Phasenantriebe u.ä. verwendet wurde. Dort wird es beispielsweise als mögliches Element gehandelt, das man auf Asteroiden finden könnte.

  http://www.youtube.com/watch?v=1tVtrPicLIg


  [14]mehr dazu siehe:

  http://www.schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula232.html



  Weitere Berichte und Interviews zum Kieler Workshop "Seafloor Mineral Resources: scientific, environmental, and societal issues" finden Sie, jeweils versehen mit dem kategorischen Titel "Rohstoff maritim", unter


  INFOPOOL &arr; UMWELT / REPORT / BERICHT und

  

  INFOPOOL / UMWELT / REPORT / INTERVIEW


  



  2.April 2013


  



  
    

    Copyright 2013 by MA-Verlag

    Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

    Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

    Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

    Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

    E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

    Internet: www.schattenblick.de
    

  


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  

  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  MILITÄR/6848: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.04.2013 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Gefechte in Nordmali - Vertriebene Rebellen kehren zurück


  Der Al-Kaida im Islamischen Maghreb (AQIM) nahestehende islamistische Kämpfer sind offenbar in die malische Oasenstadt Timbuktu, die Ende Januar von Interventionstruppen "befreit" worden war, zurückgekehrt. Seit Sonnabend liefern sich islamistische Rebellen in der Wüstenstadt Scharmützel mit malischen und französischen Truppen. Dabei sollen nach Informationen der ARD mehrere Menschen getötet worden sein. Nach dem schnellen Vorstoß französischer Fallschirmjägereinheiten nach Nordmali hatte Präsident François Hollande verkündet, seine Armee habe ihre Ziele erreicht. Der nun erfolgte Rebellenangriff am südlichen Rand der Sahara offenbart, wie schwierig es künftig sein wird, für Sicherheit in dem westafrikanischen Land zu sorgen. Unterdessen sind Hunderte Soldaten aus der Europäischen Union, darunter auch Angehörige der Bundeswehr, in Koulikoro nahe der Hauptstadt Bamako eingetroffen, um die malischen Streitkräfte im Kampf gegen die Rebellen auszubilden.
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  INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN

  



  MELDUNG/675: Nachrichten aus Forschung und Lehre vom 02.04.13 (idw)


  



  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilungen


  → Ins Innere von Nano-Medikamenten spähen

  → Molekulare Ernährungsforschung - Was der Leber zu schaffen macht


  



  Universität Bielefeld - 28.03.2013


  Ins Innere von Nano-Medikamenten spähen


  Deutsche Forschungsgemeinschaft und Land Nordrhein-Westfalen fördern Röntgenanlage für Universität Bielefeld


  Mit mehr als 600.000 Euro unterstützen die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und das Wissenschaftsministerium Nordrhein-Westfalen die Anschaffung einer neuen Röntgenanlage für die naturwissenschaftlichen Fakultäten der Universität Bielefeld. Die Forscherinnen und Forscher analysieren mit dem Gerät künftig Materialien, die tausend Mal kleiner sind als ein typisches Bakterium. Präzise heißt das Gerät Röntgenkleinwinkeldiffraktometer. Mit seiner Hilfe wollen die Wissenschaftler Nano-Materialien entwickelten, um beispielsweise Medikamente treffsicherer zu machen und Giftstoffe zu neutralisieren.


  "Röntgentechniken spielen eine große Rolle in der Erforschung von Nano-Materialien - zum Beispiel bei der Entwicklung intelligenter Trägermaterialien für Medikamente", sagt Professor Dr. Thomas Hellweg von der Fakultät für Chemie. Er war federführend für den DFG-Antrag zuständig, den er erfolgreich zusammen mit Kolleginnen und Kollegen aus den Fakultäten für Physik, Biologie und Chemie gestellt hat. "Wir wollen das Gerät unter anderem für die Untersuchung von intelligenten Mikrogelen einsetzen. Mit ihnen lassen sich Medikamente in den Körper transportieren, um genau dort freigesetzt zu werden, wo sie wirken sollen." Mit dem Röntgenmikroskop wollen Hellweg und sein Team künftig untersuchen, wie verschiedene Mikrogele aufgebaut sind. Im nächsten Schritt schleusen sie Medikamente und Nanopartikel in das Mikrogel ein. "Die Nanopartikel können unter anderem magnetisch und temperaturempfindlich sein", sagt Hellweg. Die Idee: Nimmt ein Patient das Mikrogel ein, kann der Arzt es von außen mit Magneten an die Stelle - zum Beispiel die Leber - lenken, an der das Medikament ausgeschüttet werden soll. Durch magnetische Wechselfelder bringt der Arzt die Nano-Partikel von außen zum Erhitzen. Die Wärme führt dazu, dass das Mikrogel den Wirkstoff freisetzt. "Drug Delivery" nennt sich diese treffsichere Ausschüttung von Medikamenten.


  Darüber hinaus will Hellwegs Arbeitsgruppe "Physikalische und Biophysikalische Chemie" die neue Röntgenanlage auch für die Erforschung von Mikroemulsionen einsetzen. Mikroemulsionen sind Gemische aus Wasser und Öl, die mit Tensiden (Seifen) stabilisiert sind. "Wir können Mikroemulsionen herstellen, mit denen sich gefährliche chemische Stoffe wie Pflanzenschutzmittel neutralisieren lassen", sagt Hellweg. Möglich ist das, weil Mikroemulsionen Enzyme aufnehmen und transportieren können. Diese Proteine zersetzen dann den giftigen Stoff.


  Neben Mikrogelen und Mikroemulsionen untersuchen Bielefelder Forscherteams mit dem Gerät in Zukunft auch die Bildung von Eiskristallen in Wolken, Enzymen in Lösung sowie Halbleiterstrukturen in Nano-Größe. Die Ausschreibung für die Röntgenanlage ist jetzt angelaufen. Voraussichtlich in fünf Monaten soll sie erstmals für Analysen genutzt werden.


  Die neue Röntgenanlage wird in dem Profilschwerpunkt Molekular- und Nanowissenschaften der Universität Bielefeld eingesetzt. In diesem breiten Feld hat sich die Universität mit einem fokussierten Profil an den Schnittstellen zwischen Physik, Chemie, Biologie und Bioinformatik national und international deutlich sichtbar positioniert. Die aktuellen Forschungsschwerpunkte reichen von Nanoschichten und Einzelmolekülprozessen bis hin zu bakteriellen, pflanzlichen und tierischen Zellen.


  Kontakt:


  

  Prof. Dr. Thomas Hellweg, Universität Bielefeld

  Fakultät für Chemie / Physikalische Chemie III

  E-Mail: thomas.hellweg@uni-bielefeld.de


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.uni-bielefeld.de/chemie/arbeitsbereiche/pc3-hellweg


  Zu dieser Mitteilung finden Sie Bilder unter:


  http://idw-online.de/de/image198693

  Professor Thomas Hellweg injiziert eine Probe mit Mikrogelen in die bisherige Röntgenanlageder Fakultät für Chemie. Im Vordergrund ist eine Flasche mit Mikrogelen zu sehen, die in Wassergelöst sind.


  http://idw-online.de/de/image198694

  Typische Mikrogelteilchen, hier eine Aufnahme aus dem Rastermikroskop, sind 250 Nanometer klein - das sind 0,00025 Millimeter. Künftig werden Messungen mit der neuen Röntgenanlage das Bild ergänzen: Das Gerät liefert mathematische Werte.


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution56


  Quelle: Universität Bielefeld, Ingo Lohuis, 28.03.2013


  

  



  


  [image: Pkt]


  

  



  Friedrich-Schiller-Universität Jena - 28.03.2013


  Was der Leber zu schaffen macht


  Prof. Dr. Ina Bergheim von der Universität Jena betreibt molekulare Ernährungsforschung


  "Ein Gläschen in Ehren kann niemand verwehren" - ein Glas Wein zum guten Essen und ein Bier nach Feierabend gehören für die meisten Deutschen einfach dazu. Über 80 Prozent der Deutschen trinken Alkohol. Pro Jahr nimmt jeder Erwachsene mehr als 130 Liter an alkoholischen Getränken zu sich. "Gegen das gelegentliche Gläschen in Ehren ist meistens nichts einzuwenden", sagt Prof. Dr. Ina Bergheim von der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Doch übermäßiger Alkoholkonsum führe definitiv zu Gesundheitsschäden, so die neue Professorin für Modellsysteme molekularer Ernährungsforschung weiter.


  "Dazu gehören in erster Linie Lebererkrankungen", weiß die Ernährungswissenschaftlerin, die von der Universität Hohenheim nach Jena wechselte. Bleibt der Alkoholkonsum weiter hoch, entwickelt sich eine Fettleberentzündung. Schlimmstenfalls kann es zu Leberzirrhose kommen, so Bergheim, die sich als eine von wenigen Forschern in Deutschland mit ernährungsphysiologischen Aspekten des Alkoholkonsums auf die Leber befasst.


  Doch nicht nur übermäßiger Alkoholgenuss macht der Leber zu schaffen. "Aus zahlreichen Studien wissen wir, dass die Zahl der nicht-alkoholbedingten Lebererkrankungen in den vergangenen 30 Jahren deutlich angestiegen ist." Eine Ursache dafür sieht Prof. Bergheim im steigenden Verzehr von Zucker. Denn den konsumieren wir längst nicht mehr nur in Form von Süßigkeiten oder Kuchen. "Zucker ist in vielen Nahrungsmitteln versteckt", so die 39-Jährige. Ketchup, Joghurt und Getränke enthalten große Mengen davon. "Chronischer Zuckerkonsum kann zumindest im Tiermodell zu ähnlichen Schäden an der Leber führen wie chronischer Alkoholkonsum", warnt Bergheim.


  Die aus dem rheinland-pfälzischen Oberwesel stammende Wissenschaftlerin setzt einen ihrer Forschungsschwerpunkte in der Prävention von Lebererkrankungen durch die Ernährung. "Voraussetzung dafür ist, dass wir die molekularen Mechanismen verstehen, die zur alkohol- bzw. nicht-alkoholbedingten Fettlebererkrankung beitragen." Ina Bergheim beschäftigte sich bereits in ihrer Diplomarbeit an der Uni Gießen mit alkoholbedingten Organschäden: Zunächst mit dem Einfluss, den chronischer Alkoholkonsum auf das Kleinhirn hat, "später ging es weiter über den Dickdarm und die Speiseröhre hin zur Leber." In Zellkultur- und Tiermodellen aber auch in Probandenstudien geht sie seither der gesundheitsschädigenden Wirkung von Alkohol und Zucker nach.


  Nach dem Studium wechselte sie an die Uni Hohenheim und hat in ihrer Promotion, die sie 2002 abschloss, die Rolle von Alkohol bei der Entstehung von Darm- und Speiseröhrenkrebs untersucht. Es folgten Forschungsaufenthalte am Robert-Bosch-Krankenhaus in Stuttgart und der University of Louisville im US-Bundestaat Kentucky. Wieder zurück an der Uni Hohenheim hat Ina Bergheim eine vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte Nachwuchsforschergruppe aufgebaut. 2010 habilitierte sie sich dort mit einer Arbeit über die molekularen Mechanismen alkohol- und nicht-alkoholbedingter Fettlebererkrankungen.


  Ein weiteres Standbein hat die Ernährungswissenschaftlerin in der Erforschung von Risikofaktoren, die Stoffwechselerkrankungen im Kindesalter bedingen und fördern. "Auch dabei spielt die Ernährung eine zentrale Rolle", sagt Bergheim, die selbst Mutter zweier Kinder ist. Wie eine ihrer jüngst abgeschlossenen Studien an über- und normalgewichtigen Kindern belegt, sind übergewichtige Kinder trotz der höheren Energie- und Nährstoffaufnahme teilweise nicht ausreichend mit Mikronährstoffen versorgt. Normal- und übergewichtige Kinder unterscheiden sich hauptsächlich in ihrem Bewegungs- und weniger in ihrem Ernährungsverhalten. Außerdem zeige bereits ein Großteil der übergewichtigen Kinder im Alter von 5 bis 9 Jahren Symptome des sogenannten metabolischen Syndroms: Störungen des Fettstoffwechsels, Bluthochdruck, Insulinresistenz.


  Kontakt:

  Prof. Dr. Ina Bergheim

  Institut für Ernährungswissenschaften

  Friedrich-Schiller-Universität Jena

  Dornburger Str. 29, 07743 Jena

  E-Mail: ina.bergheim[at]uni-jena.de


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.uni-jena.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution23


  Quelle: Friedrich-Schiller-Universität Jena, Dr. Ute Schönfelder, 28.03.2013


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN

  



  LESUNG/945: Leverkusen - Bär ist krank! am 4. April 2013


  



  Lesen verleiht Flügel: Bär ist krank!


  



  Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 4. April, liest Vorlesepatin Janna Günther das Bilderbuch "Bär ist krank!" von Karma Wilson und Jane Chapman vor. Der Bär sitzt allein in seiner Höhle und fühlt sich gar nicht gut, die Nase läuft und er muss dauernd niesen - er ist erkältet. Zum Glück hat er gute Freunde, die sich um ihn kümmern.


  Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle interessierten Kinder ab fünf Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist nicht erforderlich.


  Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der Stadtbibliothek in Leverkusen-Wiesdorf, Friedrich-Ebert-Platz 3d.

  Infos unter Tel.: 0214/4064240 und im Internet: www.stadtbibliothek-leverkusen.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Stadt Leverkusen

  E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

  Internet: http://www.leverkusen.de
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRPROGRAMME

  



  RADIO BREMEN - BREMEN EINS/457: Woche vom 15.04. bis 21.04.2013


  



  radioBREMEN - Die Hörfunk-Programme / 16. Programmwoche


  



  Bremen Eins - Radio für Bremen, Bremerhaven und die Region

  

  Bremen Eins - mit den schönsten Oldies und den größten Hits

  aller Zeiten

  

  Bremen Eins - informativ und unterhaltsam, aktuell und

  hintergründig,

  

  regional und weltoffen, kompetent und nützlich, frisch und

  freundlich, ehrlich und lebensnah

  

  Bremen Eins - alles, was ich hören will!


  UKW Bremen 93,8 MHz; UKW Bremerhaven 89,3 MHz;

  Astra 1 H digital DVB-S Tr. 93

  Im Kabel, als Podcast und Live-Stream


  Die Radio Bremen-Programme sind auch mit einem

  Kabelanschluss zu empfangen. Auskünfte erteilt

  die Kabel Deutschland GmbH Tel. 01805/23 33 25 (12 Ct/Min).


  *


  Montag bis Freitag, 15.4.-19.4.2013


  05.05 Der Morgen

  05.30 Kurznachrichten, Wetter, Verkehr


  06.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  06.20 Das Wettergespräch

  06.30 Kurznachrichten, Wetter, Verkehr


  07.00 Die Rundschau am Morgen

  07.30 Kurznachrichten, Wetter, Verkehr


  08.00 Die Rundschau am Morgen

  08.20 Das Wettergespräch

  08.30 Kurznachrichten, Wetter, Verkehr


  09.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  09.30 Kurznachrichten, Wetter, Verkehr


  10.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  10.05 Der Vormittag

  10.20 Das Wettergespräch

  10.30 Plattdeutsche Nachrichten


  11.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  12.00 Die Rundschau am Mittag

  12.12 Der Mittag


  13.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  14.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  14.05 Der Nachmittag


  15.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  15.40 buten un binnen-Themen


  16.00 Die Rundschau am Nachmittag

  mit der Sportzeit

  16.20 Das Wettergespräch


  17.00 Die Rundschau am Nachmittag

  mit der Sportzeit


  18.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  18.05 Grüße und Musik


  19.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  20.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  20.05 Der Abend

  - Donnerstag bis 21.00 Uhr: Bremen Eins Musiktester


  21.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  22.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  23.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  00.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  00.05 SWR 1 Die Nacht


  *


  Sonnabend, 20.4.2013


  05.05 Der Morgen


  06.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  06.20 Das Wettergespräch


  07.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  08.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  08.20 Das Wettergespräch

  08.45 As time goes by


  09.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  10.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  10.05 Bremen Eins am Wochenende

  10.20 Das Wochenendwetter

  10.40 Zeiglers wunderbare Welt des Fußballs


  11.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  12.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  13.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  13.05 Beat Club

  mit Uschi Nerke


  14.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  15.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  15.05 Die Fußball-Bundesliga


  16.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  17.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  18.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  18.05 Grüße und Musik


  19.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  20.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  20.05 Der Abend


  21.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  22.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  23.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  00.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  00.05 SWR 1 Die Nacht


  *


  Sonntag, 21.4.2013


  06.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  06.05 Der Sonntagmorgen

  06.30 Wetter, Verkehr


  07.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  07.30 Wetter, Verkehr

  07.40 Auf ein Wort


  08.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  08.05 Bremen Eins am Sonntagvormittag

  08.30 Wetter, Verkehr


  09.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  10.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  10.20 Das Sonntagswetter


  11.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  12.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  12.05 Der Sonntag aus dem Studio Bremerhaven


  13.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  14.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  15.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  15.05 Bremen Eins am Sonntag


  16.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  17.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  18.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  19.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  20.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  20.05 Bremen Eins am Sonntagabend


  21.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  22.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  23.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr


  00.00 Nachrichten, Wetter, Verkehr

  00.05 SWR 1 Die Nacht


  *


  Quelle:

  bremen eins - Programminformationen 16. Woche - 15.04. bis 21.04.2013

  radioBREMEN - Programmredaktionen

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 28100 Bremen

  Telefon: 0421/246-41050, Fax: 0421/246-41096

  E-Mail: presse@radiobremen.de

  Internet: www.radiobremen.de/presse
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT

  



  BERICHT/296: Warum und wie gewaltfreie Kampagnen funktionieren (Forum Pazifismus)


  



  Forum Pazifismus Nr. 34/35/36 - 2.-4. Quartal 2012

  Zeitschrift für Theorie und Praxis der Gewaltfreiheit


  Warum und wie gewaltfreie Kampagnen funktionieren

  Die erstaunlichen Erkenntnisse einer Studie von Erica Chenoweth und Maria J. Stephan


  Von Stefan Maaß


  



  Der "Arabische Frühling" und besonders die gewaltfreien Regimewechsel in Tunesien und Ägypten waren für viele eine Überraschung. War es Zufall, dass sie gewaltfrei waren oder gab es eine effektive Strategie, die zu diesen Umbrüchen führte?


  Die Hoffnung auf eine gewaltfreie Kettenreaktion erhielt mit dem bewaffneten Kampf einen deutlichen Dämpfer. Aus Libyen erreichten uns täglich neue Berichte über Menschenrechtsverletzungen durch den Regimeführer Muammar al-Gaddafi. Der Ruf nach einem militärischen Eingreifen wurde lauter, in dessen Zusammenhang von "Schutzverantwortung" und der "Ultima ratio" gesprochen wurde. Damit ist ein militärisches Eingreifen zum Schutz der Zivilbevölkerung gemeint. Schließlich beschloss die Nato, die einheimischen Rebellen militärisch zu unterstützen. Auch wenn sich Deutschland der Stimme enthielt, wäre ein deutscher Militäreinsatz vermutlich von vielen Bürgern gebilligt worden.


  Dass militärisches Eingreifen bei schweren Menschenrechtsverletzungen manchmal notwendig sei, dieser Ansicht war bis vor einigen Jahren auch Erica Chenoweth, eine anerkannte Expertin den Terrorismus betreffenden Fragen an der Wesleyan University in Middleton, USA. Mit dem Thema "Gewaltfreiheit" befasste sie sich zum ersten Mal in einem Workshop des International Center on Nonviolent Conflict. Dort wurde sie mit dem Forschungsstand über gewaltfreien Widerstand konfrontiert, nach dem gewaltfreie Aktionen nicht nur erfolgreich, sondern auch erfolgreicher als gewalttätiger Widerstand sein können.


  Ihre gemeinsam mit der Wissenschaftlerin Maria J. Stephan 2011 in den USA (New York) erschienene Studie "Why civil resistance works. The strategic logic of conflict" belegt, dass gewaltfreie Aufstände effektiver sind, dass sie von einem größeren Teil der Bevölkerung getragen werden und durch sie weniger Tote und Verletzte zu beklagen sind und weniger Zerstörungen zur Folge haben.


  Hier sollen die Ergebnisse der noch nicht auf Deutsch erschienenen Studie vorgestellt werden.


  

  Warum gewaltfreie Kampagnen erfolgreicher sind als bewaffnete Kämpfe


  Die beiden Autorinnen untersuchten Aufstände und Revolutionen zwischen 1900und 2006 - insgesamt 323 Fälle, davon waren 105 gewaltfrei und 218bewaffnet. Dabei zeigte es sich, dass die Wahrscheinlichkeit eines Erfolgs oder Teilerfolgs bei gewaltfreien Widerstandskampagnen nahezu zweimal so groß ist wie bei einem gewaltsamen, bewaffneten Aufstand.


  Wann kann man von einem Erfolg sprechen? Erfolgreich ist eine Kampagne, wenn sie ihre Ziele zu 100 Prozent innerhalb eines Jahres erreicht hat, nachdem ihre Aktivitäten den Höhepunkt erreicht hatten. Erreicht die Kampagne nicht alle Ziele, aber gibt es z.B. Reformen, so wird sie als Teilerfolg gewertet.


  Zwischen 2000 und 2006 war der Unterschied zwischen gewaltfreier Kampagne und bewaffnetem Kampf noch größer. Die Erfolgsquote von gewaltfreien Revolutionen lag in diesem Zeitraum bei 70 Prozent und war im Vergleich zu bewaffneten Kampagnen (ca. 15 Prozent) fast fünf mal größer. Im Untersuchungszeitraum zwischen 2000 und 2006 hat die Häufigkeit von gewaltfreien Aufständen sogar zugenommen und auch ihre Erfolgsquote hat sich erhöht. Die Zahl bewaffneter Revolutionen blieb konstant, aber ihre Erfolgsquote sank.


  Die Autorinnen wählten für ihre Untersuchung den Begriff "Kampagne". Sie verstehen darunter eine Reihe von beobachtbaren, fortwährenden und zielgerichteten Massentaktiken oder Veranstaltungen mit der Absicht, ein politisches Ziel zu erreichen. Eine Kampagne kann mehrere Tage bis zu mehreren Jahren dauern. Es geht also nicht um eine einzelne gewaltfreie oder bewaffnete Aktion, sondern um eine Abfolge von aufeinander abgestimmten Aktionen mit einem klar definierten Ziel. Wenn eine Kampagne sich hauptsächlich auf den bewaffneten Kampf verließ, dann wurde sie als bewaffnet eingeordnet, wenn sie sich hauptsächlich auf gewaltfreie Methoden verließ, als gewaltfrei.


  Die Wissenschaftlerinnen unterscheiden drei Ziele von Kampagnen:


  1.Aufstand gegen ein Regime: Das Ziel ist ein Regimewechsel.


  2.Besatzungs- oder Unabhängigkeitskampf: Das Ziel ist die Vertreibung der Besatzer bzw. die Unabhängigkeit.


  3.Sezessionskämpfe: Das Ziel ist die Abspaltung eines Teilgebiets von einem Land.


  Bei 1. und 2. erweisen sich die gewaltfreien Aufstände erfolgreicher als die bewaffneten Kämpfe. Bei 3. waren weder die gewaltfreien Kampagnen noch die gewalttätigen erfolgreich.


  "Gewaltfreie Kampagnen haben die Tendenz in allen Regionen der Welt erfolgreicher zu sein als bewaffnete Kämpfe." Am erfolgreichsten waren sie in der früheren Sowjetunion und Amerika, doch auch im Nahen Osten, Afrika und Europa sind die Unterschiede deutlich. Lediglich in Asien ist der Unterschied zwischen den erfolgreichen gewaltfreien und den erfolgreichen bewaffneten Kämpfen nicht sehr groß. Gewaltfreie Kampagnen sind nicht nur erfolgreicher, sondern ihr Erfolg ist auch unabhängig davon, ob das Regime autoritär, mächtig oder schwach ist.


  

  Gründe und Bedingungen für erfolgreiche gewaltfreie Kampagnen


  Chenoweth und Stephan haben nicht nur festgestellt, dass gewaltfreie Kampagnen erfolgreicher sind, sie haben auch entscheidende Gründe und Bedingungen für einen Erfolg analysiert. Sie veranschaulichen diese Bedingungen an vier Fallbeispielen: Iran (1977-1979), die erste palästinensische Intifada (1987-1992), das Philippine People Power Movement (1983-1986) und der Aufstand in Burma (1988-1990).


  Gewaltfreie Kampagnen sind erfolgreich, wenn es ihnen gelingt eine große Anzahl von Menschen in der Bevölkerung anzusprechen. Diese sollten aus sehr unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen bestehen und in der Lage sein, mit unterschiedlichen Methoden Widerstand zu leisten und mögliche Repressionen des Systems auszuhalten. Gewalt und insbesondere ein bewaffneter Kampf behindern vielmehr den Erfolg, da die Teilnehmenden auf Distanz zu den Kampagnenführenden gehen und auch Repressionen zunehmen und massiver werden.


  Die Fähigkeit, die Massen zu mobilisieren

  Die Autorinnen sehen in der massenhaften Beteiligung den entscheidenden Faktor für das Ergebnis der Kampagne. Eine große Zahl von Mitwirkenden verstärkt die Widerstandskraft und erhöht die Wahrscheinlichkeit von Neuerungen. Breit angelegte Aktionen können die Kosten für das Regime erhöhen, den Status Quo zu erhalten. Außerdem können auch Unterstützer des Regimes wie z.B. Sicherheitskräfte besser erreicht und überzeugt werden. Im Durchschnitt werden 200.000 Teilnehmende bei gewaltfreien Kampagnen gezählt. Das sind ungefähr 150.000 mehr als bei bewaffneten Kampagnen. Ein Regime kann laut Chenoweth bei einer Bevölkerungsbeteiligung von 10 Prozent seine Macht kaum noch halten. Selbst bei fünf Prozent der Bevölkerung wird es das Regime schwer haben.


  Chenoweth und Stephan konnten die Beteiligung bei immerhin 259 der 323 Kampagnen auswerten. Dass 20 von den 25 größten Kampagnen gewaltfrei waren, scheint ihre These zu bestätigen. Von diesen 20 gewaltfreien Kampagnen waren 14 erfolgreich (70 Prozent), von den fünf bewaffneten waren es lediglich zwei (40 Prozent). Je mehr Menschen sich am Protest am Widerstand beteiligen, umso größer also ist die Wahrscheinlichkeit des Erfolgs. Doch weshalb haben gewaltfreie Kampagnen mehr Teilnehmende?


  Physische Hindernisse

  Gewaltfreie Kampagnen bieten mehr Möglichkeiten als gewalttätige Kampagnen, sich zu beteiligen, und sie bieten neben hochriskanten Aktivitäten (z.B. Demonstrationen, da es hier zu einer Konfrontation mit der Staatsmacht kommt) auch andere Beteiligungsmöglichkeiten mit geringerem Risiko (z.B. Streik oder Boykott). Gewaltfreie Kampagnen sind darüber hinaus offener für Frauen und für ältere Menschen. Diese beiden Gruppen können sich dort stärker einbringen als in bewaffnete Kampagnen.


  Die aktive Beteiligung an einer bewaffneten Kampagne erfordert bestimmte physische Fähigkeiten wie Beweglichkeit und Ausdauer, die Bereitschaft zur praktischen Übung und die Fähigkeit, mit Waffen umzugehen und diese zu benutzen. Zusätzlich wird eine psychische Stabilität verlangt, da eine solche Kampagnenaktivität oftmals mit gesellschaftlicher Isolierung einhergeht. Während bestimmte Fähigkeiten einschließlich der Ausdauer, der Bereitschaft, Opfer zu bringen und Zeit für Übungen zu investieren, ebenso auf die Teilnehmenden an gewaltfreien Widerstand übertragen werden können, spricht die typische Guerillaherrschaft nur einen kleinen Teil der Bevölkerung an.


  Probleme der Verbindlichkeit / moralische Hindernisse

  Gewaltfreie Kampagnen bieten den Menschen verschiedene Möglichkeiten zur Beteiligung, die sich in ihrer Verbindlichkeit und Risiken unterscheiden. Bewaffnete Kampagnen müssen sich viel stärker auf ihre Teilnehmenden verlassen. Bei bewaffneten Kampagnen kommt die Hürde des Tötens hinzu. Studien mit Soldaten zeigen, dass viele Menschen eine Tötungshemmung haben. Deshalb müssten Menschen trainiert werden, diese Hürde zu überwinden. In einem bewaffneten Kampf müssen sich die Anführer darauf verlassen können, dass ihre Milizen zum Töten bereit sind. Da die Aktivitäten ein sehr hohes Risiko mit sich bringen, werden die Teilnehmenden automatisch geprüft, ob sie verlässlich sind. In gewaltfreien Kampagnen entfällt eine solche Art von Prüfung, da es weniger riskante Aktionsmöglichkeiten gibt.


  Informatorische Hindernisse

  Frühere Untersuchungen haben gezeigt, dass sich die meisten Menschen eher an Protesten beteiligen, wenn sie erwarten, dass viele andere daran teilnehmen. Für bewaffnete Kampagnen stellt dies ein Problem dar, da sie in der Regel im Untergrund aktiv sind. Gewaltfreie Kampagnen arbeiten weniger im Untergrund, sie sind daher besser wahrzunehmen. Ein weiterer Faktor für die Teilnahme ist der der "Festival-Atmosphäre". So kann es bei Demonstrationsveranstaltungen Konzerte, Straßentheater, Kabarett und Satire gehen. Diese Angebote sprechen besonders auch junge Menschen an. Bei einem bewaffneten Kampf sind solche Veranstaltungen unmöglich.


  Heterogenität

  Die Zahl der Teilnehmenden ist nicht allein ausschlaggebend für den Erfolg. Die Akteure müssen sich aus vielen unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen zusammensetzen, damit eine gewaltfreie Kampagne erfolgreich ist. Wie bereits erwähnt sind die Schranken zur Beteiligung an gewaltfreien Kampagnen niedriger als an bewaffneten Kämpfen. Dadurch kann ein breiteres Bevölkerungsspektrum angesprochen und mobilisiert werden. Da es sich dabei um Gruppen handelt, die vorher nicht unbedingt Kontakt miteinander hatten, liegt hierin bereits eine besondere Herausforderung. "Je verschiedenartiger die Teilnahme am Widerstand ist - im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Religion, Volkszugehörigkeit, Ideologie, Beruf und sozioökonomischen Status -, desto schwieriger ist es für den Gegner, Teilnehmende zu isolieren." Es fällt einem Regime in solch einer Situation schwerer, Repressionen anzuwenden und durchzusetzen.


  Regierungstreuen Sicherheitstruppen fällt es im Allgemeinen auch schwerer, auf eine gewaltfreie Widerstandsbewegung bestehend aus der eigenen Zivilbevölkerung zu schießen. Dies war wohl auch ein Grund, weshalb es am 9. Oktober 1989, als sich in Leipzig 70.000 Menschen den bewaffneten Sicherheitskräften entgegengestellt hatten, nicht zu einem Blutvergießen kam. Dieser Tag wird von vielen als wichtiger Tag der friedlichen Revolution gewertet.


  Flexibilität

  Die gewaltfreie Kampagne wird effektiver, wenn sie zwischen verschiedenen Taktiken und Methoden variiert. Die Autorinnen betonen besonders die Methoden der Konzentration und der Dispersion. Bei Methoden der Konzentration engagieren sich viele Menschen an einem zentralen Ort für ein gemeinsames politisches Ziel (z.B. Demonstrationen). Die Methoden der Dispersion finden an verschiedenen Orten statt und folgen eher dem Prinzip der Nichtkooperation (z.B. Boykott, Streik).


  Der Wechsel zwischen den Methoden macht es einem bestehenden Regime schwerer, ein System von Repressionen aufrechtzuerhalten. Die iranische Revolution gegen die Schah-Regierung verdeutlicht beispielsweise die Wirkung insbesondere der dispersiven Methoden. Iranische Arbeiter in den Ölraffinerien traten in einen Streik, der die Regierung unter Druck setzte. Die Streikenden wurden daraufhin von Soldaten gezwungen zu arbeiten. Die Arbeiter verrichteten ihren Dienst allerdings viel langsamer als gewöhnlich. Das wirtschaftlich von der Ölproduktion abhängige Regime wurde geschwächt, und gleichzeitig stiegen die Kosten zur Machtkonsolidierung.


  Hilfreich ist die Fähigkeit zur Innovation. Wenn sich das bestehende System auf eine Taktik eingestellt hat, kann es von Vorteil sein, wenn die Kampagne schnell eine neue Taktik entwickelt. Dies trifft sowohl auf gewaltfreie als auch auf bewaffnete Kampagnen zu. Allerdings haben gewaltfreie Kampagnen aufgrund ihrer vielfältigeren und größeren Teilnehmendenzahl mehr Möglichkeiten, eine solche Veränderung zu vollziehen und somit den Druck auf das Regime aufrecht zu erhalten.


  Vorteile von gewaltfreien Kampagnen

  Ein Hauptargument aus der vorliegenden Studie für gewaltfreie Kampagnen ist die größere Wahrscheinlichkeit auf einen Erfolg. Es lassen sich aber noch einige weitere Vorteile nennen.


  Bei gewaltfreien Kampagnen gibt es weniger Tote, Verletzte und traumatisierte Menschen. Der Vergleich zwischen einigen Ländern, in denen es im Jahr 2011 zu einem Regimewechsel gekommen ist, stützt diese These: Der gewalttätige Aufstand in Libyen (30.000 bis 50.000 Tote), der gewaltfreie Aufstand in Tunesien (221 Tote) und der gewaltfreie Aufstand in Ägypten (875 Tote).


  Höhere Wahrscheinlichkeit für eine Demokratie nach dem Konflikt

  In ihrer Studie fanden die Wissenschaftlerinnen heraus, dass bei erfolgreichen Kampagnen die Wahrscheinlichkeit für die Durchsetzung einer Demokratie innerhalb von fünf Jahren nach der Revolution bei gewaltfreien Kampagnen wesentlich größer ist, als bei bewaffneten Aufständen.


  Ein Grund dafür ist die stärkere Einbindung der Bevölkerung durch eine gewaltfreie Revolution, außerdem produziert diese weniger Zerstörungen und schafft weniger Anlässe für Traumatisierungen. Doch selbst gescheiterte gewaltfreie Kampagnen tragen nach Chenoweth und Stephan anders als bewaffnete Aufstände zu demokratischen Veränderungen bei.


  Geringere Wahrscheinlichkeit für einen anschließenden Bürgerkrieg

  Auch bei einer noch längeren zeitlichen Perspektive erweisen sich gewaltfreie Kampagnen als nachhaltiger im Vergleich zu bewaffneten Aufständen. Die Wahrscheinlichkeit, dass es erneut zu einer kriegerischen Auseinandersetzung kommt, ist bei bewaffneten Kämpfen wesentlich höher als bei gewaltfreien. Fast jeder zweite erfolgreiche bewaffnete Kampf ruft innerhalb von 10 Jahren einen erneuten bewaffneten Kampf hervor.


  Schließlich soll noch ein letzter Vorzug von gewaltfreien Kampagnen genannt werden, der im Widerspruch zu gängigen Vorstellungen über gewaltfreie Aktivitäten steht: Die durchschnittliche Dauer eines bewaffneten Aufstandes beträgt neun Jahre. Im Gegensatz dazu dauert eine gewaltfreie Kampagne durchschnittlich drei Jahre.


  

  Schluss


  Die Studie hat auch die Frage nach dem Sinn von ausländischer Unterstützung gestellt und ist dabei zu folgendem Ergebnis gekommen: Bei bewaffneten Kämpfen kann externe Hilfe in Form von Waffenlieferungen und Geld die Erfolgswahrscheinlichkeit steigern. In einigen Fällen kam es daraufhin zu einer verstärkten Beteiligung von verschiedenen Bevölkerungsgruppen am Widerstand. Allerdings gab es in keinem dieser Länder zum Untersuchungszeitpunkt (2006) zu demokratischen Verhältnissen. Nach den Kämpfen herrschte sogar eine Situation im Land, die noch repressiver war als vorher. Selbst wenn es nach einem bewaffneten Kampf mit Hilfe einer Massenbeteiligung der Bevölkerung zu einer Demokratie kam, versuchte die neue Regierung sehr schnell, ihre Macht auf undemokratischem Weg zu konsolidieren und die Möglichkeit der Massenmobilisierung zu unterbinden.


  Da die bewaffneten Kämpfer einheimische Unterstützer nicht gut mobilisieren können, sind sie auf externe Unterstützer angewiesen. Damit wird auch versucht, den Mangel an Teilnehmenden zu kompensieren. Gewaltfreie Revolutionen bauen auf die Bevölkerung und die Institutionen, die sie versuchen zu überzeugen, d.h. sie bereiten auf diese Weise der Demokratie den Weg.


  Externen Akteuren (UNO, EU usw.) wird daher empfohlen, gewaltfreie lokale Gruppen zu unterstützen und ihnen die Koordination von Aktionen vor Ort zu überlassen. Eine externe Unterstützung kann auf der anderen Seite die Entschlossenheit der Oppositionsbewegung mindern, wenn die Frage nach dem Interesse der eingreifenden Länder auftaucht. Gewaltfreie Bewegungen könnten besser unterstützt werden, indem Trainings von gewaltfreien Aktionen angeboten werden oder Teilnehmende der gewaltfreien Kampagne die Möglichkeit haben, sich mit gleichgesinnten Akteuren aus anderen Ländern auszutauschen.


  Dies sollte am besten von NGOs organisiert werden. Selbstverständlich wirkt eine internationale Wahrnehmung der Situation von offizieller politischer Seite und ein formulierter Zuspruch für die beteiligte Opposition ebenfalls ermutigend.


  Es gibt keine 100-Prozent-Strategie, wie ein diktatorisches Regime gestürzt werden kann. Es wird immer wieder Fälle gehen, in denen gewaltfreie Revolutionen scheitern. Doch die Ergebnisse der Studie ermutigt, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, in denen Gewalt ohne Anwendung von Gewalt beendet werden kann.


  Abschließend möchte ich ein Zitat von Chenoweth und Stephan anführen, das an Zweifel anknüpft: "Aufständische, die behaupten, dass bewaffneter Widerstand notwendig ist, liegen wahrscheinlich immer falsch. In der Tat vermuten wir, dass viele Gruppen, die die Gewalt als letzte Zuflucht beanspruchen, möglicherweise niemals strategische gewaltfreie Aktionen angewendet haben, weil sie sie von vornherein, als zu schwierig beurteilten." Auch wenn gewaltfreie Kampagnen nicht einfach umzusetzen sind, sollten uns diese Schwierigkeiten nicht daran hindern, diesen Weg zu gehen.


  

  Stefan Maaß ist Religionspädagoge und Mitarbeiter der Arbeitstelle Frieden der Evang. Landeskirche in Baden. Die hier vorgestellte Studie von Erica Chenoweth und Maria J. Stephan ist 2011 unter dem Titel Why civil resistance works. The strategic logic of nonviolent conflict an der Columbia-Universität in New York veröffentlicht worden.


  *
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL

  



  AKTION/1428: Urgent Action - Katar, Besuch von Familien gestattet


  



  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-071/2013-1, AI-Index: MDE 22/006/2013, Datum: 27. März 2013 - cw


  Katar

  Besuch von Familien gestattet


  



  Herr MUHAMMAD ISSA AL-BAKER

  Herr MANSOUR BIN RASHED AL-MATROUSHI


  Zwei katarische Aktivisten, die seit dem 22. März ohne Kontakt zur Außenwelt inhaftiert sind, durften am 26. März Besuch von ihren Familien empfangen. Sie sollen im zentralen Polizeipräsidium in der Hauptstadt Doha in Einzelhaft gehalten werden. Es besteht weiterhin die Gefahr, dass sie misshandelt werden.


  Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi wurden seit ihrer Festnahme mindestens fünf Tage im zentralen Polizeipräsidium in der katarischen Hauptstadt Doha in Einzelhaft gehalten. Vier Tage lang waren sie ohne Kontakt zur Außenwelt inhaftiert. Erst am 26. März riefen die Behörden die Familien der beiden Aktivisten an, um ihnen zu sagen, dass sie Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi innerhalb der nächsten vier Stunden besuchen dürften. Den beiden Männern war es jedoch weiterhin nicht erlaubt, Anrufe nach draußen tätigen, um beispielsweise ihre Rechtsbeistände zu kontaktieren. Zudem bleibt unklar, wann weitere Familienbesuche gestattet werden. Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi beklagten sich über die schlechten Haftbedingungen. So erhalten sie beispielsweise unregelmäßige Mahlzeiten, sind in kalten Räumen untergebracht und haben keine Möglichkeit, ins Freie zu gehen. Man hatte ihnen mitgeteilt, dass man sie mindestens zehn weitere Tage ohne Anklageerhebung in Haft halten könnte. Genauere Informationen hierzu erhielten sie allerdings nicht.


  Die katarischen Behörden haben zwar angegeben, dass ein Haftbefehl gegen Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi vorliege, die beiden Männer sagten aber aus, dass man ihnen weder vor noch während ihrer Inhaftierung über einen solchen unterrichtet hätte. Möglicherweise begründet sich die Festnahme von Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi auf einem von mehreren Aktivisten verfassten Brief, den die beiden Männer zur französischen Botschaft brachten. Den Behörden zufolge werden in dem auf den 3. März 2013 datierten Brief die französische Botschaft und das französische Volk bedroht, sollte Frankreich die militärische Intervention in Mali fortsetzen. Laut den Aktivisten handelte es sich jedoch lediglich um ein Protestschreiben, in dem sie die französischen Behörden warnten, dass ein militärisches Eingreifen in Mali Gewalt und Hass schüren würde.


  Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi waren auf dem Rückweg von einem Familienausflug in das 40 km südlich von Doha gelegene Mesaieed (auch Umm Said), als sie an einem Kontrollpunkt angehalten wurden, der von Sicherheitskräften in Zivil besetzt war. Anschließend brachte man sie in das zentrale Polizeipräsidium in Doha. PolizeibeamtInnen haben den Familien von Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi gegenüber zwar bestätigt, dass sich die beiden in Haft befinden, die Gründe für die Inhaftierung legten sie jedoch nicht offen. Weiterhin erklärten die BeamtInnen, dass die Festnahmen nicht von der Polizei durchgeführt worden seien. Dies wirft die Frage auf, ob Angehörige des katarischen Geheimdienstes, die oftmals in Zivil gekleidet sind, die Männer festgenommen haben. Ein Rechtsbeistand von Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi suchte am 27. März den Staatsanwalt auf. Dieser erklärte ihm, bisher sei keine Anklage gegen die beiden Männer erhoben worden.


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN


  Das Recht auf freie Meinungsäußerung unterliegt in Katar strikten Einschränkungen und die Presse sieht sich häufig zur Selbstzensur gezwungen. Katar trat im Mai 2008 dem Übereinkommen zur Terrorismusbekämpfung bei, das 2004 vom Golfkooperationsrat (Gulf Cooperation Council - GCC) ausgearbeitet worden war. Dieses Übereinkommen stellt eine zusätzliche Bedrohung für das Recht auf freie Meinungsäußerung dar und es besteht die Gefahr, dass die darin enthaltenen Bestimmungen zur Kriminalisierung legitimer Aktivitäten führen.


  Seit 2011 hat der Geheimdienst, der über eigene Hafteinrichtungen verfügt, bereits zahlreiche Personen inhaftiert. Einige nur deshalb, weil sie Gebrauch von ihren Rechten auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit gemacht haben. Die meisten der Inhaftierten berichteten, dass sie in Haft gefoltert und anderweitig misshandelt wurden, bevor man sie angeklagt oder vor Gericht gestellt hat. Dies geschah insbesondere dann, wenn sie ohne Kontakt zur Außenwelt festgehalten wurden.


  Der katarische Dichter Mohammed al-Ajami - auch als Mohammed Ibn al-Dheeb bekannt - war am 16. November 2011 in Doha festgenommen und der "Anstiftung zum Sturz des herrschenden Regimes" und "Beleidigung des Emirs" angeklagt worden. Er wurde von Angehörigen des Geheimdienstes festgenommen, nachdem er einer Vorladung gefolgt war. Mohammed al-Ajami war monatelang ohne Kontakt zur Außenwelt in Haft gehalten worden, bevor er Besuch von seiner Familie erhalten durfte. Örtliche AktivistInnen glauben, dass er wegen eines Gedichts mit dem Titel "Das Jasmin-Gedicht" aus dem Jahr 2011 festgenommen wurde. Mohammed al-Ajami hatte es vor dem Hintergrund der Proteste, die im Dezember 2010 in der arabischen Welt begannen, verfasst. Er kritisiert darin die Golfstaaten und erklärt, dass "wir im Angesicht der repressiven Elite alle Tunesien sind". Das Strafgericht in Doha verurteilte Mohammed al-Ajami im November 2012 zu lebenslanger Haft. Einigen BeobachterInnen war der Zugang zum Gericht nicht gestattet, und Mohammed al-Ajami selbst war während der Verkündung des Strafmaßes nicht anwesend. Am 25. Februar 2013 verkürzte das zuständige Berufungsgericht in Doha seine Strafe auf 15 Jahre Haft.


  

  SCHREIBEN SIE BITTE


  FAXE, E-MAILS ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN


  
    	Ich bitte Sie, die Gründe für die Inhaftierung von Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi offenzulegen und sicherzustellen, dass die beiden Männer nicht misshandelt werden. Gewähren Sie ihnen bitte unverzüglich Zugang zu ihren Familien, Rechtsbeiständen ihrer Wahl und jeglicher erforderlichen medizinischen Versorgung.


    	Lassen Sie Muhammad Issa al-Baker und Mansour bin Rashed al-Matroushi sofort und bedingungslos frei, sofern sie nicht einer international als Straftat anerkannten Handlung angeklagt sind und umgehend ein Verfahren erhalten, das den internationalen Standards für einen fairen Gerichtsprozess in vollem Umfang entspricht.

  


  

  APPELLE AN


  INNENMINISTER

  Sheikh Abdullah bin Khalid Al Thani

  Ministry of the Interior

  PO Box 920, Doha, KATAR

  (Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

  Fax: (00 974) 4432 2927

  E-Mail: info@moi.gov.qa


  GENERALSTAATSANWALT

  Dr Ali bin Fetais Al Marri

  PO Box 705, Doha, KATAR

  (Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

  Fax: (00 974) 4484 3211

  E-Mail: info@pp.gov.qa


  

  KOPIEN AN


  EMIR VON KATAR

  Sheikh Hamad bin Khalifa Al Thani

  PO Box 923

  Doha, KATAR

  Fax: (00 974) 4436 1212

  BOTSCHAFT DES STAATES KATAR

  S.E. Herrn Abdulrahman Mohammed S. Al-Khulaifi

  Hagenstr. 56

  14193Berlin

  Fax: 030-8620 6150


  

  Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch, Französisch oder auf Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 8. Mai 2013 keine Appelle mehr zu verschicken.


  Weitere Informationen zu UA 071/2013 (MDE 22/006/2013, 25. März 2013)


  

  PLEASE WRITE IMMEDIATELY


  
    	Urging the authorities to disclose the reasons for the arrest of Muhammad Issa al-Baker and Mansour bin Rashed al-Matroushi, and to ensure that they are protected from ill-treatment and given, without delay, regular access to their families, lawyers of their own choosing and any medical attention they may require.


    	Calling for the two men to be released without delay unless they are charged with an internationally recognizable crime and promptly tried in proceedings which fully comply with international fair trial standards.

  


  *


  Quelle:

  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-071/2013-1, AI-Index: MDE 22/006/2013, Datum: 27. März 2013 - cw

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: ua-de@amnesty.de; info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de/ua; www.amnesty.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  AUSSEN/1198: Peer Steinbrück reist zu politischen Gesprächen nach Paris


  



  SPD-Pressemitteilung 121/13 vom 29. März 2013


  Peer Steinbrück reist zu politischen Gesprächen nach Paris


  Der Kanzlerkandidat der SPD Peer Steinbrück reist vom 4. bis 5. April 2013 zu politischen Gesprächen nach Paris.


  



  Er trifft dort zu Gesprächen insbesondere mit dem Staatspräsidenten Frankreichs, François Hollande, und dem Premierminister Frankreichs, Jean-Marc Ayrault, zusammen.


  Außerdem wird Peer Steinbrück mit dem Vorsitzenden der französischen Parti Socialiste (PS), Harlem Désir, und Mitgliedern des SPD-Freundeskreises Paris zusammentreffen sowie ein Gespräch mit dem Generalsekretär der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), José Ángel Gurria, führen.


  Im Mittelpunkt der Gespräche stehen aktuelle außen- und europapolitische Themen, die weitere Entwicklung der Europäischen Union sowie Perspektiven der deutsch-französischen Beziehungen.


  *


  Quelle:

  SPD-Pressemitteilung 121/13 vom 29. März 2013

  Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

  Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

  Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

  Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

  E-Mail: pressestelle@spd.de

  Internet: www.spd.de
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN

  



  LESUNG/4187: Berlin - Hans Christoph Buch, Linus Reichlin, Fremde Welten, 17.04.2013


  



  Literarisches Colloquium Berlin - Programm im April 2013


  Mittwoch, 17. April 2013, 20.00 Uhr

  Fremde Welten

  Lesung: Hans Christoph Buch und Linus Reichlin

  Moderation: Jenny Friedrich-Freksa


  



  Was kann die Literatur, was der Journalismus nicht leistet? Wie viel realistische Welt braucht der Roman? Wie kann man als Leser etwas von der Welt erfahren? Was leistet Authentizität? All diese Fragen könnten Motto für diesen Abend sein, an dem wir zwei Bücher zweier Autoren vorstellen, die soeben ausgeliefert wurden. Das eine, erschienen in der Frankfurter Verlagsanstalt", Baron Samstag oder Das Leben nach dem Tod" von Hans Christoph Buch, das andere, verlegt bei Galiani, "Das Leuchten in der Ferne" von Linus Reichlin. Die beiden Bücher unterscheiden sich sehr, Buchs Roman ist biographisch grundiert und führt über die Erinnerung an seine Jugend in die Fiktion. Schauplätze sind Südfrankreich und die Karibik. Ganz anders ist der Roman des mit dem Deutschen Krimipreis ausgezeichneten Linus Reichlin, in dessen Zentrum der Kriegsreporter Moritz Martens steht. Und hier schließt sich der Kreis, denn Hans Christoph Buch ist in beiden Sphären zu Hause. Er kommt von der Literatur, berichtete aber auch immer wieder aus den Krisen- und Kriegsgebieten dieser Welt. Die Lesungen und das Gespräch werden von Jenny Friedrich-Freksa, Chefredakteurin der Zeitschrift "Kulturaustausch", moderiert.


  Eintritt 6 / 4


  *


  Quelle:

  LCB-Newsletter

  Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

  Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

  Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

  E-Mail: mail@lcb.de

  Internet: www.lcb.de
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN

  



  SEMINAR/256: Berlin - Berliner Autorenwerkstatt "Das zweite Buch", Ausschreibung bis 15.06.13


  



  Literarisches Colloquium Berlin - Programm im April 2013


  Ausschreibung:

  Berliner Autorenwerkstatt "Das zweite Buch"


  



  Das zweite Buch gilt als das am schwersten zu schreibende. Im Herbst 2013richtet das LCB erstmals eine Autorenwerkstatt aus, zu der wir deutschsprachige Autorinnen und Autoren einladen, die bereits ihren literarischen Erstling (keine Anthologiebeiträge) veröffentlicht haben. Die Treffen unter Leitung von Ulrike Draesner und Thorsten Dönges finden zwischen September und Dezember 2013 statt und bieten die Möglichkeit, mit den anderen Stipendiaten und ausgewählten Referenten an einem eingereichten Text zu arbeiten. Die Teilnahme ist mit einem Stipendium in Höhe von 1.500 verbunden. Eingereicht werden können Prosatexte jeder Form (Roman, Erzählung, Novelle, Kurzprosa). Die Bewerbungsunterlagen (eine etwa 30-50 Seiten umfassende Arbeitsprobe des Prosaprojekts; Lebenslauf mit E-Mail-Adresse; Exposé) sind bis zum 15. Juni 2013 (Poststempel) in zweifacher Ausfertigung beim LCB, Stichwort Autorenwerkstatt, einzureichen. Die Werkstatt wird von der Abteilung Kulturelle Angelegenheiten der Berliner Senatskanzlei sowie von der Schweizer Kulturstiftung Pro Helvetia gefördert.


  *


  Quelle:

  LCB-Newsletter

  Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

  Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

  Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

  E-Mail: mail@lcb.de

  Internet: www.lcb.de
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  INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT

  



  TELEKOMMUNIKATION/738: Bundesnetzagentur schlägt neue TAL-Entgelte vor (BNA)


  



  Bundesnetzagentur - Pressemitteilung vom 28. März 2013


  Bundesnetzagentur schlägt neue TAL-Entgelte vor

  Homann: "Breitbandausbau wird attraktiver"


  



  Die Bundesnetzagentur hat heute ihren Entgeltvorschlag für die Teilnehmeranschlussleitung (TAL), die sog. letzte Meile, veröffentlicht. Danach ist vorgesehen, dass die Telekom Deutschland GmbH (Telekom) ab dem 1. Juli 2013 monatlich 10,19 Euro von ihren Wettbewerbern für die Anmietung der TAL am Hauptverteiler verlangen darf. Derzeit werden dafür 10,08 Euro im Monat fällig. Der Hauptverteiler ist der zentrale Punkt im Netz der Telekom, ab dem die einzelnen Kupferleitungen zu den Endkunden führen. Für den Zugang zur TAL an einem Kabelverzweiger, das sind die grauen Verteilerkästen am Straßenrand, darf die Telekom nach dem Entscheidungsentwurf ihren Wettbewerbern dagegen künftig nur noch 6,79 Euro monatlich statt bisher 7,17 Euro in Rechnung stellen.


  "Die moderate Erhöhung des Preises für den Zugang zur letzten Meile am Hauptverteiler und die Absenkung des Überlassungsentgelts für die kürzere Kabelverzweiger-Variante sind das Ergebnis eines sehr sorgfältig und transparent durchgeführten Genehmigungsverfahrens. Wie in den letzten Genehmigungsrunden wurden die Entgelte wieder auf der Basis aktueller Wiederbeschaffungskosten ermittelt. Dadurch lassen sich nach wie vor am besten Anreize für Investitionen in moderne Telekommunikationsnetze setzen. Zu niedrige Preise würden bereits getätigte Investitionen entwerten sowie neue beeinträchtigen und damit den Regulierungszielen zuwider laufen", erklärte Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur.


  "Infolge des günstigeren Entgelts für die letzte Meile ab dem Kabelverzweiger und des größeren preislichen Abstands zur Hauptverteiler-TAL ist es für Wettbewerber künftig attraktiver, Kabelverzweiger zu erschließen und damit den Breitbandausbau in Deutschland weiter mit voranzutreiben. Die von uns vorgeschlagenen Entgelte stellen einen fairen Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Interessen der Marktakteure dar und bieten zusammen mit der erstmals vorgesehenen Laufzeit von drei, statt wie bisher zwei Jahren die Gewähr für stabile und berechenbare Rahmenbedingungen im deutschen Telekommunikationsmarkt", ergänzte Homann.


  Die Ermittlung der maßgeblichen Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung für die Anmietung der TAL erfolgte anhand des bereits in den vorangegangenen Verfahren verwendeten Kostenmodells für das Anschlussnetz des Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK) sowie der von der Telekom eingereichten Kostenunterlagen.


  Im Rahmen der umfangreichen Prüfungen hat sich gezeigt, dass seit der letzten Entscheidung vor zwei Jahren die Tiefbau- und Kupferpreise, die maßgeblich in die Kalkulation des Investitionswertes für die TAL eingehen, gestiegen sind. Darüber hinaus ist die Zahl der kupferbasierten Festnetzanschlüsse weiter zurückgegangen, sodass sich auch die Stückkosten erhöht haben. Demgegenüber ist der aktuelle Trend, mit der Technik von den Hauptverteilern in die Kabelverzweiger vorzurücken und diese anstelle von Kupferkabeln mit Glasfaserleitungen anzubinden, berücksichtigt worden. Durch die Erschließung der Kabelverzweiger lassen sich deutlich höhere Bandbreiten realisieren. Infolge dieses Trends ist damit zu rechnen, dass die kupferbasierten Kabel vom Hauptverteiler bis zum Kabelverzweiger ("Hauptkabel") kürzer und die Kupferkabel vom Kabelverzweiger bis zum Endkunden ("Verzweigerkabel") zeitlich länger genutzt werden. Infolgedessen wurde die Abschreibungsdauer für das Hauptkabel gesenkt und für das Verzweigerkabel erhöht. Dieser Effekt führt bei der Kabelverzweiger-TAL im Gegensatz zur Hauptverteiler-TAL trotz insgesamt höherer Investitionskosten zu einer Absenkung sowie einem größeren Preisabstand zwischen diesen beiden Varianten als bisher.


  Neben den Entgeltvorschlägen für die TAL-Überlassungsentgelte hat die Bundesnetzagentur heute auch neue Entgelte ab dem 1. Juli 2013 für den Zugang von Wettbewerbern zur Anschlussinfrastruktur der Telekom bekannt gegeben. Das monatliche Überlassungsentgelt für einen Einbauplatz in einem Multifunktionsgehäuse - das sind spezielle Kabelverzweiger, in die auch aktive Technik eingebaut werden kann - soll künftig 107,23 Euro betragen statt bisher 132,42 Euro. Dieser Preis bildet die Ausgangsgröße für die Aufteilung unter sämtlichen Nutzern eines Multifunktionsgehäuses einschließlich der Telekom, so dass ein Wettbewerber alleine maximal die Hälfte des Betrags zu entrichten hat; bei der Nutzung eines Multifunktionsgehäuses durch drei Unternehmen muss dann lediglich ein Drittel usw. bezahlt werden. Sofern Wettbewerber für die Anbindung eines Kabelverzweigers auf ein Kabelleerrohr der Telekom zurückgreifen, sollen sie dafür wie bisher monatlich 0,09 Euro pro Meter zahlen. Die Anbindung eines Kabelverzweigers mit unbeschalteter Glasfaser soll künftig 66,75 Euro im Monat kosten statt bisher 69,22 Euro.


  Die beiden heute bekannt gegebenen Entscheidungsentwürfe werden am 10.April 2013 im Amtsblatt der Bundesnetzagentur zur nationalen Konsultation veröffentlicht. Für interessierte Parteien besteht dann Gelegenheit, bis zum 24. April 2013 schriftlich Stellung zu nehmen. Anschließend werden die Entscheidungsentwürfe der EU-Kommission und den nationalen Regulierungsbehörden der übrigen EU-Mitgliedstaaten übermittelt, die dann innerhalb eines Monats Stellungnahmen abgeben können. Sofern die EU Kommission keine ernsthaften Bedenken gegen die Entscheidungen äußert, können sie rechtzeitig ab dem 1. Juli 2013 endgültig in Kraft treten.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 28.03.2013

  Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

  Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

  Telefon: 0228/14-99 21

  Telefax: 0228/14-89 75

  pressestelle@bnetza.de, www.bundesnetzagentur.de
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK

  



  ENERGIE/1070: E-Mobility - Elektroantriebe flexibel in Großserie produzieren (idw)


  



  Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA - 28.03.2013


  E-Mobility: Elektroantriebe flexibel in Großserie produzieren


  



  Das Straßenbild unserer Zukunft sollen Elektrofahrzeuge prägen. Noch ist die Serienproduktion aber nicht wirtschaftlich. Das könnte sich bald ändern. Bis September 2015 wollen führende Automotive-Partner zusammen mit dem Fraunhofer IPA ein prozessmodulares Fertigungskonzept für E-Motoren im Rahmen des Verbundprojekts »Epromo« entwickeln.


  Eine Million Elektrofahrzeuge sollen 2020 auf dem deutschen Markt sein, heißt es in den Zielsetzungen des Nationalen Entwicklungsplans Elektromobilität der Bundesregierung. Der Bedarf an Elektro- und Hybridfahrzeugen wird in den nächsten Jahren stark ansteigen und damit auch der Bedarf an elektrischen Antrieben. Eine wirtschaftliche Produktion von Großserien ist bisher nicht möglich, da die automatisierte Herstellung von Antriebskomponenten für E-Fahrzeuge noch in den Kinderschuhen steckt.


  Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das Verbundprojekt »Epromo« mit 1,8 Millionen Euro. »Epromo« ist Teil des Spitzenclusters »Elektromobilität Süd-West«, der mit rund 80 Akteuren aus Industrie und Wissenschaft als einer der bedeutendsten regionalen Verbünde auf dem Gebiet der Elektromobilität gilt.


  Zum Projektende im September 2015 wird gemeinsam eine Lösung für ein prozessmodulares Fertigungskonzept für Elektromotoren vorgestellt: Dabei wird die Fertigung stückzahlenflexibel konzipiert, sodass sie von der Klein- bis zur Großserie ausbaufähig ist; mit ihr sollen verschiedene Antriebsvarianten produziert werden können und sie soll sich mit wenig Aufwand an technologische Neuentwicklungen anpassen lassen.


  »Das Fraunhofer IPA erarbeitet technische Lösungen zur Gestaltung eines stückzahl- und variantenflexiblen Prozessbaukastens«, erläutert Martin Naumann, Leiter der Gruppe Montagerobotik. Herrschen bei hohen Stückzahlen, z. B. bei Scheibenwischermotoren, bisher starr verkettete, unflexible Lösungen für Elektromotoren vor, erlauben die Neuentwicklungen die wirtschaftliche Fertigung von Elektromotoren für Elektromobilitätsanwendungen in unterschiedlichen Varianten und sich ändernden Stückzahlen mit nur geringen Anpassungskosten. Die Anforderungen der Automobilindustrie in Bezug auf Prozessqualität, Taktzeiten und Kosten können gegenüber der bei kleinen Stückzahlen noch vorherrschenden manuellen Fertigung deutlich gesteigert werden. Dies wird durch einen an die aktuelle Stückzahl angepassten und bei steigenden Stückzahlen einfach zu steigernden Automatisierungsgrad erreicht.


  Das Projektteam, geleitet von teamtechnik Maschinen und Anlagen GmbH, setzt sich neben Mitarbeitern des Fraunhofer IPA aus Mitarbeitern des Fraunhofer IAO, der Daimler AG, Faude Automatisierungstechnik GmbH, MAG Europe GmbH und Wittenstein cyber motor GmbH zusammen.


  Für die optimale Vernetzung der verschiedenen Clusterpartner aus den Bereichen Fahrzeugtechnologie, Energietechnologie, Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) sowie dem Querschnittsfeld Produktionstechnologie sorgt die Landesagentur für Elektromobilität und Brennstoffzellentechnologie (e-mobil BW GmbH), die als Clustermanagement alle Aktivitäten koordiniert.


  Das Spitzencluster wird vom BMBF im Rahmen der Hightech-Strategie der Bundesregierung über einen Zeitraum von fünf Jahren mit 40 Millionen Euro gefördert. Ziel der Spitzenclusterförderung ist es, regionale Potenziale entlang der gesamten Innovations- und Wertschöpfungskette zu bündeln, damit Ideen und Ergebnisse aus Forschung und Entwicklung schneller in marktfähige Produkte umgesetzt werden.


  Weitere Informationen unter:

  http://www.ipa.fraunhofer.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution206


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA,

  Jörg Walz, 28.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  MUSEUM/224: Hanau - Mit der ganzen Familie an einer Schaugrabung teilnehmen am 6.4.2013


  



  Mit der ganzen Familie an einer Schaugrabung teilnehmen


  Angebot im Hanauer Museum Schloss Steinheim


  



  Die Osterferien stehen im Museum Schloss Steinheim ganz im Zeichen der Archäologie. Zusammen mit Museumspädagogin Sayuri de Zilva können sich Kinder und Eltern auf Spurensuche begeben. Familien sind eingeladen am Samstag, 6. April, bei der Schaugrabung mitzumachen. Mit Spaten, Schaufel und Pinsel arbeitet das Archäologen-Team von 11-15 Uhr. Es wird nicht nur ausgegraben, sondern auch mit Zollstock, Zeichenbrett und Grabungstagebuch vermessen und dokumentiert. Dieses Ferienspiel Angebot ist ein Gemeinschaftsprojekt der Lebendigen Museen mit dem Frauenbüro und dem Eigenbetrieb Grün der Stadt Hanau. Pausenbrot, Getränke, wetterfeste Kleidung und unbedingt festes Schuhwerk sind mitbringen.


  Die Ausgrabung ist für Kinder von neun bis 13 Jahren konzipiert. Die Teilnahme für einen Erwachsenen und zwei Kinder kostet 15 Euro, jedes weitere kostet 5 Euro. Anmeldungen werden bis Freitag, 5. April, 12 Uhr, bei der Abteilung Museen / Bildende Kunst (Telefon: 06181/295-571) oder per Mail an museen@hanau.de entgegen genommen. Die Veranstaltung findet nur bei einer Mindestanzahl von sechs Teilnehmenden statt.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Stadt Hanau

  Pressestelle

  Am Markt 14-18, 63450 Hanau

  E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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  WERBUNG UND KONSUM / PRODUKTINFORMATION / RUND UMS AUTO

  



  MODELL/074: Peugeot bringt seinen 2008 als neuen Urban-Crossover (Irene Feldbauer)


  



  Peugeot bringt seinen 2008 als neuen Urban-Crossover


  Ab sofort in Deutschland bestellbar


  von Irene Feldbauer, 2. April 2013


  



  [image: Peugeot 2008 - © Peugeot Deutschland GmbH]


  Peugeot 2008

  © Peugeot Deutschland GmbH

  



  Peugeot bringt seinen 2008 als ersten Crossover im B-Segment auf den Markt. Er ist ab sofort in Deutschland bestellbar. Mit dem kleinen, äußerst kompakten Mini-SUV präsentiert der französische Automobilhersteller erstmals ein Fahrzeug, das gleichzeitig auf drei verschiedenen Kontinenten entwickelt wurde und somit globalen Kundenansprüchen gerecht wird.


  

  Komfort und Sicherheit durch umfangreiche Serienausstattung


  Die neue Löwenmarke wird in drei Ausstattungslinien angeboten. In der Basisversion Access ist der Urban-Crossover bereits mit LED-Tagfahrlicht, sechs Airbags, ABS, ESP mit ASR, elektrisch verstell- und beheizbaren Außenspiegeln und Bordcomputer ausgerüstet. Ab dem Niveau Active sind 7-Zoll-Multifuntktions-Touchscreen, Lederlenkrad und Audioanlage serienmäßig an Bord. In der höchsten Ausstattung Allure kommen Passagiere zusätzlich in den Genuss einer 2-Zonen-Klimaautomatik sowie einer Ambiente-Innenraumbeleuchtung. Wer noch mehr Komfort und Luxus sucht, der kann zahlreiche Sonderausstattungen wie etwa ein Panorama-Glasdach, das aktive Parksystem "Park Assist" mit Lenkautomatik, eine Sitzheizung oder auch ein Navigationssystem dazu buchen.


  [image: Peugeot 2008, Blick durch das Panorama-Glasdach - © Peugeot Deutschland GmbH]


  Peugeot 2008

  © Peugeot Deutschland GmbH

  



  

  Leistungsstarke und verbrauchsarme Motoren


  Insgesamt stehen im Peugeot 2008 fünf leistungsstarke wie effiziente Motoren zur Wahl: zwei Benziner (1.2 l und 1.6 l) und drei Diesel (1.6 l). Das Leistungsspektrum reicht von 60 kW (82 PS) bis 88 kW (120 PS). Mit dem 1.2 l VTi (60 kW/82 PS) kommt im Peugeot 2008 ein Dreizylinder-Benzinmotor der neuesten Generation zum Einsatz. Alle Dieselmotoren verfügen über das mehrfach ausgezeichnete STOP & START-System e-HDi. Der 1.6 l e-HDi FAP (68 kW / 92 PS), der mit dieser Technologie und dem automatisierten Schaltgetriebe EGS6 ausgestattet ist, verbraucht kombiniert nur 3,8 Liter auf 100 Kilometer. Das entspricht einem CO2-Ausstoß von lediglich 98 g/km.


  Der Einstiegspreis für den neuen Peugeot 2008 liegt bei 14.700 Euro für den 2008 Access 82 VTi. Die Diesel beginnen bei 18.950 Euro für den 208 Active e-HDi FAP 92 STOP & START.


  Kraftstoffverbrauch in l/100 km kombiniert für Peugeot 2008: 5,9 - 3,8;

  CO2-Emissionen in g/km kombiniert: 135 - 98

  Angaben gemäß den amtlichen Messverfahren


  *


  Quelle:

  © 2013 by Irene Feldbauer

  Mit freundlicher Genehmigung der Autorin
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  INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA

  



  MELDUNG/296: Novartis verliert Patentklage in Indien - Ärzte ohne Grenzen begrüßt Entscheidung (ÄoG)


  



  Ärzte ohne Grenzen - 1. April 2013


  Novartis verliert Patentklage in Indien


  Ärzte ohne Grenzen begrüßt Entscheidung


  



  Berlin/Delhi, 1. April 2013. Der Pharmakonzern Novartis hat seinen Rechtsstreit zur Umdeutung des indischen Patentrechts endgültig verloren. Wie der Oberste Indische Gerichtshof heute bekannt gab, wurde die Klage in letzter Instanz abgelehnt. Die medizinische Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen begrüßt diese Entscheidung zugunsten der so genannten "Apotheke der Armen".


  "Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs Indiens ist ein wichtiger Erfolg für Patienten in ärmeren Ländern", sagt Oliver Moldenhauer, Koordinator der Medikamentenkampagne von Ärzte ohne Grenzen in Deutschland. "Novartis wollte einen Präzedenzfall schaffen, der eine wichtige Bestimmung des indischen Patentrechts ausgehebelt hätte, die den Zugang zu bezahlbaren Medikamenten vor unternehmerische Profite stellt, indem sie höhere Ansprüche an die Patentierbarkeit von Medikamenten stellt. Hätte Novartis gewonnen, wären die Produktion erschwinglicher Generika in Indien stark behindert und der Zugang zu lebensnotwendigen Medikamenten für Millionen Menschen weltweit erschwert worden. Wir hoffen jetzt, dass möglichst viele ärmere Länder dem indischen Beispiel folgen und entsprechende Klauseln in ihre Patentgesetze aufnehmen."


  Die jetzt entschiedene Klage war der endgültig letzte Versuch des Konzerns in sieben Jahren, doch noch ein Patent auf das Medikament Glivec zu erhalten. Im Jahr 2006 wurde einer Patentanmeldung von Novartis für das Krebsmedikament nicht stattgegeben, da sich die Anmeldung lediglich auf eine Variation eines bereits bekannten Moleküls bezog. Im Einklang mit internationalen Welthandelsregeln sieht das indische Patentrecht vor, dass eine neue Variante eines bekannten Medikaments lediglich dann ein Patent verdient, wenn sie eine deutlich erhöhte therapeutische Wirksamkeit gegenüber existierenden Wirkstoffen zeigt.


  *


  Quelle:

  Ärzte ohne Grenzen

  Pressemitteilung vom 1.4.2013

  Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

  Pressestelle: Telefon: 030/22 33 77 00

  E-Mail: office@berlin.msf.org

  Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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  DOKUMENTATION/905: WDR - Zeitreise durch die Computer- und Fernsehgeschichte, 6.4.2013 (WDR)


  



  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2013


  Nicht nur für Nerds: WDR präsentiert Zeitreise durch die Computer- und Fernsehgeschichte


  Samstag, 6.4.2013, 0 bis 4 Uhr, WDR Fernsehen


  



  In den 1950er Jahren füllten Rechner ganze Räume, heute passen sie in jede Hosentasche. Der WDR präsentiert in der Nacht vom 5. auf den 6. April (0 bis 4 Uhr) eine Zeitreise durch die Computer- und Fernsehgeschichte. Die Autoren Mike Schaefer und Vincenzo Tino haben diese rasante Entwicklung in 240 Minuten zusammengefasst. In acht Kapiteln erzählen sie mit neu arrangiertem WDR-Archivmaterial von ersten Großcomputern, der Geburt von Internet und Netzwerken, Sensationen und Revolutionen im Alltag, Liebe per Computer, dem befürchteten Jahr-2000-Crash, künstlicher Intelligenz und dem "bösen Kollegen Computer", der für viele ein echter Konkurrent war.


  Die WDR Computer-Nacht richtet sich nicht nur an Computer-Enthusiasten, sie bietet auch viel für Fernsehliebhaber: Die WDR-TV-Geschichte spiegelt den Zeitgeist der jeweiligen Epoche wider. So erleben die Zuschauer, wie die Menschen die ersten "Elektronengehirne" erlebt haben. Staunend, fasziniert oder misstrauisch berichteten die Fernsehmacher der 1950er, 60er, 70er und 80er Jahre über die Meilensteine des Computerzeitalters. Die Beiträge über Online-Communities aus dem vergangenen Jahrzehnt erscheinen dabei wie Relikte aus einer fernen Ära.


  Die acht Kapitel der WDR Computer-Nacht kommentieren die WDR-Moderatoren Ranga Yogeshwar ("Quarks & Co." u.a.) und Ralph Caspers ("Quarks & Caspers", "Wissen macht Ah!" u.a.). Per Video-Einspielung kommen außerdem zu Wort: Julia Dombrowski (Ethnologin und Expertin für Online-Dating), Jörg Schieb (ARD Computer- und Netzexperte), Thilo Weichert (Datenschutzbeauftragter von Schleswig-Holstein), Markus Beckedahl (Blogger "Netzpolitik.org") und Ralf Fischer, (Vizepräsident Hardwareentwicklung IBM Deutschland). Ein Widersehen gibt es auch mit dem "WDR-Computerclub" (1981 - 2003) und Wolfgang Back, Moderator und Redakteur des Fernsehmagazins.


  Die Computer-Nacht ist nach Ausstrahlung leider nicht in der Mediathek zu sehen. Der WDR hat die meisten Sendungen vor dem Internet-Zeitalter produziert und hat keine Urheberrechte über eine TV-Ausstrahlung hinaus. Hier kann der Computer helfen: Wer die vier Stunden nicht am Stück schafft, kann den Festplattenrekorder programmieren.


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 2. April 2013

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Telefon: 0221/220 2407, Fax: 0221/220 2288,

  Internet: www.wdr.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  RECHT/711: Ein Jahr Bundesanerkennungsgesetz - ein Grund zum Feiern?


  



  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 28. März 2013


  Ein Jahr Bundesanerkennungsgesetz - ein Grund zum Feiern?


  



  Anlässlich des ersten Jahrestages des Inkrafttretens des Bundesanerkennungsgesetzes erklärt Arfst Wagner, Mitglied im Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung:


  Ein Jahr nach Inkrafttreten des Bundesanerkennungsgesetzes (BQFG) zeigt sich: einen Grund zum Feiern gibt es nicht. Die Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen funktioniert nur unzureichend.


  Der Prozess der Anerkennung wird nicht bis zum Ende gedacht, sondern bleibt auf halber Strecke stehen. Da das so genannte "Gleichwertigkeitsfeststellungsverfahren" in vielen Fällen eben nicht mit einer vollwertigen Anerkennung endet, müssen oft im zweiten Schritt Nachqualifizierungen durchgeführt werden. All diejenigen, die einen Teilanerkennungsbescheid erhalten, müssen Weiterbildungsmaßnahmen absolvieren, um eine formale Anerkennung ihres Berufsabschlusses zu erlangen.


  Im Bereich der Nachqualifizierung zeigten Bund und Länder bisher keinen großen Ehrgeiz: Weder gibt es ein flächendeckendes Angebot passgenauer Weiterbildungsmaßnahmen, noch ist die Finanzierung und Förderung der bestehenden Qualifizierungsangebote gesichert. Schlimmer noch: erfolgreiche Instrumente wie das interkulturelle Programm AQUA werden von der Bundesregierung klammheimlich eingestampft. Dieses bisher vom BMBF finanzierte Bildungsprogramm - das unter anderem deutschlandweit einmalig die Prüfungsvorbereitungskurse für die Kenntnisprüfung (Approbation) der Ärzte mit ausländischem Abschluss anbot - soll zum Oktober 2013 auslaufen und fährt bereits seit Februar 2013mit halber Kraft. Damit bricht ein wichtiger Teil des akademischen Nachqualifizierungsangebotes weg.


  Neben dem fehlenden Angebot stellen die Kosten die größte Hürde dar: neben den Übersetzungs- und Verfahrenskosten entstehen in der Nachqualifizierung Kosten für Weiterbildungslehrgänge, Anreise, Prüfungsvorbereitung sowie Lebenserhaltung - Kosten, die für viele Menschen nicht tragbar sind.


  Die Bundesregierung muss sich mit den Ländern an den Tisch setzen, um eine deutschlandweite Nachqualifizierungsstruktur aufzubauen. Wir brauchen dafür bundesweit dringend Stipendienprogramme nach Hamburger Vorbild, die den gesamten Anerkennungsprozess inklusive der Nachqualifizierung abdecken. Nur in Zusammenarbeit von Bund und Ländern kann das Anerkennungsverfahren in Deutschland seinen Beitrag zu einer echten Willkommenskultur leisten.


  Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 28. März 2013, Nr. 0260/13

  Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Pressestelle

  Telefon: 030/227-572 12, Fax: 030/227-5 69 62

  E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

  Internet: www.gruene-bundestag.de
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  KINO/5341: Berlin - "Swansong" in Anwesenheit des Regisseurs Connor McDermottroe, 6.4.2013


  



  Swansong - The Story of Occi Byrne (OmU)

  D/IRL 2010, 87 min, R: Connor McDermottroe

  in Anwesenheit des Regisseurs Connor McDermottroe


  Lichtblick-Kino, Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

  Samstag, 6.4., 20:00 Uhr


  



  Am Samstag, den 6. April wird der Regisseur Connor McDermottroe seinen Film "Swansong - The Story of Occi Byrne" persönlich im Lichtblick-Kino vorstellen.


  Swansong erzählt die verrückte und herzenswarme Geschichte eines jungen Mannes auf der Suche nach seinem Platz in dieser Welt. Geboren als uneheliches Kind, werden Occi (kurz für Austin) Byrne und seine Mutter in der engstirnigen Gesellschaft des Irlands der 70er-Jahre wie Aussätzige behandelt. Wir erleben die emotional hoch intensive, manchmal verzweifelte, gewalttätige, aber auch komische Reise des jungen Mannes, der es schafft, entgegen aller Widerstände Ungerechtigkeiten zu überwinden und seine eigene Behinderung in den Griff zu bekommen.


  Weitere Infos zum Film:

  http://www.swansongthemovie.com/


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung: 28.03.2013

  Lichtblick Kinobüro

  Stattkino Berlin e.V.

  Hansi Oostinga

  Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

  Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

  E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

  Internet: www.lichtblick-kino.org
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRPROGRAMME

  



  RBB - ANTENNE BRANDENBURG/239: Woche vom 13.04. bis 19.04.2013


  



  Rundfunkprogramm Antenne Brandenburg - 16. Woche 2013


  



  samstags


  00:05 ARD-Hitnacht


  06:03 Guten Morgen Brandenburg

  Gut geweckt und gut in den Tag!


  09:12 Worte auf den Weg


  10:03 Hallo Brandenburg

  Service, Veranstaltungstipps,

  Unterhaltung am Vormittag

  Tel.: 0331/70 98 100


  13:03 Yesterday-Charts

  - rbbtext, Seite 418

  -


  15:03 Antenne - Das Wochenende

  Sport und Unterhaltung


  19:03 Zappelduster

  Die Sendung mit dem Geräusch für Kinder

  ab 5


  19:08 Lollipop

  Die schönste Musik am Abend


  22:03 Pop nach zehn


  bis 00:00 Uhr


  *


  sonntags


  00:05 ARD-Hitnacht


  06:03 Guten Morgen Brandenburg

  Gut geweckt und gut in den Tag!


  08:40 Apropos Sonntag

  Kirchensendung


  10:03 Boulevard am Sonntag

  Promi-Talk


  13:03 Sonntagsvergnügen

  Mit Bernhard Brink


  15:03 Antenne - Das Wochenende

  Sport und Unterhaltung


  19:03 Zappelduster

  Die Sendung mit dem Geräusch für Kinder

  ab 5


  19:08 Lollipop

  Die schönste Musik am Abend


  21:03 Pique Dame

  Frauenmagazin


  22:03 Pop nach zehn


  bis 00:00 Uhr


  *


  montags bis freitags


  00:05 ARD-Hitnacht


  05:03 Guten Morgen Brandenburg

  Gut geweckt und gut in den Tag!


  09:12 Worte auf den Weg


  10:03 Hallo Brandenburg

  Service, Veranstaltungstipps,

  Unterhaltung am Vormittag

  Tel.: 0331/70 98 100


  14:03 Regionaljournal

  Das Neueste aus Ihrer Gegend


  17:03 Panorama

  Ihr Feierabendmagazin


  19:03 Zappelduster

  Die Sendung mit dem Geräusch für Kinder

  ab 5


  19:08 Lollipop

  Die schönste Musik am Abend


  bis 21:00 Uhr


  *


  montags


  21:03 Antenne-Gespräch


  22:03 Pop nach zehn


  bis 00:00 Uhr


  *


  dienstags


  21:03 Film-Szene

  Interviews & Tipps

  zu den Kinostarts der Woche


  22:03 Pop nach zehn


  bis 00:00 Uhr


  *


  mittwochs


  21:03 Brandenburger Begegnungen


  22:03 Pop nach zehn


  bis 00:00 Uhr


  *


  donnerstags


  21:03 Kultur-Szene


  22:03 Pop nach zehn


  bis 00:00 Uhr


  *


  Nachrichten, Wetter, Verkehr


  samstags

  06.00 - 12.30 Uhr halbstündlich,

  danach stündlich


  sonntags

  06.00 - 10.00 Uhr halbstündlich,

  danach stündlich


  montags bis freitags:

  05.00 - 19.00 Uhr halbstündlich,

  danach stündlich


  *


  UKW-Frequenzen


  Oderland 87,60 MHz, Kanal

  Barnim 90,80 MHz, Kanal 13

  Uckermark 91,10 MHz, Kanal 14

  Lausitz 98,60 MHz, Kanal 39

  Prenzlau 99,40 MHz, Kanal 41

  Berlin/Havelland 99,70 MHz, Kanal 42

  Guben 100,90 MHz, Kanal 46

  Fläming 106,20 MHz, Kanal 64

  Prignitz 106,60 MHz, Kanal 65

  Kabel Potsdam 87,60 MHz, Kanal 2

  Kabel Berlin 101,65 MHz, Kanal 50

  Digitalradio (DAB) 229,072 MHz, Kanal 12D


  *


  Quelle:

  Antenne Brandenburg - Programminformation 16. Woche, 13.04.2013 bis 19.04.2013

  RBB - Rundfunk Berlin-Brandenburg

  Marlene-Dietrich-Allee 20, 14482 Potsdam-Babelsberg

  Tel.: (0331) 97 99 3-32000, Fax: (0331) 97 99 3-32009

  Hörerverbindung: Antenne Brandenburg

  PF 900 333, 14439 Potsdam

  Tel.: (0331) 7 09 81 00

  06.00-20.00 Uhr: Livekontakt

  20.00-06.00 Uhr: Anrufbeantworter

  E-Mail: studiopotsdam@antennebrandenburg.de

  Internet: www.antennebrandenburg.de
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  INFOPOOL / UMWELT / ABFALL

  



  ATOM/1007: Schluss mit dem Atommülltourismus (BI Lüchow-Dannenberg)


  



  Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 27. März 2013


  Schluss mit dem Atommülltourismus


  



  Die Ankündigung, es gäbe bei einer Einigung auf ein Endlagersuchgesetz auch einen Stopp von Castor-Transporten, steht aus Sicht der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) auf "tönernen Füßen".


  Bei ihrem Spitzentreffen am vergangenen Sonntag hatten Umweltminister Peter Altmaier (CDU), der niedersächsische Ministerpräsident Stephan Weil (SPD) und sein Kabinettskollege, der niedersächsische Umweltminister Stefan Wenzel (Grüne), in Aussicht gestellt, dass eine pluralistisch besetzte Enquete-Kommission Vorschläge für ein Suchverfahren unterbreiten solle und dass die Transporte nicht Gorleben anfahren sollten. Geplant ist aber bis 2015 ein Transport mit mittelaktiven Abfällen aus La Hague in 5 Castoren, 21 weitere sollen ab 2015 aus dem britischen Sellafield nach Gorleben rollen. Geplant sind nach Angaben der GNS (Gesellschaft für Nuklearservice) drei 7- Packs.


  Die GNS bzw. die Brennelementlager Gorleben GmbH (BLG) hatte bereits mit Schreiben vom 02. Februar 2012 bzw. vom 10. Februar 2012 beim Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) nach § 6 AtG die Aufbewahrung von verfestigten mittelradioaktiven Abfällen (MAW-Glaskokillen) in Transport- und Lagerbehältern der Bauart CASTOR HAW28M im Transportbehälterlager Gorleben beantragt. Der Antrag befindet sich derzeit in der Prüfung.

  (siehe http://www.bfs.de/de/endlager/abfaelle/rueckfuehrung.html)


  "Es gibt nirgendwo eine Genehmigung für Einlagerung dieser Abfälle aus La Hague und Sellafield, deshalb stellen wir uns auf weitere Transporte und entsprechend Großaktionen dagegen ein", unterstreicht BI-Sprecher Wolfgang Ehmke.


  Die Gorleben-Gegner wenden sich prinzipiell gegen die Fortsetzung des "Atommülltourismus".


  "Wir sind strikt dagegen, dass andere Lagerstätten angefahren werden. Bis zu einem Ergebnis bei der Endlagersuche muss der Müll bleiben, wo er ist, und dafür lohnt es politisch bei den Bund-Länder-Gesprächen zu streiten", so Ehmke.


  Der grüne Kieler Umweltminister Robert Habeck hatte gestern Brunsbüttel für die Sellafield - Transporte ins Spiel gebracht.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 27.03.2013

  Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

  Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

  Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

  E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

  Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  RECHT/404: Keine politische Einmischung und kein Schauprozess


  



  Presseerklärung - die Linke im Bundestag vom 28. März 2013


  Keine politische Einmischung und kein Schauprozess


  



  Das Münchener Oberlandesgericht steht in der Kritik, weil ausländische, insbesondere türkische Journalisten, keine Presseplätze erhalten. Dazu erklärt Petra Pau, Mitglied im Vorstand der Fraktion DIE LINKE und im NSU-Untersuchungsausschuss:


  Namhafte Abgeordnete stellen sich hinter die umstrittenen Gerichtsentscheidungen und warnen vor politischer Einmischung. Ich kann weder eine politische Einmischung in die Justiz, noch die Gefahr eines Schauprozesses erkennen.


  Die Bayerische Justiz hat sich unabhängig in eine Misere manövriert. Sie sollte sich genauso unabhängig daraus befreien.


  Ansonsten stelle man sich einmal vor: Türkische Faschisten hätten in der Türkei gezielt Deutsche ermordet. Täter und Helfershelfer kämen Jahre später in Ankara vor Gericht und kein deutscher Journalist hätte Zugang.


  *


  Quelle:

  Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

  vom 28. März 2013

  Deutscher Bundestag

  Fraktion DIE LINKE.

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

  E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

  Internet: www.linksfraktion.de
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  WIRTSCHAFT/6850: Märkte und Finanzen - 02.04.2013 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Firmen profitieren von Unterbezahlung in Deutschland


  Vor allem das Problem, daß bei einer Teileanfertigung im Ausland Abstriche bei der Qualität gemacht werden müssen, hat dafür gesorgt, daß deutsche Unternehmen sich wieder mehr auf inländische Produktionen besinnen. Daß zudem hierzulande Beschäftigte angesichts systematischer Zerstörung des Lohngefüges durch Leih- und Billigarbeit immer einfacher mit geringster Bezahlung abgespeist werden können, dürfte ebenfalls dazu beigetragen haben, daß Unternehmer seltener im Ausland fertigen lassen.


  Einem Spiegel-Bericht zufolge ist die Quote der Unternehmen, die hiesige Produktionskapazitäten abbauen, um sie anderswo wieder zu installieren, zwischen 2010 und 2012 auf acht Prozent gesunken. Vor zehn Jahren hatte noch rund 25 Prozent der Industrieunternehmen angegeben, Teile der Fertigung ins Ausland verlegt zu haben. Dennoch sollen immer noch etwa 21 Prozent der Produktionskapazitäten deutscher Betriebe im Ausland angesiedelt sein.


  2.April 2013
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  INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN

  



  FORSCHUNG/2892: Neutronenforschung offenbart Schwächen der Gehirngewebe-Konservierung mit Formaldehyd (idw)


  



  Institut Laue-Langevin - 28.03.2013


  Neutronenforschung offenbart Schwächen der Konservierung mit Formaldehyd bei Gehirngewebe


  



  Die Ergebnisse sind ein erster Abschnitt eines Projektes, das darauf zielt, die Grenzen bestehender bildgebender dMRT-Techniken zu erweitern, um Diagnosen zu verbessern und Behandlungsmöglichkeiten von Gehirnerkrankungen zu untersuchen.


  Die erste Analyse biologischer Prozesse in Gehirngewebe mit Neutronen am Institut Laue-Langevin (ILL) ergab, dass die übliche Verwendung von Konservierungsstoffen mit Formaldehyd wesentliche Eigenschaften, wie z.B. Wasserdiffusionsgeschwindigkeiten, verändert anstatt sie zu erhalten. Die Abbildung von Zellwasser im Hirn ist wesentlich bei postmortalen Analysen verschiedener Gehirnerkrankungen wie Tumoren und Multipler Sklerose in Bezug auf frühere Diagnosen und Behandlungsmöglichkeiten. Diese Ergebnisse legen die Notwendigkeit nahe, bestehende Forschungen auf diesem Gebiet zu überprüfen.


  Diese Ergebnisse sind die erste Stufe in der wegweisenden Verwendung von Neutronen durch ein Forscherteam, um die Bewegung von Zellwasser in Gehirngewebe in bisher nicht gekannten Details zu verstehen. Die Bewegungsanalysen bilden die physikalische Grundlage der Diffusionsmagnetresonanztomografie (dMRT - englisch dMRI = diffusion magnetic resonance imaging) und der Diagnose verschiedener Gehirnerkrankungen. Diese ersten Ergebnisse zeigen, dass Neutronen die Effekte der biologischen Prozesse auf einer 10.000-mal kleineren Skala als dMRT "sehen" können. Künftig werden Neutronen am ILL dazu dienen, die Zellwasserdynamik in Ex-vivo-Proben von krankem Gehirngewebe mit bisher unerreichter Auflösung zu analysieren, was Ärzten helfen kann, erste Anzeichen dieser Krankheiten zu entdecken und Behandlungsmöglichkeiten zu prüfen.


  Zellwasser ist ein wesentlicher Bestandteil unseres Körpers und sein Anteil kann in Gehirnregionen je nach ihrer spezifischen Zusammensetzung variieren. Wasser spielt eine Schlüsselrolle in der Zellregulierung und seine Verteilung und Bewegung ist ein genauer Indikator der Zellstruktur, da es mit verschiedenen Gewebekomponenten wie z.B. Membranen und Nervenfasern eine Wechselwirkung eingeht.


  Die dMRT und andere bildgebende Verfahren nutzen Wasserdiffusion als Kontrastmittel zur Entdeckung und Charakterisierung verschiedener Gehirnerkrankungen (z.B. Ischämiesyndrom, Tumoren und - erst kürzlich - erbliche Prionkrankheiten) im Mikrometerbereich (100-fach kleiner als ein menschliches Haar). Auf dieser Skala kann jedoch der Beitrag der makromolekularen Komponenten nicht getrennt werden, sondern es wird über sie gemittelt.


  Weil die erreichbare Auflösung bildgebender Standardverfahren zur Erkennung erster Anzeichen von Gehirnerkrankungen begrenzt ist, verwendete man zunehmend Konservierungsverfahren zur Untersuchung krankhafter Zustände in Ex-vivo-Proben. Jedoch beeinträchtigten Bedenken hinsichtlich des Einflusses dieser Konservierungsprozesse auf die grundlegenden Struktur- und Zusammensetzungseigenschaften der Gewebe das Vertrauen in diese Forschungsrichtung.


  Um diese Bedenken auszuräumen, verglich Dr. Francesca Natali vom italienischen CNR (Consiglio Nazionale delle Ricerche) in Zusammenarbeit mit Dr. Yuri Gerelli, Wissenschaftler am Institut Laue-Langevin (ILL), dem weltweit führenden Zentrum für Neutronenforschung, Prof. J. Peters von der französischen Universität J. Fourier in Grenoble (UJF) und Dr. Calogero Stelletta von der Universität Padua (Italien) das Verhalten von Zellwasser in Ex-vivo-Rindergewebe. Es handelte sich dabei um Zellwasser, das mit zwei üblichen Verfahren konserviert wurde, nämlich durch chemische Fixierung mit Formaldehydlösungen und Kryokonservierung durch Kühlung von Zellen oder ganzen Gewebestücken unterhalb des Gefrierpunkts. Rindergehirne wurden unmittelbar nach dem Tod des Tieres von einem italienischen Schlachthaus bezogen und mit verschiedenen Verfahren konserviert. Dann wurden die Proben mit quasi-elastischer Neutronenstreuung (QENS) am hochauflösenden IN5-Spektrometer des Institut Laue-Langevin (ILL) untersucht.


  Neutronen sind sehr gut geeignet zur Untersuchung biologischen Materials auf atomarer Größenskala, denn da sie keine Strahlenschäden verursachen, können sie sehr genau jede zeitliche Änderung in den Proben aufzeichnen. Bei den Analysen fanden Dr. Francesca Natali und ihre Kollegen eine signifikante Verringerung der Wasserbewegung als Folge der Einbringung von Konservierungslösungen auf Formaldehydbasis, möglicherweise aufgrund der Bildung von Verbindungen zwischen Proteinen. In diesen könnte freies Wasser eingefangen und so seine Beweglichkeit verringert worden sein. Ein solcher Effekt wurde bei Proben unter Kryokonservierung nicht beobachtet. Neben diesen Befunden zeigten die Untersuchungsergebnisse auch erstmals die Leistungsfähigkeit von Neutronen bei der Modellierung der Zellwasserdiffusion in Gehirngewebe. Dieses neue Verfahren könnte dMRT-Spezialisten dabei unterstützen, die Grenzen heutiger bildgebender Verfahren zu verschieben bis hin zur Verbesserung von Diagnosen und zur Untersuchung von Behandlungsmöglichkeiten bei Gehirnerkrankungen.


  In einer separaten Studie untersuchte dasselbe Team, wie die Bewegung und Verteilung von Zellwasser in Gehirngewebe durch Myelin beeinflusst wird, einem Schutzschichten bildenden elektrischen Isolator, bekannt als Hülle um Gehirnzellen-Axonen. Myelin ist verantwortlich für die Beschleunigung elektrischer Impulse auf ihrem Weg entlang Gewebefasern g, und viele neurodegenerative Autoimmunerkrankungen wie Multiple Sklerose sind die Folge seiner Degradation. Mit dem neuen Verständnis der Auswirkungen von Konservierungsverfahren kann das Team mittels Neutronenstreuung die Untersuchung der Bedingungen auf einer atomaren Größenskala beginnen, die zu diesen Autoimmunerkrankungen führen, sowie ihrer Behandlungsmöglichkeiten.


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.ill.eu


  Zitat:

  Dr. Francesca Natali: "Dies ist der erste Hinweis, dass Wasserdiffusion, ein Schlüsselprozess in der Verfolgung und Diagnose von Gehirnerkrankungen, ganz wesentlich von üblichen Konservierungsverfahren für Gewebeproben beeinflusst wird. Beim Vergleich von MRT-Daten von In-vivo- mit Ex-vivo-Gewebeproben müssen diese Änderungen der dynamischen und strukturellen Eigenschaften berücksichtigt werden. Wir untersuchen am ILL, wie diese Bewegung von Zellwasser mit der Entstehung von Tumoren, Krebs und neurodegenerativen Erkrankungen wie Multiple Sklerose in Ex-vivo-Proben zusammenhängt. Die Befunde sind enorm wichtig, um die Verlässlichkeit unserer Ergebnisse zu verbessern."


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1650


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Institut Laue-Langevin, Arno Laxy, 28.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  MUMIA/555: Das Dorner-Manifest (Mumia Abu-Jamal)


  



  Kolumne # 639

  Das Dorner-Manifest


  Memorandum des getöteten Expolizisten zeigt,

  wie Polizei und Medien funktionieren


  von Mumia Abu-Jamal, März 2013


  



  Im journalistischen Geschäft sind Nachrichten von gestern keine Meldung mehr wert. Sie sind »ausgelutscht«, »veraltet«, »wertlos«. Wobei die fortwährende Jagd nach dem Neuen oft dazu führt, daß man die Themen ignoriert, bei denen es sinnvoll wäre, etwas tiefer in die Materie einzudringen. Ich beziehe mich dabei jetzt auf das Memorandum, das der ehemalige Polizist einer Eliteeinheit des Los Angeles Police Department (LAPD), Christopher Jordan Dorner, verfaßt hat. Wie vor vier Wochen berichtet wurde (siehe jW vom 23.2.2013), war Dorner am Ende eines Feuergefechts mit seinen Exkollegen in den Bergen Süd-Kaliforniens getötet worden.


  Sein schriftliches Vermächtnis mit dem Titel »Last Resort« (etwa »Letztes Mittel«) ist 23 Seiten lang, und bislang wurde es von den Medien weder in Gänze veröffentlicht noch wurde fair darüber berichtet. Viele, vielleicht die meisten Reporter vertraten im Gegenteil die Meinung, Dorner sei offensichtlich verrückt, und suggerierten damit gleichzeitig, daß die von ihm selbst dargelegten Gründe für seine Aktionen gegen das LAPD keiner näheren Betrachtung würdig sind. Diese Journalisten sehen ihre Aufgabe wohl eher darin, den Mächtigen zu dienen, als die Öffentlichkeit zu informieren. Ein bekannter Journalist prahlte sogar damit, er habe persönlich eine Postsendung von Dorner erhalten, den Inhalt aber nicht gelesen. Statt dessen hätte er das Päckchen pflichtgemäß der Polizei übergeben. Unglaublich!


  Ich habe keinen Internetanschluß in meiner Zelle, aber jemand war so freundlich und hat mir einen Papierausdruck des Textes geschickt. Was ich da zu lesen bekam, war, gelinde gesagt, erstaunlich. Wer hinter die »thin blue line«, also hinter die Kulissen der Polizei schauen möchte, dem kann ich nur dringend empfehlen, Dorners Manifest zu lesen. Da legt jemand wirklich in erster Person Rechenschaft über seine Erfahrungen im Los Angeles Police Department ab und wie er als Afroamerikaner dort behandelt wurde. Dazu gehören auch Dorners energische Reaktionen darauf, wenn jemand in seinem Beisein rassistische Schimpfwörter benutzte.


  In einem Beispiel zitiert Dorner den ungezügelten Gebrauch des »N-Wortes«, also des Schimpfwortes »Nigger«, durch einen seiner Polizeikollegen, mit dem er und acht weitere Kollegen in einem Kleinbus saßen. Er machte dem Kollegen klar, daß es für ihn inakzeptabel sei, auch wenn er mit dem Wort eine nicht anwesende Person belegte. Der Kollege wiederholte das Wort jedoch noch einmal und sagte dazu: »Ich sage es, wann ich will!«. Da ging Dorner dem Missetäter an den Kragen und drückte ihm einen Moment die Kehle zu. Als der Vorfall Vorgesetzten gemeldet wurde, wollte mit einer Ausnahme keiner der anderen Polizisten, die mit im Bus gesessen hatten, den Gebrauch des Schimpfwortes gehört haben.


  Dorners Text gibt einen Einblick in das Innenleben des LAPD und, was noch wichtiger ist, in die Funktionsweise der Medien. Dorner forderte wiederholt die Journalisten dazu auf, seine Vorwürfe gegen das LAPD zu untersuchen. Aber vier Wochen nach seinem Tod ist kaum noch damit zu rechnen. Das ist jetzt schon wieder »Schnee von gestern«.


  

  Copyright: Mumia Abu-Jamal 2013

  mit freundlicher Genehmigung des Autors


  Übersetzung: Jürgen Heiser

  Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 70 vom 23./24. März 2013


  *


  Quelle:

  Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

  mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

  Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

  Postfach 150 323, 28093 Bremen

  E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

  Internet: www.freedom-now.de
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  SOZIALES/5937: Arbeit, Soziales und Familie - 02.04.2013 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Lehrerausperrung an allen Gesamtschulen Dänemarks


  In Dänemark sind die Lehrer aller Gesamtschulen am Dienstag bis auf weiteres vom Unterricht ausgesperrt worden. Die öffentlichen Arbeitgeber werden in dieser Zeit auch keine Gehälter auszahlen. Damit sollen die Lehrkräfte gezwungen werden, längere und flexiblere Unterrichtszeiten zu akzeptieren. Die Schulleiter sollen das Verhältnis von Unterrichtszeit zur Vorbereitungszeit individuell festlegen können.


  Tarifverhandlungen zwischen Vertretern der dänischen Lehrergewerkschaft, des Staats und der kommunalen Arbeitgeber waren zuvor gescheitert. Die Pädagogen sprechen vom Versuch, eine Discountschule einzuführen, an der die Lehrkräfte länger unterrichten müssen, ohne mehr Kosten zu verursachen.


  Von den Aussperrungen sind neben 52.000 Pädagogen 566.000 Schüler und Schülerinnen der ersten bis neunten Klasse betroffen. Der Besuch einer Gesamtschule bis zur neunten Klasse ist in Dänemark obligatorisch.


  2.April 2013
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  TOUR/5753: Lippstadt - Stadtführungen vom 6. bis 24. April 2013


  



  Stadtführungen - Öffentliche Termine im April


  



  Lippstadt. Die Stadtinformation im Rathaus bietet an folgenden Terminen im April öffentliche Stadtführungen an:


  Historische Altstadtführung: Samstag, 6. April, Mittwoch, 10. April, Samstag, 20. April und Mittwoch, 24. April, jeweils um 14.30 Uhr; Treffpunkt ist am Rathaus, eine Anmeldung ist nicht erforderlich, Kosten pro Person 3,00 Euro.


  "Fahrradtour - Rund um Bad Waldliesborn": Sonntag, 7. April, 14 Uhr ab Rathaus


  "Lippstadt auf den 2. Blick": Sonntag, 14. April, 14.30 Uhr, ab Rathaus.


  Bei den Themenführungen wird um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941 / 58515 gebeten. Die Kosten pro Person betragen 5,00 Euro, Kinder und Jugendliche 2,50 Euro.


  Museumsgenuss mit wechselnden Themen: Freitag, 12. April, 15.00 Uhr im Stadtmuseum; Kosten: 5,00 Euro pro Person. Anmeldung unter 02941 / 980 259.


  Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen steht Ihnen die Stadtinformation im Rathaus (Telefon 02941 / 58515) gerne zur Verfügung. Selbstverständlich können Sie diese sowie viele weitere Führungen auch individuell für Gruppen buchen - die Mitarbeiterinnen helfen Ihnen gerne bei der Auswahl.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Stadt Lippstadt

  KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

  Tel. 02941/58515

  E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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  MUSIK/744: WDR 3 - Renaissance- und Barockmusik aus Spanien, 8.4.2013 (WDR)


  



  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip vom 1. März 2013


  "Esperar, sentir, morir"

  Renaissance- und Barockmusik aus Spanien


  Live-Übertragung aus dem Arithmeum in Bonn

  WDR 3 Alte Musik in NRW

  Montag, 8. April 2013, 20.05 - 22.00 Uhr


  



  "Esperar, Sentir, Morir" - "Hoffen, empfinden, sterben". Unter diesem Motto geht WDR 3 Konzert live aus dem Arithmeum in Bonn auf eine Klangreise in die spanische Renaissance- und Barockmusik.


  In der Renaissance erlebte die Musik auf der iberischen Halbinsel eine große Blüte. Im Instrumentalen wie im Vokalen entstand eine Fülle neuer Formen, die nicht nur von typisch spanischen Farben, sondern auch von den Einflüssen aus der gerade entdeckten "Neuen Welt" geprägt waren. So bot sich den iberischen Komponisten ein großer Fundus an Möglichkeiten, um die Vielfalt der menschlichen Emotionen von allen Seiten zu beleuchten. Genau dem ist das Ensemble "La Traditora" auf der Spur, das seit seiner Gründung im Jahr 2010 mit frischen und inspirierten Interpretationen von sich reden macht. Für ihre musikalische Spanienreise haben die drei Instrumentalistinnen die junge argentinische Sopranistin Mariana Flores mit ins Boot geholt - der diese Musik sozusagen im Blut liegt.


  Mit Werken von Luis de Milán, Antonio de Cabezón, Mateo Flecha, Gaspar Sanz, Juan Cabanilles u. a.


  Mariana Flores, Sopran

  La Traditora:

  Amélie Chemin, Viola da Gamba

  Maria Ferré, Vihuela, Renaissancegitarre, Barockgitarre

  Catalina Vicens, Orgel, Perkussionen


  Redaktion: Richard Lorber


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 1. März 2013

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Telefon: 0221/220 2407, Fax: 0221/220 2288,

  Internet: www.wdr.de
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  WASSER/129: Swasiland - Bohrlöcher allerorten, doch kein Tropfen Trinkwasser (IPS)


  



  IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH

  IPS-Tagesdienst vom 2. April 2013


  Swasiland: Bohrlöcher allerorten - Doch kein Tropfen Trinkwasser


  Von Mantoe Phakathi


  



  [image: Bild: © Mantoe Phakathi/IPS]


  Eine Frau holt Wasser von einer der wenigen funktionierenden Zapfstellen im swasiländischen Maphilingo

  Bild: © Mantoe Phakathi/IPS

  



  Mbabane, 2. April (IPS) - Obwohl Ekuphakameni, eine der trockensten Ortschaften im Süden von Swasiland, über eine eigene Elektro-Wasserpumpe verfügt, müssen sich die Menschen mit dem schmutzigen Wasser eines zwei Kilometer entfernten Flusses zufrieden geben. Der Grund: Die von der Regierung installierte Anlage ist seit vier Jahren defekt.


  Ursprünglich sollten alle Nutznießer des 'Umtfombo-Wekuphila-Wasserprojekts' umgerechnet 1,60 US-Dollar monatlich in einen Fonds einzahlen. Mit diesen Reserven sollten anfallende Reparaturen bezahlt werden. "Doch einige Haushalte waren einfach zu arm, um einen solchen Betrag aufzubringen", meint die 52-jährige Tintfombi Msibi.


  Um die Zapfstelle endlich reparieren zu lassen, müsste jeder Haushalt um die 17 Dollar aufbringen - zu viel für die meisten der betroffenen Familien in einem Land, in dem 63 Prozent der Menschen mit weniger als zwei Dollar am Tag auskommen müssen.


  Nicht nur in Msibis Dorf ist die Wasserversorgung desolat. Wie die Hilfsorganisation 'Water Project' berichtet, funktionieren in dem Königreich ganze 90 Prozent aller ländlichen Wasserversorgungsprojekte nicht. Die Angaben der staatlichen Wasserbehörde, wonach 69 Prozent der Bevölkerung Zugang zu sauberem Trinkwasser haben, sind somit unglaubwürdig.


  Obed Ngwenya, der Leiter der für die ländlichen Gebiete zuständigen Wasserbehörde im Ministerium für Energie und natürliche Ressourcen, hält die Zahl für durchaus realistisch. Verlässliche Angaben ließen sich aber erst nach einer landesweiten Erfassung aller defekten Anlagen machen, betont er gegenüber IPS. Die hohe Zahl unbrauchbarer und damit nutzloser Wasserpumpen erklärt er damit, dass defekte Pumpstationen selten repariert würden. Üblich sei es, mit Hilfe von Entwicklungspartnern neue Anlagen einzurichten.


  

  Defekte Pumpanlagen


  Ekuphakameni gehört zum Wahlkreis Matsanjeni. Dort gibt es nach Angaben des zuständigen Leiters Seth Gumbi 175 Bohrlöcher, von denen 75 nicht funktionieren und die restlichen 100 nicht ausreichen, um 17.000 Menschen mit Wasser zu versorgen. So sehen sich wie Msibi viele Menschen gezwungen, weite Wege zurückzulegen, um an Wasser heranzukommen.


  "Einige Zapfstellen sind mit Handpumpen ausgestattet, die sehr schnell kaputt gehen", berichtet Gumbi. Und aufgrund des hohen Salzanteils im Wasser würde die Mechanik sehr schnell verrosten. "Hinzu kommen die Bohrlöcher die bereits leergepumpt sind", berichtet er. "Hier gibt es zwar Bohrlöcher allerorten, doch keinen Tropfen Trinkwasser."


  In Ekuphakameni und allen anderen Dörfern sollen die defekten Wasserstellen nun aber bald wieder instandgesetzt werden, wie Trevor Shongwe gegenüber IPS versichert. "Wir sind derzeit dabei, uns einen Überblick über die intakten und kaputten Vorrichtungen zu verschaffen", so der Geschäftsführer der Ländlichen Wasserbehörde, einer Abteilung im Ministerium für Energie und natürliche Ressourcen. In fünf der 55 Wahlkreise sei die Bestandsaufnahme bereits abgeschlossen.


  Shongwe zufolge arbeitet die Regierung mit verschiedenen Partnern einschließlich Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und dem Privatsektor zusammen, um die defekten Anlagen zu reparieren.


  Jameson Mkhonta vom Forum für Wasser-Sanitärversorgung und Hygiene (WASH) führt den Verfall der Bohrlöcher nicht zuletzt auf Missmanagement zurück. In anderen Fällen wiederum konnten die Gemeinschaften nicht die steigenden Stromkosten für den Betrieb der Pumpen stemmen.


  Im Rahmen der Instandsetzungsarbeiten sollen die Menschen von der Notwendigkeit überzeugt werden, ihre Stromrechnungen zu bezahlen. Darüber hinaus will man ihnen zeigen, wie sie die Projekte effizient und nachhaltig betreiben können.


  

  Wasserversorgung mit Hilfe der Schwerkraft


  In Nsuka, einer Ortschaft eine Stunde Autofahrt von der Wirtschaftsmetropole Manzini entfernt, wurde mit der finanziellen Hilfe von Hilfe 'World Vision Swaziland' (WVS) im Rahmen des Projekts ein 120.000-Liter-Tank angeschafft, der das Wasser aus einer nahegelegenen Quelle auffängt. Die Quelle entspringt auf einem Hügel. Eine Pumpe ist somit nicht erforderlich. Ab Juni wird es 221 Haushalte zu jeweils zehn Menschen mit Wasser versorgen.


  Die Betriebskosten sind niedrig, und die Einwohner von Nsuka sollen lediglich einen kleinen Obolus leisten, damit das System gegebenenfalls gewartet werden kann. Bisher konnten bereits 66 Dollar für die Einrichtung eines Wartungsfonds gesammelt werden.


  Laut Daniel Maduna, Programmmanager des WVS-Wasser- und Sanitärprogramms, dient das Vorhaben als Pilotprojekt. Das Ministerium für Energie und natürliche Ressourcen will für die Installation von kommunalen Zapfstellen sorgen, die in höchstens 200 Metern Entfernung von jedem Haushalt liegen. Jeder einzelne Dorfbewohner wird im Rahmen des auf 20 Jahre angelegten Projektes Zugang zu 30 Litern Wasser am Tag haben. (Ende/IPS/kb/2013)


  

  Links:

  http://thewaterproject.org/

  http://www.worldvision.org/our-work/international-work/swaziland

  http://www.ipsnews.net/2013/03/updateboreholes-boreholes-everywhere-and-not-a-drop-to-drink/


  © IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


  *


  Quelle:

  IPS-Tagesdienst vom 2. April 2013

  IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH

  Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

  Telefon: 030 / 54 81 45 31, Fax: 030 / 54 82 26 25

  E-Mail: contact@ipsnews.de

  Internet: www.ipsnews.de
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  SEISMIK/094: Erdbeben besser verstehen (idw)


  



  Leibniz Universität Hannover - 28.03.2013


  Erdbeben besser verstehen


  Computersimulationen werten GPS-Messungen aus


  



  Dreidimensionale Bewegungen der Erdoberfläche, die während und nach starken Erdbeben stattfinden, werden seit einigen Jahren durch ein immer dichteres Netz von permanent installierten GPS-Empfängern hochgenau aufgezeichnet. Ein Forschungsprojekt am Institut für Geologie der Leibniz Universität Hannover hat anhand solcher Messungen nun erstmals detaillierte Computermodelle von seismisch aktiven Bruchzonen erstellt. "Damit können sowohl die abrupten Bewegungen während eines Erdbebens, aber auch langsame, über viele Jahre ablaufende Bewegungen nach einem Beben simuliert werden", erläutert Projektleiterin Prof. Andrea Hampel. Die Kombination der Computermodelle mit den Oberflächendaten sowie herkömmlichen seismologischen Messungen erlauben den Wissenschaftlern deutlich detailliertere Rückschlüsse auf die Vorgänge während des Bebens.


  Die Daten der GPS-Stationen, die in den Erdbebengebieten stehen, sind den hannoverschen Geologen über Publikationen in wissenschaftlichen Fachzeitschriften zugänglich. Zu den ersten mit GPS aufgezeichneten Erdbeben gehören zwei starke Beben im Jahr 2003 in Taiwan und in den italienischen Apenninen im Jahr 2009. Im Gebiet um die Bruchzonen, die 40-50 Kilometer lang sind, haben GPS-Stationen die Bewegungen der Erdkruste aufgezeichnet. Die fest im Untergrund verankerten Stationen überleben Erdbeben meist unbeschadet.


  Das Team um Prof. Hampel hat die Daten der beiden Erdbeben miteinander verglichen und deutliche Unterschiede in der Geschwindigkeit und der Richtung der Krustenbewegungen festgestellt, die bislang nicht begründet werden konnten. Mithilfe von Computersimulationen konnten die Bewegungsmuster erklärt werden; eine entsprechende Studie wurde in der Märzausgabe Fachzeitschrift "Geology" veröffentlicht. Anhand der unterschiedlichen Bewegungsmuster haben die Wissenschaftler zwei verschiedene Typen von Erdkrustenverschiebungen charakterisiert. "Diese Unterschiede in den Mustern hat man vorher noch nicht gesehen, weil entsprechende GPS-Daten für die beiden unterschiedlichen Störungstypen nicht zur Verfügung standen", sagt Prof. Hampel.


  Durch die Computersimulationen sind zudem Rückschlüsse auf die Nachbarbereiche des aktuellen Erdbebens möglich. "Wir wollen herausfinden, ob in der Umgebung Erdbeben gefördert oder aber die Spannungen in den Nachbarbereichen eher abgebaut und dadurch Beben verzögert werden", sagt Andrea Hampel.


  In dem Projekt ist erstmalig ein umfassendes flächenhaftes Bild der Deformation während und nach einem Erdbeben erstellt worden. Die Ergebnisse helfen, die beobachteten Oberflächenbewegungen mit den Prozessen in der Tiefe zu korrelieren. Aus der Geschwindigkeit der Krustenbewegungen, die nach dem Erdbeben noch einige Jahre anhalten, sind zum Beispiel wichtige Erkenntnisse über die Festigkeit der tieferen Erdkruste möglich. Ziel ist es unter anderem, Erdbebenzyklen für die betroffenen Gebiete modellieren zu können.


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution128


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Leibniz Universität Hannover, Mechtild Freiin v. Münchhausen, 28.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  SEMINAR/2832: Bielefeld - "Kaffee rösten und variabel zubereiten" am 27. April 2013


  



  Kaffee rösten und variabel zubereiten


  



  Bielefeld (bi). Ein Tagesseminar zum Thema "Kaffee" bietet die VHS in Brackwede am Samstag, 27. April, von 14.00 bis 17.45 Uhr an. Hier können die Teilnehmerinnen und Teilnehmer Kaffeesorten aus unterschiedlichen Anbaugebieten kennenlernen. Daneben werden verschiedene Verfahren der Bohnenröstung sowie der Kaffeezubereitung vorgestellt. Anschließend werden die Kaffeespezialitäten genossen.


  Das Seminar findet in der Lehrküche der Realschule Brackwede, Kölner Straße 40 (Eingang: Beckumer Straße), unter der Leitung von Karin und Thomas Duden statt.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Herausgeber: Stadt Bielefeld

  Presseamt, 33597 Bielefeld

  Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

  E-Mail: presseamt@bielefeld.de

  Internet: www.bielefeld.de
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  VORTRAG/259: Bad Harzburg - "Bad Harzburg 1933 - Zerstörung der demokratischen Republik", 9.4.2013


  



  Spurensuche Harzregion e.V. - Presse-Information, 31. März 2013


  Spurensuche Harzregion lädt ein


  Deutschland und Bad Harzburg 1933: Die Zerstörung der demokratischen Republik. Veranstaltung des Vereins Spurensuche Harzregion am 9. April 2013, 18.30 Uhr, Bad Harzburg, Haus der Kirche, Luthergemeinde, Lutherstr. 7


  



  Bad Harzburg. Zur Reichstagswahl am 5. März 1933 strömten 92 Prozent der Wahlberechtigten des Amtsbezirks Harzburg zur Urne. Der NSDAP unter Ortsgruppenführer Hermann Berndt gaben 6.040 Menschen ihre Stimme und Unterstützung. Zusammen mit den 1.008 Voten für die antirepublikanisch-rechtsnationalistische Kampffront Schwarz-Weiß-Rot erhielten sie damit eine überwältigende Zustimmung. Wenig später wurde dies Ergebnis als Votum für die neue Stadtverordnetenversammlung übertragen.


  Die "Entscheidungsschlacht" mit einer "für lange Zeit" letzten Wahl sei gekommen, kommentierte die Harzburger Zeitung schon zwei Tage zuvor. Doch eine Entscheidung der politischen und wirtschaftlichen Eliten für ein Regime Hitler war schon Monate vorher gefallen. Mit der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler durch Reichspräsident Paul von Hindenburg am 30. Januar 1933 und der schnellen Vereidigung des Kabinetts der "nationalen Front" am Tag darauf waren die entscheidenden Weichen für eine Diktatur der NS-Bewegung gestellt.


  Rasch, schon am 28. Februar, wurden die verfassungsmäßigen Grundrechte durch Notverordnungen des Reichspräsidenten Hindenburg außer Kraft gesetzt: Freiheit der Person, Meinungs-, Presse-, Vereinigungs-, Versammlungsfreiheit, Post- und Fernmeldegeheimnis, Unverletzlichkeit von Eigentum und Wohnung galten nicht mehr. Durch die nun ermöglichte Schutzhaft ohne richterliche Kontrolle wurden allein in Preußen bis Mitte März etwa 10.000 Personen verhaftet.


  In Stadt und Amtsbezirk wurden politische Gegner von der SA und der neu eingerichteten Hilfspolizei verfolgt und eingekerkert. Einrichtungen der Sozialdemokraten, Kommunisten und Gewerkschaften überfallen. Der SPD-Fraktionsvorsitzende Reupke wurde am 10. April erhängt im Harly aufgefunden. Garniert wurde dieser Terror mit Jubelaufmärschen, Straßenumzügen, Versammlungen, an denen viele Bürgerinnen und Bürger der Stadt teilnahmen.


  Als öffentlich sichtbares Symbol der neuen Macht beschloss die Stadtverordnetensammlung am 26. März die Umbenennung des Bahnhofsvorplatzes in Adolf-Hitler-Platz und des Westrings in Hindenburgring. Dem "Führer" und seinem politisch ranghöchsten Förderer wurde mit Ehrenbürgerschaften gehuldigt. Hitler bedankte sich am 9. April 1933 schriftlich.


  Auf der Veranstaltung werden Dr. Peter Schyga und Markus Weber den reichsweiten und örtlichen Prozess der Machtübergabe an Hitler und der Machteroberung durch seine Gefolgschaft beleuchten. Neue Forschungen zu den Gewalttaten gegen "Gemeinschaftsfremde" durch die lokalen Machtorgane werden vorgestellt. Aktuelle Fragen des Umgangs Bad Harzburgs mit diesem Teil seiner Geschichte - Stichwort Bad Harzburger Geschichtspunkte und Hindenburgring - werden zur Sprache kommen.


  Der Eintritt ist frei. Wir freuen uns über zahlreiche Gäste.


  *


  Quelle:

  Presse-Information, 31.03.2013

  Spurensuche Harzregion e.V.

  Badenstedter Str. 24, 30449 Hannover

  Internet: www.spurensuche-harzregion.de
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  FORSCHUNG/953: Licht-Tsunami im Supraleiter (idw)


  



  Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 27.03.2013


  Licht-Tsunami im Supraleiter


  



  Supraleiter sind Materialien, die elektrischen Strom ohne Verluste leiten. Einem internationalen Forscherteam um Professor Andrea Cavalleri vom Max-Planck Institut für die Struktur und Dynamik der Materie ist es am Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) gelungen, mit einem starken Terahertz-Laser diese widerstandsfreie Leitung gezielt zu beeinflussen. Das sehr präzise Licht des Lasers wird zu einem Wirbel, der sich ähnlich einem Tsunami durch den Supraleiter bewegt. Die Ergebnisse erscheinen in der Fachzeitschrift "Nature Materials".


  [image: Foto: © HZDR/Bierstedt]


  Mit den starken Terahertz-Blitzen vom Freie-Elektronen-Laser im HZDR konnte ein internationales Forscherteam Licht-Tsunamis im Supraleiter erforschen

  Foto: © HZDR/Bierstedt

  



  Bei ihrem jüngsten Experiment untersuchten Prof. Andrea Cavalleri vom Max-Planck Institut für die Struktur und Dynamik der Materie am Center for Free-Electron Laser Science (CFEL) in Hamburg und Dr. Michael Gensch vom Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf mit weiteren Kollegen vom HZDR, aus Großbritannien und Japan, ob und wie man die Supraleitung gezielt kontrollieren kann. Das Ziel ihrer Forschungen ist, supraleitende Materialien für neue Technologien besser nutzbar zu machen, beispielsweise für die Verarbeitung von Informationen. Dazu ist es besonders wichtig, die Sprungtemperatur mit einem besseren Verständnis der zugrundeliegenden Phänomene zu erhöhen, wobei Sprungtemperatur bedeutet, dass Materialien unterhalb dieses Wertes supraleitend sind. Die meisten Supraleiter funktionieren auch heute nur bei sehr tiefen Temperaturen.


  Moderne Hochtemperatur-Supraleiter sind typischerweise Festkörper, die aus einem Stapel dünner Schichten aufgebaut sind, ähnlich wie die Seiten in einem Buch. Die Schichten sind leitfähig und transportieren Strom. Von Schicht zu Schicht kann jedoch bei Raumtemperatur kein Strom fließen, weil sich die Elektronen, die für den Stromfluss verantwortlich sind, nur in der jeweiligen Schicht frei bewegen können. Wird nun solch ein Schichtstapel tief genug gekühlt, setzt Supraleitung entlang aller Richtungen ein. Doch es gibt einen Unterschied: Während die Elektronen in der Schicht einfach ohne Verluste fließen, können die Elektronen sich nun auch von Schicht zu Schicht bewegen, indem sie durch die isolierenden Zwischenbereiche "tunneln". Dr. Gensch erläutert: "Schon die Geometrie legt nahe, dass es sich innerhalb der Schicht und zwischen den Schichten um andere Mechanismen von Supraleitung handeln muss. Uns hat interessiert, wie die Elektronen diese Eigenschaft vertikal von Schicht zu Schicht transportieren bzw. ob wir diesen Transport kontrollieren können, ohne die Supraleitung in den horizontalen Schichten zu stören."


  Für ihre Experimente nutzten die Forscher einen der beiden Freie-Elektronen-Laser (FELBE) im HZDR, der Laserblitze einer bestimmten, frei einstellbaren Wellenlänge zwischen dem Infrarot und den Mikrowellen erzeugt. Wenn solch ein kurzer Terahertz-Blitz in der richtigen Frequenz die Materialschichten des Supraleiters durchdringt, schaltet er die Supraleitung sehr gezielt und lokal ab, indem er direkt die Tunneleigenschaften der Elektronen zwischen den supraleitenden Schichten ändert. Im Detail erzeugt das Licht ein Paar von entgegengesetzt drehenden Wirbelströmen, die normal leitend sind. Diese Wirbel bewegen sich dann mit dem Licht durch den Supraleiter. Es formt sich eine sogenannte Soliton-Welle. Das besondere dieser Wellen: Sie behalten unabhängig von Störstellen im Supraleiter immer ihre Form. Dies ist vergleichbar mit dem Verhalten bekannter Soliton-Wellen - wie beispielsweise Tsunamis -, deren Form auch nicht durch Versetzungen oder Unebenheiten am Boden beeinflusst wird.


  Die sich durch den Supraleiter bewegenden Wirbel ändern auch die optischen Eigenschaften des Materials - es wird ein wenig durchsichtig. Zwar nicht für sichtbares Licht, aber für Wellenlängen ganz in der Nähe der Terahertz-Strahlung. Die Laserblitze sind jeweils nur einige Pikosekunden, also billionstel Teile einer Sekunde, lang, sodass die Wissenschaftler alle Vorgänge - wie das Aufkommen der Wirbel und deren Soliton-Bewegung - direkt auf dieser sehr schnellen Zeitskala beobachten können. Ähnliches war der Gruppe um Prof. Cavalleri im Prinzip schon einmal vorher gelungen. Allerdings ließ sich die Supraleitung zwischen den Schichten da nur sehr schnell hintereinander komplett aus- und wieder anschalten. Das Experiment in Dresden konnte nun erstmalig die Supraleitung sehr gezielt und vor allem auch lokal abschalten - und diesen Zustand fast zehnmal so lange stabilisieren.


  Insbesondere erwarten die Physiker durch die lichterzeugten Wirbel im Supraleiter eine Reihe neuer Anwendungen. Da sie sich durch den Kristall ja wie beim Tsunami unabhängig von Störungen bewegen, eignen sich diese Wirbel hervorragend, um Informationen darin zu speichern und zu transportieren. Ganz ähnlich wie bei Soliton-Wellen verläuft etwa auch der Informationstransport in der DNA. Die in dem Experiment gefundene und demonstrierte Kontrolle der Wirbel mit Laserlicht lässt die Physiker um Prof. Cavalleri jedenfalls schon von neuen Möglichkeiten der Informationsverarbeitung in Supraleitern träumen.


  [image: Foto: © HZDR/Bierstedt]


  Die beiden Freie-Elektronen-Laser im Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf erzeugen in kontinuierlicher Abfolge Lichtblitze im infraroten Bereich

  Foto: © HZDR/Bierstedt

  



  Supraleiter im Dauerfeuer


  Intensive Pulse im unsichtbaren Terahertz-Bereich (0,1 - 10 THz) wecken seit einigen Jahren ein enormes Interesse bei Wissenschaftlern, die sogenannte komplexe Materialien wie Hochtemperatur-Supraleiter untersuchen. Der Grund dafür sind die besonderen Eigenschaften dieser langwelligen Strahlung, deren Wellenlängen zwischen 0,03 und drei Millimetern liegen. Erst seit einigen Jahren stehen dafür ausreichend starke Quellen zur Verfügung. Die stärksten Terahertz-Pulse erzeugen Geräte, die durch Elektronenbeschleuniger angetrieben werden.


  Auf einen besonders wichtigen Typ für die Materialwissenschaften hat sich das HZDR im ELBE genannten Zentrum für Hochleistungs-Strahlenquellen spezialisiert. Während andere Geräte nach einer kleinen Serie superkurzer Laserblitze eine Pause einlegen müssen, können die ELBE-Quellen auf Dauerfeuer bleiben. Erst diese kontinuierliche Abfolge von Pulsen aber ermöglicht die Genauigkeit, die Forscher wie Dr. Gensch und ihre Messgäste wie Prof. Cavalleri für ihre Analysen brauchen. Um zukünftig den ganzen Spektralbereich bis hin zu 0,1 Terahertz bzw. drei Millimetern Wellenlänge mit noch intensiveren Pulsen abzudecken, baut das HZDR unter der Leitung von Dr. Gensch eine neue, superradiante Terahertz-Quelle namens TELBE auf. Superradianz bedeutet vereinfacht ausgedrückt, dass äußerst intensives Licht in einem lawinenartig kurzen Prozess entsteht, ohne dass dabei - wie etwa bei einem Freie-Elektronen-Laser - Spiegel als Resonatoren benötigt werden. TELBE wird in den nächsten Jahren mit Unterstützung von Nutzern in Betrieb genommen und getestet. Die Forscher hoffen darauf, damit weitere wichtige Ergebnisse auf dem Gebiet der Materialforschung, aber auch der Lebenswissenschaften, zu erzielen.


  Publikation:

  A. Cavalleri, M. Gensch et al.: "Optical excitation of Josephson plasma solitons in a cuprate superconductor", in Nature Materials (2013), Online-Publikation vom 24.03.2013, doi:10.1038/nmat3580


  Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen hierbei im Fokus:

  - Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und nachhaltig?

  - Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert, charakterisiert und wirksam behandelt werden?

  - Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?

  Zur Beantwortung dieser wissenschaftlichen Fragen werden fünf Großgeräte mit einzigartigen Experimentiermöglichkeiten eingesetzt, die auch externen Nutzern zur Verfügung stehen.


  Das HZDR ist seit 2011 Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation Deutschlands. Es hat vier Standorte in Dresden, Leipzig, Freiberg und Grenoble und beschäftigt rund 1.000 Mitarbeiter - davon ca. 450 Wissenschaftler inklusive 160 Doktoranden.


  Weitere Informationen unter:

  http://www.hzdr.de

  http://www.mpg.de/7063613/Josephson-plasma_soliton_supraleiter

  http://www.nature.com/nmat/journal/vaop/ncurrent/full/nmat3580.html


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution222


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf, Dr. Christine Bohnet, 27.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  BUNDESTAG/3781: Heute im Bundestag Nr. 181 - 28.03.2013


  



  Deutscher Bundestag

  hib - heute im bundestag Nr. 181

  Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen


  Donnerstag, 28. März 2013 Redaktionsschluss: 15:10 Uhr


  1.Grüne für Verbot von Therapien der sexuellen Orientierung bei Minderjährigen

  2.Regierung erläutert Verhältnis von Einkommen zu Vermögen

  3.SPD fragt nach den Folgen von Alkoholsucht für Wirtschaft und Gesundheitswesen

  4.Im Bundestag notiert: Einrichtung der Generaldirektion für Wasserstraßen und Schifffahrt

  5.Im Bundestag notiert: An- und Abflugrouten am Flughafen Berlin-Brandenburg

  6.Im Bundestag notiert: Ausgestaltung des Mautsystems

  7.Im Bundestag notiert: salzhaltige Abwässer der Kaliindustrie

  8.Im Bundestag notiert: Einrichtung funktionsfähiger Luftraumblöcke

  9.Im Bundestag notiert: Bahnhofsgebäude


  



  1. Grüne für Verbot von Therapien der sexuellen Orientierung bei Minderjährigen


  Recht/Gesetzentwurf


  Berlin: (hib/BOB) Therapien, die das Ziel haben, die sexuelle Orientierung bei Minderjährigen zu verändern, sollen nach Ansicht von Bündnis 90/Die Grünen mit einer Geldbuße geahndet werden. Die Fraktion hat dazu einen Gesetzentwurf (17/12849) vorgelegt. Zur Begründung heißt es, in Deutschland böten einige Organisationen Behandlungen Homosexueller mit dem Ziel der Änderung der sexuellen Orientierung an, obwohl negative und schädliche Effekte solcher Behandlungen wissenschaftlich nachgewiesen seien. Dazu zählten neben Ängsten unter anderem soziale Isolation, Depressionen und erhöhte Selbstmordgefahr. In der medizinischen Fachwelt würden Therapieangebote, die auf eine Änderung der sexuellen Orientierung abzielten, "einhellig abgelehnt".


  *


  2. Regierung erläutert Verhältnis von Einkommen zu Vermögen


  Arbeit und Soziales/Antwort auf Große Anfrage


  Berlin: (hib/BOB) Die Ergebnisse einer vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Auftrag gegebenen Studie deuten darauf hin, dass sich der Zusammenhang zwischen Einkommen und Vermögen in den fünf Jahren zwischen 2002 und 2007 "nur leicht" verändert hat. Dies ist der Antwort der Bundesregierung (17/12837) auf eine Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/11900) zu entnehmen. Bei der Betrachtung von Einkommens- und Vermögensverteilung sei zu berücksichtigen, dass beide von vielen verschiedenen Fakten abhingen, unter anderem von Änderungen in der Alters- und Haushaltsgrößenstruktur sowie von den Werteänderungen der Vermögensbestände und den Anlagestrukturen der privaten Haushalte. So nähmen tendenziell die Durchschnittsvermögen mit dem Alter zu, da Vermögensbildung ein langfristiger Prozess im Lebensverlauf sei und sich damit Unterschiede schon allein durch die verschiedenen Positionen der Haushalte im Lebens- und Familienzyklus ergeben.


  *


  3. SPD fragt nach den Folgen von Alkoholsucht für Wirtschaft und Gesundheitswesen


  Gesundheit/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/TVW) Die Fraktion der SPD möchte von der Bundesregierung erfahren, wie viele Menschen in Deutschland alkoholabhängig sind und wie hoch der Bevölkerungsanteil der Menschen mit einem riskanten Alkoholkonsum ist. In einer Kleinen Anfrage (17/12917) erkundigt sich die SPD ferner danach, welche Maßnahmen die Bundesregierung zur Prävention von gesundheitsschädlichem Alkoholkonsum ergreift oder fördert. Der Alkoholkonsum habe erschreckende Folgen für die Gesellschaft. "Jedes Jahr sterben über 73 000 Menschen an den Folgen ihres Alkoholmissbrauchs", führt die SPD weiter aus.


  Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, ob sich der gesamtwirtschaftliche Schaden, der durch Alkoholkonsum entsteht, beziffern lässt und wie hoch die jährlichen Kosten sind, die dem Gesundheitssystem durch alkoholinduzierte Krankheiten entstehen. Ferner wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung erfahren, wie sie die Effizienz und Effektivität von Maßnahmen zur Einschränkung der Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken sowie der Alkoholwerbung einschätzt.


  *


  4. Im Bundestag notiert: Einrichtung der Generaldirektion für Wasserstraßen und Schifffahrt


  Verkehr und Bau/Antwort


  Berlin: (hib/MIK) Die Bundesregierung hat zu keinem Zeitpunkt den Standpunkt vertreten, dass für die Einrichtung der Generaldirektion für Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) ein Rechtsbereinigungsgesetz erforderlich ist. Dies schreibt sie in ihrer Antwort (17/12836) auf eine Kleine Anfrage (17/12624) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Einrichtung der GDWS, die Umwandlung der bestehenden Wasser- und Schifffahrtsdirektion in deren Außenstellen erfolge durch Organisationserlass des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, heißt es weiter.


  *


  5. Im Bundestag notiert: An- und Abflugrouten am Flughafen Berlin-Brandenburg


  Verkehr und Bau/Antwort


  Berlin: (hib/MIK) Die Bundesregierung hält an ihrer Einschätzung hinsichtlich der Festlegung der An- und Abflugrouten am Flughafen Berlin-Brandenburg fest, dass der Schutz der Bevölkerung sowie von Industrieanlagen bei den Planungen der Flugverfahren zu berücksichtigen sei. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (17/12807) auf eine Kleine Anfrage der SPD-Fraktion (17/12589) hervor.


  *


  6. Im Bundestag notiert: Ausgestaltung des Mautsystems


  Verkehr und Bau/Antwort


  Berlin: (hib/MIK) Das Bundesverkehrsministerium hat im Herbst vergangenen Jahres Gespräche mit den Gesellschaftern des Mautbetreibers Toll-Collect GmbH geführt, in denen die Option eines Vergleichs im Schiedsverfahren sondiert wurde. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/12795) auf eine Kleine Anfrage (17/12581) der SPD-Fraktion zur zukünftigen Ausgestaltung des Mautsystems. Gegenstand dieser Gespräche sei auch eine mögliche Übernahme von Toll Collect durch den Bund gewesen, heißt es weiter.


  *


  7. Im Bundestag notiert: salzhaltige Abwässer der Kaliindustrie


  Umwelt/Antwort


  Berlin: (hib/HLE) Die durch salzhaltige Abwässer der Kaliindustrie belasteten deutschen Flüsse beziehungsweise Flussabschnitte weisen nach Angaben der Bundesregierung einen unbefriedigenden bis schlechten ökologischen Zustand auf. In der Antwort (17/12658) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12438) nennt die Bundesregierung diese Gewässer, die sich darüber hinaus in einem nicht guten chemischen Zustand befinden: Bode, Elbe, Emscher, Lippe, Mosel, Saale, Unstrut, Werra, und Weser.


  *


  8. Im Bundestag notiert: Einrichtung funktionsfähiger Luftraumblöcke


  Verkehr und Bau/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/MIK) Über den Stand der Einrichtung funktionsfähiger Luftraumblöcke in Europa will sich die SPD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (17/12899) informieren. Die Abgeordneten interessiert, wie sich das Luftverkehrsaufkommen im vergangenen Jahr gegenüber den Verkehrsprognosen entwickelt hat, auf denen die EU-weit geltenden Leistungsziele zur Erbringung von Flugsicherungsdiensten beruhen. Weiter soll die Bundesregierung unter anderem mitteilen, in welchem Umfang die Europäische Kommission Verbesserungen an den von Deutschland vorgelegten nationalen Leistungszielen für die Referenzperiode 2012 bis 2014 gefordert hat.


  *


  9. Im Bundestag notiert: Bahnhofsgebäude


  Verkehr und Bau/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/MIK) Über den Verkauf, den Zustand und die Instandhaltung der Bahnhofsgebäude der Deutschen Bahn AG (DB AG) will sich die SPD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (17/12912) informieren. Die Abgeordneten interessiert unter anderem, ob der Bundesregierung bekannt ist, welche Erlöse die DB AG durch den Verkauf von Bahnhofsgebäuden erzielt hat und ob sie rechtliche Möglichkeiten hat, bei den neuen Eigentümern der Bahnhöfe auf die Wahrnehmung ihrer Pflichten als Besitzer denkmalgeschützter Gebäude hinzuwirken. Weiter interessiert die Abgeordneten unter anderem, wie viele Bahnhöfe von DB AG gebraucht werden und welche Bahnhöfe zum Verkauf stehen.


  *


  Quelle:

  Heute im Bundestag Nr. 181 - 28. März 2013 - 15:10 Uhr

  Herausgeber: Deutscher Bundestag

  PuK 2 - Parlamentskorrespondenz

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

  E-Mail: mail@bundestag.de

  Internet: www.bundestag.de
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  ALTER/218: Zum Tag der älteren Generation am 3. April 2013 (BAGSO)


  



  Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V.

  BAGSO-Pressemitteilung - Bonn, 2.4.2013


  Zum Tag der älteren Generation am 3. April spricht sich die BAGSO für eine rentenrechtliche Besserstellung von Frauen aus, deren Kinder vor 1992 geboren wurden


  



  "Es gibt nichts Gutes, außer man tut es." Nach diesem Erich-Kästner-Spruch handeln sehr viele ältere Menschen und engagieren sich in den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Bereichen: Sie ermöglichen es z.B. ihren Kindern, beruflich tätig zu sein, indem sie sich um die Enkelkinder kümmern, leisten Nachbarschaftshilfe und sind in ihrer Gemeinde aktiv. Viele Organisationen könnten ihre sozialen, politischen und kulturellen Aufgaben nicht erfüllen, wenn sie nicht durch ältere, ehrenamtlich tätige Menschen unterstützt würden.


  Der Tag der älteren Generation, der seit 1968 jeweils am ersten Mittwoch im April begangen wird, ist für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO), die über ihre 110 Mitgliedsverbände die Interessen von rund 13 Mio. älteren Menschen vertritt, Anlass, auf diese oft im Verborgenen erbrachten Leistungen hinzuweisen und sie zu würdigen.


  "Wir nehmen den Gedenktag in diesem Jahr aber auch zum Anlass, auf eine Benachteiligung älterer Frauen hinzuweisen, die wir nicht akzeptieren können", so die ehemalige Bundesfamilienministerin und BAGSO-Vorsitzende Prof. Dr. Ursula Lehr. Es geht um die Mütter von Kindern, die vor 1992 geboren wurden und die zurzeit rentenrechtlich schlechter gestellt sind als Mütter, deren Kinder 1992oder später auf die Welt kamen. "Viele dieser älteren Frauen haben ihre Kinder großgezogen in Zeiten, in denen es weder Kindergeld noch Erziehungsurlaub, weder BAföG noch Azubigehalt gab. Sie haben darauf verzichtet, berufstätig zu sein, oder ihre Erwerbstätigkeit unterbrochen, auch weil die Kinderbetreuungsangebote früher wesentlich schlechter waren. Dadurch haben sie geringere Rentenansprüche erworben. Die BAGSO fordert die Aufhebung dieser Ungleichbehandlung", erklärt Ursula Lehr.


  Weitere Informationen zur BAGSO und ihren 110 Mitgliedsverbänden:

  www.bagso.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 2. April 2013

  Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V.

  Ursula Lenz, Pressereferat

  Bonngasse 10, 53111 Bonn

  Telefon: 0228 / 24 99 93 26

  E-Mail: lenz@bagso.de

  Internet: www.bagso.de
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  KATASTROPHEN/053: Fukushima - Zwei Jahre Katastrophe (ROBIN WOOD magazin)


  



  ROBIN WOOD magazin - Nr. 116/1.2013


  energie

  Fukushima: Zwei Jahre Katastrophe


  von Dirk Seifert


  



  Am 11. März 2011 erschüttert ein schweres Erdbeben Japan. Ein Tsunami von ungeheuren Dimensionen zerstört riesige Küstenregionen und mehr als 20.000 Menschen sterben infolge dieser Naturkatastrophe. Viele Atomkraftwerke werden während der Katastrophe per Notabschaltung stillgelegt. Doch in den Reaktoren des Atomkraftwerks Fukushima bricht die Stromversorgung zusammen, die Kühlung der Reaktoren und Lagerbecken für abgebrannte Brennelemente fällt aus. Per Batteriestrom versuchen Techniker irgendwie Wasser in die Reaktoren zu pumpen - ohne Erfolg. Der Wasserstand in den Reaktoren sinkt, die hochradioaktiven Brennelemente liegen frei, beginnen zu schmelzen. Es kommt zu Wasserstoffexplosionen, die die Schutzhüllen aufreißen. Radioaktive Wolken entweichen jetzt ungehindert in die Umwelt, große Mengen radioaktives Wasser laufen ungehindert ins Meer.


  Der Schock sitzt weltweit tief. Ausgerechnet in einem Hochindustrie-Land wie Japan kommt es zu einem mehrfachen Kernschmelzunfall mit massiver Freisetzung von Radioaktivität. Wochenlang wird immer wieder Radioaktivität freigesetzt, darunter nicht nur Jod und Cäsium, sondern auch Plutonium. Gebannt beobachten die Menschen die Wetterbedingungen, die Windrichtung. Die Sorge: Der Wind könnte drehen und die radioaktiven Wolken bis in die Super-Metropole Tokio treiben. Ein Horrorszenario!


  Wochenlang versucht der Betreiber Tepco die Stromversorgung wieder herzustellen und mit Schläuchen und per Hubschrauber eine Notkühlung hinzubekommen, damit es nicht zu weiteren unkontrollierten Kettenreaktion und Explosionen kommt. Was sich genau in den zerstörten Reaktoren abspielt, weiß niemand. Die Strahlung ist teilweise so hoch, dass nicht einmal Roboter dorthin können. Die Explosionen haben die Wege versperrt und immer wieder setzt die Kühlung aus.


  Obwohl Japan Katastrophen gewohnt ist, zögern die Behörden mit den Evakuierungen, streiten darüber, bis in welche Entfernung die Menschen weggebracht werden müssen. Ein Netz zur Überwachung der Strahlenbelastung existiert kaum, es gibt viel zu wenig Informationen für die Bevölkerung. Jodtabletten sind zwar in einigen Orten vorhanden, werden aber teilweise nicht verteilt. Der Betreiber Tepco gibt auch falsche - zu niedrige - Meßwerte heraus, versucht zu beruhigen. Nach und nach wird auch bekannt, dass die japanischen Behörden lange vor dem Erdbeben darüber informiert waren, dass es massive Sicherheitsprobleme in den Reaktoren von Fukushima gab. Empfohlene Nachrüstungen durch Tepco unterblieben jedoch, ohne dass Behörden einschritten. Bekannt wird, dass es einen unglaublichen Filz zwischen Behörden und Atomunternehmen gibt, vom Atom-Dorf ist die Rede, eine unabhängige staatliche Atomaufsicht gibt es nicht. Der Verdacht steht im Raum: Möglicherweise hätte die Katastrophe verhindert werden können. Schließlich deuten immer mehr Hinweise darauf: Allein das Erdbeben - und nicht erst der nachfolgende Tsunami - hatte so gravierende Folgen für die Reaktoren, dass diese außer Kontrolle gerieten.


  Tee, Milch, Gemüse, Fisch - in der Region um Fukushima sind Lebensmittel radioaktiv verseucht


  Lebensmittel aus der weiteren Umgebung der Atomreaktoren sind verstrahlt. Im Herbst 2011 melden Zeitungen, dass bei der Reisernte die zulässigen Grenzwerte überschritten werden. Wie nach Tschernobyl kommt es immer wieder zum Streit über diese Grenzwerte. Die Schweizer Tagesschau berichtet, dass nach dem Beginn der Katastrophe für Trinkwasser, Milch und Milchprodukte vorläufig ein Grenzwert von 200 Becquerel pro Kilogramm gilt sowie von 500 Becquerel für Gemüse, Getreide und andere Lebensmittel wie Fleisch, Eier und Fisch. Vor allem Eltern sind in Sorge und machen Druck auf die Behörden. Im Juni 2011meldet die Nachrichtenagentur dpa: "Tee, Milch, Gemüse, Fisch - im Umkreis der Atomruine Fukushima entdecken japanische Behörden in immer mehr Lebensmitteln radioaktive Partikel." Mitte März berichtet Japans Gesundheitsministerium, dass in der Präfektur Fukushima die Werte bei Brokkoli, in der Nachbarregion Ibaraki bei Rohmilch überschritten wurden. Im Frühjahr 2012 kündigt die Regierung an, die Grenzwerte für zahlreiche Lebensmittel zu senken. Doch klar ist auch: Einen Grenzwert, unter dem Strahlung ohne Risiken ist, gibt es nicht. Greenpeace nimmt 16 Proben bei Feldgemüse aus der Region und stellt Werte von 8.000 bis 150.000 Becquerel je Kilogramm fest. Der Fernsehsender NHK berichtet zudem über radioaktives Cäsium in Fischen aus dem Meer vor Fukushima. Bei zwei Proben seien Werte fünf- bis sechsmal höher gewesen als erlaubt. Untersuchter Spinat weist doppelt soviel Becquerel wie zulässig auf. Bei Fisch, Krebstieren und Seetang, die 22 bis 60 Kilometer vom Kraftwerk entfernt aus dem Meer geholt wurden, findet Greenpeace erhöhte Werte für Jod-131, Cäsium-134 und Cäsium-137. Bei Seetang seien Jod-Werte gemessen worden, die mehr als dem 60-fachen der Grenzwerte entsprechen.


  Mindestens 200.000 Menschen sind laut der internationalen Ärzteorganisation IPPNW inzwischen aus der Umgebung der Reaktoren von Fukushima evakuiert und haben für viele Jahre - vielleicht für immer - keine Perspektive, in ihre Heimatorte zurück zu kehren. Nicht nur, dass es aus den Unglücks-Reaktoren erneut zu radioaktiven Freisetzungen kommen kann. Viele Gebiete sind hoch verstrahlt, eine Dekontamination wird viele Jahre dauern. Und was mit den enormen Mengen abgetragenen Erdreichs überhaupt geschehen soll, weiß niemand. Es wird in Müllsäcken verpackt an Wegen und Straßen abgestellt.


  Die IPPNW, die mehrfach mit Delegationen vor Ort war, berichtet auch Monate später noch Katastrophales: "In der stark kontaminierten Gemeinde Iitate (rund 40 Kilometer nordwestlich des Atomkraftwerks) hat Dr. Angelika Claußen vom IPPNW Werte von 1,9 bis 43,85 Mikrosievert/Stunde gemessen. Die BewohnerInnen von Iitate wurden viel zu spät evakuiert, denn der Bürgermeister wollte 'seine Stadt Iitate' halten und hat sich lange gegen die Evakuierung gewehrt. Tausende Evakuierte aus den Tsunami-Gebieten waren in seinem Dorf untergebracht. Erst nachdem kritische WissenschaftlerInnen Anfang April in Tokio Messungen vorlegten, die die hohe Gefährdung für die Bevölkerung aufzeigten, gab die Zentralregierung am 12. April 2012 bekannt, dass Iitate evakuiert werden muss", schreibt die Organisation im September 2012.


  

  Wie schon in Tschernobyl sind Kinder besonders betroffen


  Und wie schon nach der Katastrophe von Tschernobyl zeigen sich die Folgen der radioaktiven Verstrahlung vor allem bei Kindern und Jugendlichen besonders schnell: Immer mehr Schilddrüsenveränderungen werden diagnostiziert, eine Folge der radioaktiven Jod-Emissionen. Am 6.Juli 2012 informiert die IPPNW über eine Studie von Dr. Matsuzaki Hiromichi, Leiter der Abteilung für Innere Medizin im All gemeinen Städtischen Klinikum der Stadt Fukagawa, die nur wenigen Wochen nach der Katastrophe erstellt wurde: "Bei 35 Prozent der untersuchten Kinder fanden sich Schilddrüsenzysten, bei einem Prozent Schilddrüsenknoten. Das ist eine deutliche Steigerung gegenüber den Vergleichsdaten aus den Vorjahren. Diese Veränderungen sind laut Matsuzaki ein Hinweis darauf, dass sich in der Schilddrüse "etwas Außerordentliches abspielt". Doch auch fast zwei Jahre nach der mehrfachen Atomkatastrophe von Fukushima gilt: Immer noch sind Informationen über die radiologischen Auswirkungen nur schwer zu bekommen, Berichte über den Zustand der Reaktoren und die Lage vor Ort gibt es nur von Tepco. Das Unternehmen ist zwar inzwischen verstaatlicht und Japan ist dabei, eine neue Verwaltung und Atomaufsicht zu organisieren, aber ein wirkliches Bild von der Situation der Atomanlagen und der radioaktiven Folgen liegt bis heute nicht vor. Bis heute kann nicht ausgeschlossen werden, dass in Folge weiterer Beben erneut Radioaktivität freigesetzt werden kann.


  Bis zur Katastrophe war Atomenergie in Japan im Grunde kein Thema. Trotz der Atombombenangriffe und der zigtausend Toten entwickelte Japan ein umfangreiches Atomprogramm. Rund 50 Atomkraftwerke an 17 Standorten waren zum Zeitpunkt der Katastrophe in Betrieb und wurden nach dem Super-Gau vom Netz genommen. Erst ein AKW ist seitdem im Herbst 2012 wieder in Betrieb genommen worden - unter massiven Protesten und Demonstrationen. In Japan hat sich nach der Katastrophe eine starke Anti-Atom-Bewegung entwickelt. Mehrfach kommt es zu Demonstrationen mit weit über 100.000 Menschen. Und Japan erklärt schließlich, dass es bis 2030 endgültig aus der Atomenergie aussteigen werde. Bis dahin würden die bestehenden AKWs einer umfassenden Sicherheitsüberprüfung unterzogen und nur dann wieder in Betrieb gehen können, wenn die regionale Bevölkerung dem zustimmt. Auch wenn die neue konservative Regierung in Japan den Atomausstieg derzeit wieder in Frage stellt: Die Atomkatastrophe von Fukushima hat Japan verändert.


  Dirk Seifert,

  Energiereferent ROBIN WOOD, energie[at]robinwood.de


  

  Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten Abbildungen der Originalpublikation:

  - Nach der Katastrophe hat sich in Japan eine starke Anti-Atom-Bewegung entwickelt

  - Im März 2011 kommt es in Fukushima zum Supergau

  - Greenpeace nimmt Proben von Gemüse aus der Region und misst Werte von 8.000 bis 150.000 Becquerel je Kilo


  *
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  KULTUR/6848: Sprache, Kunst und Medium - 02.04.2013 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Googles Geschäftspraktiken im Visier


  Datenschützer aus sechs europäischen Ländern hoffen zusammen gegen die zweifelhaften Geschäftspraktiken des US-Konzerns Google IC vorgehen zu können. In Deutschland, Frankreich, Italien, Großbritannien, Spanien und den Niederlanden sollen unter Federführung der französischen Datenschutzbehörde CNIL bereits Untersuchungen gegen die weltweit aktive Internet-Suchmaschine eingeleitet worden sein.


  Anstößig ist laut einem Bericht unter zeit.de besonders die Regelung, derzufolge Google Nutzerdaten aus Diensten wie dem Videoportal YouTube oder dem Maildienst GMail verknüpfen und auswerten darf. Ein übergreifendes Profil der Nutzer darf nach Einschätzung der Datenschützer nicht ohne Einwilligung oder Widerspruchsrecht der Betroffenen erstellt werden.


  2.April 2013
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  VERKEHR/1276: Elektromobilität wird zur Breitentechnologie (idw)


  



  Universität Stuttgart - 28.03.2013


  Elektromobilität wird zur Breitentechnologie


  Von Car-Sharing bis Bus und Taxi


  



  An Elektroautos im Individualverkehr beginnt man sich zumindest in Großstädten allmählich zu gewöhnen. Doch wie kann die klimafreundliche Technologie in Bussen, Taxen oder in der Fläche rentabel eingesetzt werden, welche Geschäftsmodelle funktionieren und wie können die Bürger eingebunden werden? Diese und weitere Fragen untersuchen mehrere Institute der Universität Stuttgart im Rahmen der Verbünde "Schaufenster Elektromobilität LivingLab BWe mobil sowie "Modellregion Elektromobilität". Die Projekte unterstreichen die Bedeutung der Themen "Nachhaltige Energieversorgung und Umwelt" wie auch "Mobilität" innerhalb der Forschungsschwerpunkte der Universität Stuttgart.


  Im baden-württembergischen Schaufenster "LivingLab BWe mobil" erforschen mehr als 100 Partner aus Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher Hand Elektromobilität in der Praxis. Koordiniert wird die Initiative durch die Landesagentur für Elektromobilität und Brennstoffzellentechnologie e-mobil BW GmbH und die Wirtschaftsförderung Region Stuttgart GmbH (WRS).


  Projekt "e-Bürgerbus"


  Im ländlichen Raum ist eine engmaschige Versorgung durch den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) oftmals nicht rentabel. Insbesondere in kleinen Gemeinden kann das Angebot partnerschaftlich durch Bürgerbusse ergänzt werden, die durch einen Bürgerbusverein koordiniert und von ehrenamtlichen Fahrerinnen und Fahrern des Vereins chauffiert werden. In der Regel bedienen die Bürgerbusse eine feste Linie mit dichtem Haltestellennetz bei einer typischen Fahrleistung von 80 bis 140 Kilometern pro Tag. Diese Charakteristika machen den Linienverkehr auf dem Land zu einem vielversprechenden Einsatzgebiet für Elektrofahrzeuge. Wie die technologische Umorientierung und bürgerschaftliches Engagement optimal ineinandergreifen, untersucht das Projekt "e-Bürgerbus", in dem sich der Lehrstuhl für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsinformatik II der Universität Stuttgart, der Gemeindeverwaltungsverband Raum Bad Boll sowie weitere Institutionen zusammengetan haben.


  Die Partner untersuchen auf bisher nicht bedienten Strecken abseits des konzessionierten Linienbetriebs im Voralbgebiet den Einsatz elektrisch betriebener Minibusse und testen die e-Bürgerbusse im Feld. Die Wirtschaftswissenschaftler der Uni Stuttgart unterstützen das Projekt mit ihrem Know-how in informationstechnischen und ökonomischen Fragen, insbesondere bei der Konzeption des Betreibermodells sowie bei der Erhebung der Anforderungen an das System und die Anpassung der Software. Da die Busse in hohem Maße auch von älteren Menschen genutzt werden, gilt der Bedienbarkeit und Benutzerfreundlichkeit der Software besonderes Augenmerk. Im Zuge des Mobilitätskonzepts wurde bereits eine Web 2.0-Wissensplattform für interessierte Bürgerinnen und Bürger eingerichtet, das so genannte e-Bürgerbus-Wiki. Es stellt Informationen rund um Bürgerbusse und Bürgerbusvereine bereit und lädt zum Mitmachen ein.


  Die Forschungsvorhaben im Rahmen des Schaufensters Elektromobilität werden durch das Land Baden-Württemberg und die Region Stuttgart gefördert und haben ein Volumen von 800.000 Euro.


  Projekt "Elektrotaxis in Stuttgart"


  Mit dem geplanten Forschungsvorhaben "Gemeinschaftsprojekt Nutzungsuntersuchungen von Elektrotaxis in Stuttgart" (GuEST) sollen ein Geschäftsmodell für den Einsatz von Elektrofahrzeugen im Taxiverkehr entwickelt und die Akzeptanz der Technologie bei Fahrern und Passagieren erhöht werden. Beteiligt sind das Zentrum für interdisziplinäre Risiko- und Innovationsforschung (ZIRIUS) der Universität Stuttgart, das Forschungsinstitut für Kraftfahrwesen und Fahrzeugmotoren Stuttgart (FKFS), die Taxi-Auto-Zentrale, die DEKRA sowie die Firma Robert Bosch. Taxen legen in Großstädten viele Kilometer innerstädtisch zurück und sind daher prinzipiell ein Einsatzfeld, in dem Elektromobilität eine Reihe an Vorteilen mit sich bringt. Allerdings sind die Anschaffungskosten von E-Fahrzeugen deutlich höher als die konventioneller Fahrzeuge. Zudem gelten im Taxiverkehr besonders hohe Ansprüche in punkto Qualität, Zuverlässigkeit, Reichweite und Sicherheit. Um zu erforschen, wie wirtschaftlich Elektromobilität in diesem Bereich ist, setzen die Wissenschaftler zunächst herkömmliche, nicht für den Taxibetrieb ausgestattete Elektrofahrzeuge ein. Diese sind mit spezieller Messtechnik ausgestattet, die Bewegungsdaten, Energieflüsse und -verbrauch, Fahrgewohnheiten sowie andere Nutzungsdaten erhebt. Aus diesen Daten lassen sich Rückschlüsse auf die erforderliche technische Fahrzeugausstattung und die notwendige Ladeinfrastruktur ziehen. Zudem wird untersucht, wie sich verschiedene Strecken mit anspruchsvollem Höhenprofil auf die Reichweite und damit die Einsatzfähigkeit der Taxis auswirken. Stuttgart ist dafür aufgrund der hohen Taxidichte von 700 Fahrzeugen und der herausfordernden Topographie besonders geeignet. Darüber hinaus werden Fahrer für den Einsatz der E-Fahrzeuge geschult. Ziel ist es, den Einsatz der Fahrzeuge so zu optimieren, dass die höheren Anschaffungskosten durch intelligenten Einsatz mit entsprechend hoher Fahrleistung relativiert werden. Zudem sollen die Taxifahrer zu Botschaftern der E-Mobilität werden: Immerhin lassen sich mit fünf E-Taxen und zehn Fahrten pro Tag aufs Jahr gerechnet über 25.000 Fahrerlebnisse in einem Elektrofahrzeug erzeugen.


  Das Forschungsvorhaben im Rahmen des Schaufensters Elektromobilität wird durch die Bundesministerien für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS, federführend), für Wirtschaft und Technologie (BMWi), für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) sowie für Bildung und Forschung (BMBF) mit einem Volumen von rund 1,25 Millionen Euro gefördert.


  Stadtstruktur und Elektromobilität


  Welchen Beitrag leistet die Elektromobilität zu städtischen Entwicklungs- und Klimaschutzzielen und welche Wechselwirkungen gibt es dabei? Diese Fragen stellen die Städte Göppingen und Schwäbisch Gmünd, das Städtebau Institut der Universität Stuttgart sowie sechs weitere Partner in dem vom Bundeministerium für Bau, Verkehr und Stadtentwicklung geförderten Projekt "Elektromobilität im Stauferland" (EMiS). Die Auswirkungen einer technischen Neuerung für städtische Zielsetzungen und insbesondere für die Klimaziele sind oft zunächst kaum abschätzbar. Sie hängt sowohl von den städtischen Gegebenheiten, als auch vom Verhalten der Menschen als Nutzer von Mobilitätsdienstleistungen ab. Um diese Zusammenhänge zu untersuchen, werden im Projekt EMiS Elektrofahrzeuge sowohl mit GPS- als auch mit CAN-Daten-Loggern ausgerüstet. Somit kann analysiert werden, wie sich die Energieverbräuche im Kontext der Stadtstruktur und im Vergleich zu konventionellen Fahrzeugen oder auch zu anderen Formen der nachhaltigen Mobilität darstellt. Daher werden in EMiS die Nutzer der Elektrofahrzeuge nach ihren Mobilitätsgewohnheiten befragt. In unterschiedlichsten Fallstudien wird die Nutzung von Elektromobilität praxisnah getestet: So erproben die Partner zum Beispiel ein wohnortnahes eCarSharing System, bei dem die Fahrzeuge mit dem in einem neuen Wohnbauprojekt dezentral produzierten Strom (Kraft-Wärme-Kopplung) betankt werden. Um die energetischen Einsparmöglichkeiten bei kommunalen Nutzfahrzeugen zu untersuchen, wird ein Hybrid-Abfallsammler eingesetzt, der zudem leiser ist und deshalb schon Frühmorgens unterwegs sein kann.


  Die Daten aller Partner beziehungsweise Fallstudien binden die Wissenschaftler des Städtebau Instituts der Universität Stuttgart in eine Gesamtmodellierung ein. Ziel ist es, eine auf andere deutsche Mittelstädte übertragbare Typologie zu entwerfen, die die Potentiale und Grenzen der Elektromobilität hinsichtlich der Stadt- und Klimaziele in der Stadtstruktur verankert. Das Städtebau Institut wurde zudem durch das Bundesministerien für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVB) mit der überregionalen Begleitforschung für das Themenfeld "Stadt & Verkehr" beauftragt, um die konkreten stadtplanerischen und städtebauliche Belange hinsichtlich der Umsetzung der Elektromobilität in den Kommunen zu analysieren. In diesem Rahmen finden in den Modellregionen Stuttgart, Düsseldorf, Bremen und Leipzig Workshops statt. Schwerpunkte sind die Themen "Wohnen und eCar-Sharing", "kommunales eFuhrparkmanagement", "Wohnen und regionale Energien/gewerbliches eCar-Sharing" sowie "Verwaltungsstrukturen und ÖPNV". Die Ergebnisse werden Ende 2013 in Form eines Leitfadens für die Städte und Kommunen veröffentlicht.


  Weitere Projekte im Schaufenster Elektromobilität LivingLab BW mobil mit Beteiligung der Universität Stuttgart:


  
    	Umweltfreundliche Kommunalfahrzeuge (Institut für Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement, IAT)


    	M87 Case Study House for the Future (Institut für Leichtbau Entwerfen und Konstruieren, ILEK)


    	Ludwigsburg Intermodal (Institut für Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement, IAT, und Städtebau Institut)


    	eCarPark Sindelfingen (Städtebau Institut)


    	Integriertes Flottenladen (Institut für Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement, IAT)


    	Elektromobilität am Arbeitsplatz - Charge @ work (IAT)

  


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution80


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Universität Stuttgart, Andrea Mayer-Grenu, 28.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  ERNÄHRUNG/1214: Jodversorgung verschlechtert - Gute Lieferanten sind Seefisch, Jodsalz und Milch (aid)


  



  aid-Newsletter Nr. 07 vom 13. Februar 2013


  Jodversorgung hat sich verschlechtert


  Gute Lieferanten sind Seefisch, Jodsalz und Milch


  



  (aid) - Die Jodversorgung in Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren zumindest bei Kindern wieder verschlechtert. Das lassen Ergebnisse der DONALD-Studie vermuten, die der aktuelle Ernährungsbericht der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) kürzlich veröffentlicht hat.


  Die Wissenschaftler des Forschungsinstituts für Kinderernährung in Dortmund hatten die Entwicklung der Jodversorgung von 1996 bis 2009 bei 6- bis 12-Jährigen untersucht. Als Marker diente die Jodausscheidung über den 24-Stunden-Urin. Die Auswertung der Daten zeigte, dass mehr als die Hälfte der Schulkinder nicht die empfohlene Jodzufuhr erreicht. So liegt eine wünschenswerte Jodausscheidung für 7- bis 10-Jährige bei 119 Mikrogramm pro Tag. Es wurde hingegen bei 6- bis 12-Jährigen ein täglicher Durchschnittswert von 86 Mikrogramm für die Jahre 2004 bis 2006 und nur 80 Mikrogramm für 2009 gemessen. Das bedeutet aber nicht, dass alle diese Kinder auch einen Jodmangel hatten, relativieren die Ernährungswissenschaftler.


  Weltweit leiden schätzungsweise knapp zwei Milliarden Menschen an einer Jodunterversorgung. Das Spurenelement wird zum Aufbau der Schilddrüsenhormone benötigt, die Wachstum, Entwicklung und Stoffwechsel regulieren. In Deutschland hatte sich die Jodversorgung seit den 1990er Jahren verbessert, da bei der Lebensmittelherstellung vermehrt jodiertes Speisesalz verwendet wurde. Auch der Jodgehalt von tierischen Produkten ist gestiegen, da dem Futter oft jodierte Mineralstoffmischungen zugesetzt werden. Nun nutzen weniger Lebensmittelunternehmen Jodsalz: Im Jahr 2004 waren es noch rund ein Drittel, inzwischen liegt der Anteil laut DGE vermutlich deutlich unter 30 Prozent.


  Schulkinder erhalten Jod vor allem über jodiertes Speisesalz, das im Haushalt zum Zusalzen und bei der Herstellung von Lebensmitteln in Handwerk und Industrie verwendet wird. Ein weiterer wichtiger Lieferant sind Milchprodukte, die gemeinsam mit Speisesalz für drei Viertel der täglichen Zufuhr verantwortlich sind. Seefisch enthält viel Jod, wird aber von Kindern weniger häufig gegessen.


  Achten Sie auf eine jodreiche Ernährung und würzen Sie im eigenen Haushalt mit Jodsalz. Die DGE und der aid infodienst empfehlen, ein- bis zweimal in der Woche Seefisch wie Seelachs oder Kabeljau zu essen. Verbraucher sollten bevorzugt zu mit Jodsalz hergestelltem Brot, Backwaren, Käse und Fleischprodukten greifen. Auch in Milch und Milchprodukten ist Jod enthalten.


  Heike Kreutz, www.aid.de


  Weitere Informationen:

  www.dge.de


  *


  Quelle:

  aid-Newsletter 07 vom 13.2.2013

  Herausgeber: aid infodienst

  Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz e. V.

  Heilsbachstraße 16, 53123 Bonn

  Tel. 0228 8499-0

  E-Mail: aid@aid.de

  Internet: www.aid.de
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  LESUNG/946: Bielefeld - Geschichten in türkischer und deutscher Sprache am 4.4.13


  



  Stadt Bielefeld


  Lesung für Kinder auf Türkisch und Deutsch


  



  Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 4. April, ist um 17.00 Uhr in der Stadtbibliothek, Kavalleriestraße 17, wieder "Vorlesezeit" für Kinder. Hülya Akbayin, Studentin an der Fachhochschule, liest Kindern ab vier Jahren in türkischer und deutscher Sprache erneut Geschichten aus Kinder- und Bilderbüchern vor. Der Eintritt ist frei.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Herausgeber: Stadt Bielefeld

  Presseamt, 33597 Bielefeld

  Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

  E-Mail: presseamt@bielefeld.de

  Internet: www.bielefeld.de
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  AUSSICHTEN/6423: Und morgen, den 03. April 2013 (SB)


  



  +++ Vorhersage für den 03.04.2013 bis zum 04.04.2013 +++


  



  
    
      	[image: Jean-Luc 6423 Wetterfrosch - © 2013 by Schattenblick]
    


    
      	
        
          Wo kaum Wolken sind

          und Frosch Jean-Luc rennt,

          dort treibt ihn der Wind

          und Sonnenschein brennt.
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  TOUR/5752: Mönchengladbach - Ein Ausflug in die vorindustrielle Zeit am 6. April 2013


  



  MGMG: Mühlentour am 6. April


  Ein Ausflug in die vorindustrielle Zeit


  



  Das ehemalige "Flachsland" rund um Mönchengladbach besaß einen großen Reichtum an Mühlen. Einen spannenden Ausflug in die vorindustrielle Zeit, bei dem man mehr über "des Müllers Lust zu wandern" erfahren kann, bietet die MGMG am Samstag, dem 6. April 2013.


  Die Bustour startet um 15.00 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Von dort führt die Tour über Rheindahlen durch das Mühlenbachtal, wo heute noch die Mühlen leise klappern, die jahrhundertelang Getreide gemahlen haben. In Tüschenbroich geht es zur Öl- und Kornmühle, danach weiter durch die Mühlenlandschaft zur "Schrofmühle" und der einzigen voll funktionstüchtigen historischen Wassermühle mit Getreidemahlwerk und Ölpresse. Nach etwa drei Stunden landet die Tour wieder am Ausgangspunkt in Mönchengladbach.


  Karten für die Mühlentour sind zum Preis von 19,50 Euro (Erwachsene) und 13,50 Euro (Kinder bis 14 Jahre) zzgl. 2 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung erhältlich.


  Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-2 20 01) sowie online unter www.stadttouren-mg.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Stadt Mönchengladbach

  Pressestelle

  Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

  Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

  E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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  BUNDESTAG/3780: Heute im Bundestag Nr. 180 - 28.03.2013


  



  Deutscher Bundestag

  hib - heute im bundestag Nr. 180

  Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen


  Donnerstag, 28. März 2013 Redaktionsschluss: 14:30 Uhr


  1.Lage in Griechenland wird positiv beurteilt

  2.SPD erkundigt sich nach den Auswirkungen der europäischen Patientenrichtlinie

  3.SPD legt Kleine Anfrage zu Bildungskooperationen in Europa

  4.Technologieexporte sollen weiter ausgebaut werden

  4.Im Bundestag notiert: Visa-Anträge

  6.Im Bundestag notiert: deutsche Einlagen bei zyprischen Finanzinstituten

  7.Im Bundestag notiert: Einzelmaßnahmen des Nationalen Hafenkonzepts

  8.Im Bundestag notiert: Anhebung der Höchstwerte

  9.Im Bundestag notiert: Verbesserung der wassertouristischen Infrastruktur


  



  1. Lage in Griechenland wird positiv beurteilt


  Finanzen/Antwort


  Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung sieht eine erfolgreiche Entwicklung in Griechenland. In einer Antwort (17/12633) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12324) heißt es, der Erfolg der Haushaltskonsolidierung sei an der Verbesserung des Primärsaldos abzulesen. Und das Primärdefizit in Griechenland werde sich von -4,9 Prozent der Wirtschaftsleistung im Jahr 2010 auf voraussichtlich -1,5 Prozent reduzieren.


  Zu den gestundeten Zinsen für die Kredite der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität heißt es, Griechenland werde die gestundeten Zinsen im Zeitraum von 2024 bis 2040 zurückzahlen. Aus einer zur Antwort gehörenden Tabelle geht hervor, dass das Land bis 2040rund 36 Milliarden Euro Zinsen zu zahlen hat.


  Auf die Frage der Abgeordneten, ob sich die Kapitalflucht aus Griechenland durch die Einführung von Kapitalverkehrskontrollen einschränken lasse, heißt es in der Antwort: "In der Europäischen Union (EU) gelten hier sehr enge rechtliche Grenzen. Kapitalverkehrskontrollen innerhalb der EU sowie im Verhältnis zu Drittstaaten sind nach den europäischen Verträgen grundsätzlich verboten. Innerhalb der EU sind Ausnahmen hiervon, das heißt Beschränkungen der Kapitalverkehrsfreiheit, nur bei einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung denkbar. An dieses Erfordernis sind zu Recht sehr hohe Anforderungen zu stellen. Die Bundesregierung plant keine Initiativen, dies zu ändern."


  *


  2. SPD erkundigt sich nach den Auswirkungen der europäischen Patientenrichtlinie


  Gesundheit/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/TVW) Die SPD erkundigt sich bei der Bundesregierung nach den möglichen Folgen der europäischen Patientenrichtlinie für das deutsche Gesundheitswesen. In einer Kleinen Anfrage (17/12896) weist die Fraktion der SPD darauf hin, dass Deutschland bis zum 25. Oktober 2013Zeit bleibe, um die vom Europaparlament am 19. Januar 2011 beschlossene "EU-Richtlinie über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung" umzusetzen. Die Richtlinie bilde einen Rahmen für die Rechte, die Patienten in Europa bei der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung haben sollten, wenn sie sich zu einer Behandlung in einen anderen europäischen Mitgliedsstaat begäben und sich anschließend die Kosten dieser Behandlung in ihrem Heimatland erstatten lassen wollten. "Bürger der Europäischen Union (EU) können ab 2013 weitgehend selbst bestimmen, in welchem Land der EU sie sich ambulant oder stationär behandeln lassen", schreibt die SPD.


  Die Abgeordneten wollen daher von der Bundesregierung erfahren, mit wie vielen Fällen einer Behandlung deutscher Patienten im Ausland sowie von Patienten aus EU-Ländern in Deutschland nach Umsetzung der EU-Richtlinie zur Patientenmobilität künftig pro Jahr zu rechnen sei. Weiter fragen die Abgeordneten: "Inwieweit ist ausgeschlossen, dass ein Gesundheitstourismus aus Deutschland heraus zu einem Abbau regionaler Versorgungsstrukturen führt beziehungsweise nach Deutschland Kapazitätsprobleme und Wartezeiten für deutsche Patientinnen und Patienten mit sich bringt?"


  *


  3. SPD legt Kleine Anfrage zu Bildungskooperationen in Europa


  Bildung und Forschung/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/ROL) Die Jugendarbeitslosigkeit hat durch die Wirtschafts- und Finanzkrise in verschiedenen europäischen Ländern katastrophale Ausmaße angenommen. In Griechenland und Spanien sind weit mehr als 50 Prozent der jungen Menschen ohne Arbeit oder Ausbildung. Deutschland steht mit einer Jugendarbeitslosenquote von acht Prozent vergleichsweise gut da. "Soll der Erwerb von Fremdsprachen verpflichtend in die Lehrpläne der Berufsschulen aufgenommen werden?", fragt die SPD in ihrer Kleinen Anfrage "Zielsetzung und Umfang europäischer Bildungskooperationen" (17/12894) vor dem Hintergrund, dass immer mehr Mobilität in der Berufsausbildung in Europa auch politisch gewünscht ist.


  Besonders die von der Krise betroffenen Länder seien auf das deutsche Berufsbildungssystem aufmerksam geworden und würden überlegen, in wieweit sie dieses als Vorbild zu Verbesserung der Situation auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt nutzen können. Die deutsche Berufsbildung habe sich mehr und mehr zu einem "Exportschlager" entwickelt. Im Rahmen der europäischen Zusammenarbeit sei das Bundesministerium für Bildung und Forschung zur Verbesserung der Jugendbeschäftigung verschiedene Kooperationen eingegangen. Im Dezember 2012 habe Deutschland mit Spanien, Griechenland, Portugal, Italien, der Slowakei und Lettland unter Beteiligung der Europäischen Kommission eine Bildungskooperation zu einer Ausbildungsallianz unterzeichnet. Vereinbartes Ziel sei es, dass bis 2020 80 Prozent aller jungen Menschen in der EU einer Beschäftigung nachgehen. Zur Bewältigung dieser Aufgabe werde das Bundesbildungsministerium beim Bundesinstitut für Berufsbildung eine Zentralstelle für internationale Berufsbildungskooperation einrichten. Ab 2014 sollen zur Finanzierung das neue EU-Bildungsprogramm "Erasmus für alle" und der neue Europäische Sozialfonds beitragen.


  Deshalb fragt die Fraktion in ihrem 17-Punkte-Katalog unter anderem auch in welcher Weise der deutsche Ausbildungsmarkt von der Ausbildungsallianz profitieren soll und wie viele deutsche Auszubildende an den anvisierten 30 000 Austauschmaßnahmen teilnehmen sollen und nach welchem Länderschlüssel die Austauschmaßnahmen verteilt werden. Auch fragt die SPD, wann der Bundestag über die Maßnahmen informiert wird und welche Spitzenorganisationen der Wirtschaft und der Kammern nach Kenntnis der Bundesregierung mit welchen Partnerverbänden in den beteiligten Ländern Kooperationsverträge zum Transfer deutscher Ausbildungsprinzipien abgeschlossen haben und in welcher Form der Deutsche Gewerkschaftsbund bei diesem Prozess mit einbezogen werde.


  *


  4. Technologieexporte sollen weiter ausgebaut werden


  Wirtschaft und Technologie/Unterrichtung


  Berlin: (hib/HLE) Die vordere Position Deutschlands bei Technologieexporten soll gehalten und weiter ausgebaut werden. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrem als Unterrichtung (17/12771) vorgelegten Bericht über den Erfolg der Programme zur Technologieförderung im Mittelstand. Darin heißt es, in dieser Legislaturperiode habe das Bundeswirtschaftsministerium die Fördermittel für den innovativen Mittelstand aus dem Bundeshaushalt von 665 Millionen Euro im Jahr 2009 auf 903 Millionen Euro in diesem Jahr gesteigert. Zusätzlich seien aus dem Investitions- und Tilgungsfonds des Konjunkturpakets II über das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) von 2009 bis 2001 insgesamt 770 Millionen Euro für den deutschen Mittelstand aufgewendet worden.


  *


  5. Im Bundestag notiert: Visa-Anträge


  Auswärtiges/Antwort


  Berlin: (hib/BOB) Russland hat im vergangenen Jahr fast 410.000 Visa-Anträge erteilt und nimmt damit weltweit den Spitzenplatz ein. Wie aus der Antwort der Bundesregierung (17/12755) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12477) hervorgeht, wurden mehr als 11.000 Anträge abgelehnt. Auf dem zweiten Platz folgt China: Fast 256.000 bewilligten Visa stehen mehr als 12.000 verweigerte Einreisen gegenüber. Die Türkei erhielt fast 172.000 Visa-Anträge; in beinahe 17.000 Fällen verweigerten die Behörden die Einreise.


  *


  6. Im Bundestag notiert: deutsche Einlagen bei zyprischen Finanzinstituten


  Finanzen/Antwort


  Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen keine öffentlich zugänglichen Daten über Einlagen deutscher oder anderer ausländischer Konzerne und Privatpersonen bei zyprischen Finanzinstituten vor. Auch der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht seien Daten über deutsche Einlagen bei zyprischen Finanzinstituten nicht bekannt, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (17/12754) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12349).


  *


  7. Im Bundestag notiert: Einzelmaßnahmen des Nationalen Hafenkonzepts


  Verkehr und Bau/Antwort


  Berlin: (hib/MIK) Von den 74 Einzelmaßnahmen des Nationalen Hafenkonzepts sind 53 bereits umgesetzt oder auf den Weg gebracht worden. Dies schreibt die Bundesregierung in Ihrer Antwort (17/12707) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/12502).


  *


  8. Im Bundestag notiert: Anhebung der Höchstwerte


  Verkehr und Bau/Antwort


  Berlin: (hib/MIK) Die Anhebung der Höchstwerte des spezifischen, auf die Wärme übertragende Umfassungsfläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts für Wohngebäude soll in zwei Stufen erfolgen. Dies erklärt die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/12705) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/12491). Sie betrage im Durchschnitt jeweils rund zehn Prozent, heißt es weiter.


  *


  9. Im Bundestag notiert: Verbesserung der wassertouristischen Infrastruktur


  Verkehr und Bau/Antwort


  Berlin: (hib/MIK) Die Bundesregierung hat den Auftrag des Bundestages, die organisatorischen, personellen und finanziellen Voraussetzungen zur Verbesserung der wassertouristischen Infrastruktur zu untersuchen, erfüllt, indem sie entsprechende Gutachten eingeholt und ausgewertet hat. Dies schreibt sie in ihrer Antwort (17/12792) auf eine Kleine Anfrage (17/12580) der SPD-Fraktion. Die schon vorgestellten Vorschläge zielten darauf ab, die bestehende Konkurrenzsituation zwischen dringend erforderlichen verkehrsbezogenen Maßnahmen und Maßnahmen an ausschließlich wassertouristisch genutzten Gewässern aufzulösen. Diese Vorschläge würden von verschiedenen Interessengruppierungen des motorisierten und des muskelbetriebenen Wassersports sowie von mehreren Ländern abgelehnt, heißt es weiter.


  *


  Quelle:

  Heute im Bundestag Nr. 180 - 28. März 2013 - 14:30 Uhr

  Herausgeber: Deutscher Bundestag

  PuK 2 - Parlamentskorrespondenz

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

  E-Mail: mail@bundestag.de

  Internet: www.bundestag.de
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  AUSLAND/6851: Aus aller Welt - 02.04.2013 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Putschisten setzen Übergangsregierung in Zentralafrika ein


  Eine Woche nach dem Staatsstreich in der Zentralfrikanischen Republik hat der selbsternannte Präsident Michel Djotodia einem ARD-Bericht zufolge eine Übergangsregierung gebildet, der Rebellen als auch Zivilisten angehören. An der Spitze des 34köpfigen Kabinetts soll der bisherige Ministerpräsident Nicolas Tiangaye stehen. Unter Djotodias Führung hatte die Rebellengruppe Séléka ("Bündnis" in der zentralafrikanischen Verkehrssprache Sango) vor wenigen Tagen die Hauptstadt Bangui und den Präsidentenpalast eingenommen. Seitdem befindet sich Staatschef François Bozizé auf der Flucht. Die Rebellen werfen ihm den Bruch des Friedensabkommens vom Januar vor. Innerhalb von drei Jahren soll es in der rohstoffreichen, aber armen, ehemaligen französischen Kolonie eine Wahl geben. Dann will Djotodia zurücktreten.


  2.April 2013
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  INFOPOOL / RECHT / FAKTEN

  



  MELDUNG/241: Nutzung der Air Base Ramstein - Klage abgewiesen (IALANA)


  



  IALANA

  Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen

  Für gewaltfreie Friedensgestaltung

  Deutsche Sektion der International Association Of Lawyers Against Nuclear Arms

  Presseinformation vom 28. März 2013


  Verwaltungsgericht Köln weist die Klage von Wolfgang Jung betreffend eine völkerrechts- und verfassungswidrige Nutzung der Air Base Ramstein ab.


  Die Berufung wird zugelassen.


  



  Das am 25. März zugestellte Urteil gibt die Sach- und Rechtsausführungen des Klägers in sehr sorgfältiger Art und Weise wieder. Der Kläger, der zwölf Kilometer von der Air Base Ramstein entfernt wohnt, hatte gerügt, dass


  • die Kriegsführung der USA im Rahmen der Operation Enduring Freedom - weltweite Verfolgung von "Terroristen" - völkerrechts- und verfassungswidrig sei,

  • die Kriegsführung im Rahmen von ISAF jedenfalls dann völkerrechts- und verfassungswidrig werde, wenn im Rahmen von Drohneneinsätzen - den sogenannten Targeted Killings - Personen getötet werden, die nicht zweifelsfrei Kombattanten sind,

  • Targeted Killings ferner dann rechtswidrig seien, wenn Zivilisten getötet würden,

  • Targeted Killings dann rechtswidrig seien, wenn Drohnen der CIA Menschen töteten;

  • die Benutzung der Air Base Ramstein für sogenannte Folterflüge rechtswidrig sei.


  Daher wollte Wolfgang Jung, vertreten durch seine Rechtsanwälte, vom Bundesverteidigungsministerium wissen, ob und in welchem Umfang die Air Base Ramstein für derartige Flüge genutzt würde. Nach Erteilung der entsprechenden Auskünfte müssten diese verfassungswidrigen Nutzungen vom deutschen Staat unterbunden werden.


  Dass ein Bürger wie Wolfgang Jung vom Staat derartige Auskünfte und ein derartiges Unterbinden von Flügen der US-Air Force von deutschem Boden aus verlangen könne, ist schon überraschend. Eine Rechtsgrundlage dafür findet sich aber in Art. 25 Grundgesetz. Danach gehören die Allgemeinen Regeln des Völkerrechts zum Bundesrecht und gehen den allgemeinen Gesetzen vor. Bei einer Verletzung solcher Grundsätze könne der Bürger nach Satz 2 die aus einer solchen Verletzung entstehenden Rechte geltend machen.


  Das Verwaltungsgericht Köln stellt nun fest, dass das Gewaltverbot des Art. 2Nr. 4 der UN-Charta zu diesen allgemeinen Regeln gehöre. Dazu gehörten auch fundamentale Normen des Humanitären Völkerrechts und fundamentale Menschenrechte wie das Verbot von Folter. Deswegen müssten die deutschen Staatsorgane diese Verbote als bindende völkerrechtliche Norm beachten und Verletzungen nach Möglichkeit unterlassen. Dabei sei auch Art. 26 mit seinem Verbot der Vorbereitung eines Angriffskrieges zu beachten.


  In diesem Zusammenhang führt das Verwaltungsgericht aus:


  
    "Dementsprechend sind völkerrechtlich sehr bedenklich wissentliche Unterstützungsleistungen seitens der Bundesrepublik zugunsten der USA durch Gewährung von Überflugrechten und der Nutzung von im Inland belegenen Militärstützpunkten, soweit die USA diese nicht innerhalb des NATO-Rahmens und des Völkerrechts, sondern für völkerrechtswidrige Handlungen nutzen sollten."
  


  Daher müsse die für die Genehmigung solcher Flugbewegungen zuständige Behörde entscheiden,


  
    "ob ein Luftfahrzeug den Luftraum der Bundesrepublik Deutschland benutzen darf, insbesondere ob die Benutzung mit den allgemeinen Regeln des Völkerrechts vereinbar ist, ob ein auf militärische Anforderung eines nichtdeutschen Hoheitsträgers durchgeführter Flug gegen solche Regeln verstößt und deutsche Behörden deshalb an seiner Durchführung nicht mitwirken dürfen. Ggf. ist die Erlaubnis bzw. der Einflug in das Hoheitsgebiet zu untersagen; Luftfahrzeugen, die an einem gegen das völkergewohnheitsrechtliche Gewaltverbot verstoßenden militärischen Einsatz bestimmt mitwirken, darf die Benutzung des deutschen Luftraums nicht gestattet werden."
  


  In diesem Zusammenhang stützt sich das Verwaltungsgericht Köln auf zwei Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts, von denen die zu Ramstein von den Anwälten des Klägers erstritten worden ist.


  Dennoch hat das Verwaltungsgericht die Klage abgewiesen. Zwar bejaht es im Ergebnis die Frage, ob aus Art. 25 Satz 2 GG subjektive Rechte des Klägers folgen. Aber daraus ergebe sich noch keine Klagebefugnis:


  
    "Der Bruch der völkerrechtlichen Norm muss das Rechtssubjekt in einer Form betreffen, die es von der Allgemeinheit unterscheidet und es in einer im Vergleich mit der Allgemeinheit besonderen Form auszeichnet. Diese besondere Form der Betroffenheit kann darin liegen, dass Nachbarn der Gefahr militärischer Verteidigungsmaßnahmen dadurch ausgesetzt werden, dass der benachbarte Flughafen ein legitimes militärisches Ziel darstellt, dass Nachbarn solcher Einrichtungen von diesen Maßnahmen durch damit verbundene Emissionen konkret faktisch betroffen sind." (S. 16) 
  


  Überraschenderweise stellt das Verwaltungsgericht allerdings nicht fest, dass der Kläger in diesem Sinne nicht faktisch betroffen sei. Im Tatbestand des Urteils wird hingegen der Vortrag des Klägers mitgeteilt, der ausgeführt hatte, dass er in einer Einflugschneise zu Ramstein wohne, über die ständig mit Bomben beladene Flugzeuge hinwegflögen. Auch bestehe die Gefahr terroristischer Angriffe auf US-Niederlassungen. Für Atomanlagen habe das Bundesverwaltungsgericht die Gefahr solcher terroristischer Angriffe bejaht und deswegen angeordnet, dass diese Anlagen gegen terroristische Angriffe geschützt sein müssten. Dazu meint das Verwaltungsgericht, dass in der Gefahr von terroristischen Handlungen Dritter kein dem deutschen Staat zurechenbares Verhalten deutscher öffentlicher Gewalt vorliege. Hierbei beruft sich das Verwaltungsgericht auf Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Köln und eine ältere Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Diese sind aber durch die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zur Notwendigkeit von Schutzvorkehrungen gegen terroristische Angriffe überholt.


  Das Verwaltungsgericht verneint auch eine besondere Interessenbetroffenheit des Klägers, die dieser darin sieht, dass er sich seit Jahren mit der völkerrechtswidrigen Nutzung der Air Base Ramstein befasst und diese in einer speziellen Webseite, der LUFTPOST, immer wieder anprangert und - wie dieses Verfahren zeigt - dagegen vorgeht.


  Das Verwaltungsgericht hat die Berufung zugelassen. Der Kläger wird diese schnellstens einlegen und begründen.


  Dr. Peter Becker, Rechtsanwalt

  Otto Jäckel, Rechtsanwalt


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 28. März 2013

  IALANA Geschäftsstelle, Schützenstr. 6a , 10117 Berlin

  Tel. (030) 20 65-48 57, Fax (030) 20 65-48 58

  E-Mail: info@ialana.de

  Internet: www.ialana.de
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  FORSCHUNG/873: Archaeen - überraschende Einsichten in die Mikrobiologie der Sedimen (idw)


  



  Max-Planck-Institut für marine Mikrobiologie - 27.03.2013


  Archaeen: Vier Zellen ermöglichen überraschende Einsichten in die Mikrobiologie der Sedimen


  Aus der DNA von vier einzelnen Zellen gelang es Forschern, den Beitrag der Archaeen am Kohlenstoffkreislauf nachzuweisen.


  



  Die im Meeresboden häufig vorkommenden einzelligen Archaeen sind auch mit dem Mikroskop leicht zu übersehen. Jetzt gelang es einem Team von Forschern, vier einzelne Zellen aus dem Meeresboden der Bucht von Aarhus zu isolieren und deren Genome zu kartieren. Ihre Ergebnisse publizieren sie jetzt im Wissenschaftsmagazin Nature.


  Bis heute war nicht bekannt, wie und wovon die im Meeresboden sehr häufig vorkommenden Archaeen wirklich leben. Nachdem wir die Genome von vier verschiedenen Archaeen untersuchten und kartierten, wissen wir jetzt, dass Archaeen Proteine zersetzen können," sagt Dr. Dorthe Groth Petersen vom Center of Geomicrobiology in Aarhus. Bislang ging die Wissenschaft davon aus, dass im Meer die Proteine aus Biomasse nur von Bakterien zersetzt werden können, doch jetzt wird klar, dass Archaeen die Schlüsselrolle beim Proteinabbau spielen. Proteine stellen einen wichtigen Anteil an organischer Materie im Meeresboden, dem größten Speicher für Kohlenstoffverbindungen. Damit ist klar, dass Archaeen eine wesentliche Rolle im globalen Kohlenstoffhaushalt spielen.


  Zahlreicher als Sandkörner am Strand


  Obwohl Archaeen die häufigsten Lebewesen auf der Welt sind, haben nur wenige Menschen je von ihnen gehört und sie sind außerhalb der Wissenschaft eher unbekannt. Neben den Bakterien und den zellkernhaltigen Eukaryoten stellen die Archaeen den dritten Ast des Baums des Lebens dar. Entdeckt wurden sie in extremen Habitaten wie den heißen Quellen, aber auch in Kuhmägen und Reisfeldern, wo sie Methan bilden.


  Erst in den letzten Jahren entdeckten Forscher, dass Archaeen sehr häufig vorkommen und einen großen Anteil der Lebewesen im Meeresboden stellen. Prof. Dr. Bo Barker, ehemaliger Direktor am Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie in Bremen und Leiter des Center of Geomicrobiology in Aarhus, sagt: "Eine realistische Schätzung ist, dass Archaaen die Gruppe Lebewesen auf der Erde mit den meisten Individuen ist. Die Anzahl an Archaeen ist größer als die Anzahl aller Sandkörner aller Strände auf der Erde. Also denken Sie daran, wenn Sie beim nächsten Strandbesuch ihre Zehen in den Schlick bohren. Sie kommen in Kontakt mit Milliarden Archaeen."


  Neue Technologie verbindet Funktion und Identität


  Es ist das erste Mal, dass es Wissenschaftlern gelungen ist, Archaeen aus einer Sedimentprobe zu isolieren und ihre Genome zu charakterisieren. "Heutzutage ist es leider noch nicht möglich, diese Archaeen im Labor in Kultur wachsen zu lassen. Deshalb konnten wir keine der üblichen physiologischen Tests durchführen und wir mussten anders vorgehen. Wir trennten die Zellen von ihrer Matrix, also den Sedimentkörnern, trennten sie weiter im Cell Sorter auf, vervielfältigten ihre Genome und kartierten die Gene. So konnten wir ihre Identität klären, also zeigen, dass es Archaeen waren und hatten gleichzeitig neue Information über ihre Lebensweise," sagt Prof. Andreas Schramm vom Center of Geomicrobiology.


  Dr. Michael Richter von der Bremer Firma Ribocon hatte die Software zur Auswertung der Genomdaten entwickelt und die Analyse der Genome begleitet. "Nur mit den Genomsequenzen allein ist es leider nicht getan. Die Rohdaten müssen wie bei einem Buch in fremder Sprache zunächst in Worte, Sätze, Satzzeichen, Kapitel und Abschnitte sortiert werden, also die einzelnen Gene und Steuerelemente sichtbar gemacht werden. Und das schafft unsere Software. Die Forscher können dann komplette Stoffwechselwege und Transportprozesse der Zelle im Computer nachvollziehen."


  Diese Methode öffnet die Türen zu einer Welt neuen Wissens für Mikrobiologen. Forscher können damit einzelne Mikroorganismen untersuchen wie Zoologen eine einzelne Maus, eine Methode, auf die Mikrobiologen lange warten mussten. Denn bisher konnte man nur die Stoffwechsel der Mikroorganismen untersuchen, die auch in Kultur im Labor wachsen, und das sind nur 1%. Mit der neuen Methode hat man jetzt die Möglichkeit die restlichen 99% analysieren, und das sogar ohne Zellkulturen direkt aus der Natur. Neue unbekannte Funktionen von Mikroorganismen können so entdeckt werden.


  

  Originalarbeit

  Predominant archaea in marine sediments degrade detrital proteins Karen G. Lloyd, Lars Schreiber, Dorthe G. Petersen, Kasper Kjeldsen, Mark A. Lever, Andrew D. Steen, Ramunas Stepanauskas, Michael Richter, Sara Kleindienst, Sabine Lenk, Andreas Schramm, Bo B. Jørgensen

  Nature 2013, 10.1038/nature12033


  

  Beteiligte Institute


  
    	Center for Geomicrobiology, Aarhus University, Denmark

    (geomicrobiology.au.dk)


    	University of Tennessee, Knoxville, TN, USA

    (www.utk.edu)


    	Bigelow Laboratory for Ocean Sciences, East Boothbay, Maine, USA

    (www.bigelow.org/)


    	Max Plank Institute for Marine Microbiology, Bremen, Germany

    (www.mpi-bremen.de)


    	Ribocon GmbH, Bremen

    (www.ribocon.com)

  


  Weitere Informationen unter:

  http://www.mpi-bremen.de

  Webseite des Max-Planck-Instituts für Marine Mikrobiologie


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution536


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Max-Planck-Institut für marine Mikrobiologie, Dr. Manfred Schloesser, 27.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  MUSIKTHEATER - OPER/381: Hamburg - Spielplan der Staatsoper vom 4. bis 7. April 2013


  



  Staatsoper Hamburg


  Newsletter vom 28. März mit Spielplan vom 4. bis 7. April 2013


  Inhalt

  - »Klug, gewitzt und liebevoll« - »Gloriana«-Premiere

  - Wiederaufnahme von Wagners »Meistersinger von Nürnberg«

  - Opera stabile: Wagner-Inszenierungen in Hamburg

  - Film »War Requiem« im B-Movie


  



  »Klug, gewitzt und liebevoll« - »Gloriana«-Premiere


  Eine Rarität präsentierte Simone Young bei der Premiere am letzten Wochenende: Im Britten-Jahr 2013 hatte sie seine selten gespielte Krönungsoper auf den Spielplan gesetzt. Der Erfolg gab ihr Recht. Nach der Premiere applaudierte das Publikum begeistert und feierte neben Amanda Roocroft, die die Titelpartie interpretierte, das gesamte Solistenensemble, den Chor und das Orchester. [...]


  »Gloriana«: 4. und 6. April 2013, 19.30 Uhr


  Karten sind an der Tageskasse der Hamburgischen Staatsoper, unter der Telefonnummer 040 / 35 68 68, online sowie an allen bekannten Vorverkaufsstellen erhältlich.


  

  Wiederaufnahme von Wagners »Meistersinger von Nürnberg«


  Um Evas Hand zu gewinnen, muss der junge Ritter Walther von Stolzing die strengen Meister mit seinem Preislied überzeugen. Sixtus Beckmesser, Mitbewerber um Evas Gunst, setzt alles daran, den Rivalen aus dem Weg zu räumen. Da erhält das verliebte Paar Eva und Walther Hilfe vom weisen Schuster Hans Sachs? Am 7. April 2013 kehrt Peter Konwitschnys kongeniale Inszenierung mit der hinreißenden Festwiesen-Szenerie auf den Spielplan der Staatsoper zurück. Die Produktion bewegte bei der Premiere 2002 die Gemüter des Publikums und hat auch heute nichts von ihrer Kraft verloren. In seiner eindrucksvollen Arbeit stellt Konwitschy die komischen Seiten von Wagners Werk heraus, nimmt dabei aber auch die Psychologie der Figuren sehr genau. Inzwischen gilt die Inszenierung als eine wegweisende Interpretation. Für die Wiederaufnahme hat Opernintendantin und Generalmusikdirektorin Simone Young ein herausragendes Solistenensemble verpflichtet: Unter anderem singen Burkhard Fritz (7. und 14. April) und Klaus Florian Vogt (23.und 28. April, 17. Mai) Walther von Stolzing, Meagan Miller (Eva), Bo Skovhus (Sixtus Beckmesser), James Rutherford (Hans Sachs), Peter Rose (Veit Pogner), Jürgen Sacher (David) und Katja Pieweck (Magdalena). Die Einstudierung des Chores übernimmt Florian Csizmadia.


  Wiederaufnahme: 7. April 2013, 16.00 Uhr

  Vorstellungen: 14. April, 16.00 Uhr, 23. April, 17.00 Uhr, 28. April, 15.00 Uhr, 17. Mai 2013, 17.00 Uhr


  

  Opernwerkstatt »Die Meistersinger von Nürnberg«


  In seinem Kompaktseminar stellt Diplomregisseur Volker Wacker Wagners Meisterwerk und die Inszenierung von Peter Konwitschny mit Informationsmaterial und Tonbeispielen vor.


  Freitag, 5.4. 18.00 Uhr bis 21.00 Uhr (Fortsetzung: Samstag, 6.4. 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr)

  Probebühne 2


  Karten sind an der Tageskasse der Hamburgischen Staatsoper, unter der Telefonnummer 040 / 35 68 68, online sowie an allen bekannten Vorverkaufsstellen erhältlich.


  

  Opera stabile: Wagner-Inszenierungen in Hamburg


  Anlässlich des Wagner-Jubiläumsjahres dirigiert Simone Young innerhalb von drei Wochen alle zehn Hauptwerke des Komponisten. Wagner-Experte Udo Bermbach und Dramaturgin Kerstin Schüssler-Bach unternehmen einen Streifzug durch 170 Jahre Wagner-Inszenierungen in Hamburg. Sie besprechen, untermalt mit Bild- und Tonbeispielen, Produktionen von 1844 bis heute. Darunter befinden sich Höhepunkte unter Wagners eigener Leitung über Inszenierungen unter Leopold Sachse und Wieland Wagner bis Peter Konwitschny.


  Montag, 8. April 2013, 19.30 Uhr

  Opera stabile


  Karten für 7 Euro sind erhältlich an der Tageskasse der Hamburgischen Staatsoper, unter der Telefonnummer 040 / 35 68 68, online sowie an allen bekannten Vorverkaufsstellen.


  

  Film »War Requiem« im B-Movie


  Während an der Staatsoper zurzeit Brittens »Gloriana« gezeigt wird, hat das Kino B-Movie anlässlich des Britten-Jahres im Rahmen der Q-Movie-Bar den Film »War Requiem« im Programm. Das »War Requiem« von Benjamin Britten, 1962in Gedenken an die Opfer der beiden Weltkriege uraufgeführt, ist eines der berührendsten musikalischen Werke des 20. Jahrhunderts. Derek Jarmans Film zu Brittens monumentalem Werk ist eine Collage aus Spielfilmszenen und historischen Bildern und zeigt die Schrecken des Krieges und das Leid der Opfer aus der Sicht des im Ersten Weltkrieg gefallenen Dichters Wildred Owen (Nathaniel Parker) und einer Krankenschwester (Tilda Swinton). Der Film basiert auf der Originaleinspielung, die Benjamin Britten 1963 mit Peter Gears, Galina Wischnewskaja und Dietrich Fischer-Dieskau in den Gesangsrollen selbst dirigierte. »War Requiem« war in Deutschland bisher nur auf Festivals zu sehen.


  »War Requiem« (UK 1989, 92 Minuten, OmU)

  Samstag, 6. April 2013, 22.00 Uhr

  B-Movie, Brigittenstraße 5

  Tickets sind für 3,50 Euro im Kino erhältlich.

  (Reservierungen: 040/4305867)

  www.q-movie-bar.de


  *


  Unsere nächsten Veranstaltungen (4. bis 7. April 2013):


  Donnerstag, 4. April

  Führung durch die Staatsoper

  13.30 Uhr Treffpunkt: Bühneneingang


  Donnerstag, 4. April

  »Gloriana« (Britten)

  19.30 Uhr Großes Haus


  Freitag, 5. April

  After Work 6: »Das waren Zeiten«

  18.00 Uhr Opera stabile


  Freitag, 5. April

  Opern-Werkstatt »Die Meistersinger von Nürnberg«

  Einführungsveranstaltung mit Volker Wacker. 18.00 Uhr

  (Fortsetzung: Samstag, 6.4. 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr)

  Probebühne 2


  Freitag, 5. April

  »Purgatorio« (Ballett von Neumeier)

  19.00 Uhr Großes Haus


  Samstag, 6. April

  »Gloriana« (Britten)

  19.30 Uhr Großes Haus


  Sonntag, 7. April

  »Die Meistersinger von Nürnberg« (Wagner)

  Wiederaufnahme. 16.00 Uhr Großes Haus


  

  Kartentelefon:

  040/ 35 68 68


  Reservierung per E-Mail

  ticket@staatsoper-hamburg.de


  Tageskasse

  montags bis samstags von 10.00 bis 18.30 Uhr


  Abonnementsbüro

  montags bis donnerstags von 10.00 bis 18.30 Uhr

  freitags von 10.00 Uhr bis 16.30 Uhr


  Hamburgische Staatsoper

  Große Theaterstraße 25

  20354Hamburg


  *


  Quelle:

  Hamburgische Staatsoper GmbH

  Anja Bornhöft - Pressestelle -

  Große Theaterstraße 25, 20354 Hamburg

  Telefon: 040 - 35 68 446, Fax: 040 - 35 68 308

  E-Mail: anja.bornhoeft@staatsoper-hamburg.de

  Internet: www.staatsoper-hamburg.de
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  STATISTIK/233: 1,9 Millionen ambulante Operationen im Krankenhaus (Destatis)


  



  Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 02.04.2013


  1,9 Millionen ambulante Operationen im Krankenhaus


  



  WIESBADEN - In deutschen Krankenhäusern wurden im Jahr 2011 knapp 1,9 Millionen ambulante Operationen durchgeführt. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, hat sich damit die Zahl der ambulanten Operationen in den letzten zehn Jahren mehr als verdreifacht (2002: 576.000 Behandlungen). Besonders stark war der Zuwachs dabei im Jahr 2004nachdem die gesetzlichen Regelungen zu ambulanten Operationen geändert wurden.


  Insgesamt führten 61% der 2.045 Krankenhäuser in Deutschland ambulante Operationen durch.

  Nicht enthalten ist in diesen Daten die Zahl der ambulanten Operationen, die von Belegärzten im Krankenhaus durchgeführt werden.


  *


  Quelle:

  Zahl der Woche vom 02.04.2013

  Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

  65180Wiesbaden

  Telefon: (0)611/75-34 44

  Telefax: (0)611/75-39 76

  presse@destatis.de

  www.destatis.de
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  AKTION/1430: Urgent Action - Filiberto Vicente Aquino, Aktivist und Radiomoderator, erhielt Morddrohung


  



  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-076/2013, AI-Index: AMR 41/013/2013, Datum: 27. März 2013 - we/cw


  Mexiko

  Morddrohungen


  



  FILIBERTO VICENTE AQUINO, Aktivist und Radiomoderator


  Der Aktivist und Radiomoderator Filiberto Vicente Aquino hat am 20. März eine Morddrohung erhalten. Zuvor hatte er über eine Pressekonferenz der GegnerInnen des geplanten Baus eines Windparks in der Nähe der Gemeinde San Mateo del Mar im Bundesstaat Oaxaca berichtet. Andere GegnerInnen des Bauvorhabens im Isthmus von Tehuantepec sind vorübergehend inhaftiert worden.


  Am 20. März hat der Aktivist und Radiomoderator Filiberto Vicente Aquino eine telefonische Morddrohung erhalten. Der Anrufer meldete sich mit Namen und sagte: "Die Regierung will keine Leute wie dich. Ich habe die Anweisung bekommen, deinem und dem Leben deiner Familie ein Ende zu setzen" ("El gobierno ya no quiere personas como tu, yo ya tengo ordenes de expresas de acabar contigo y con tu familia").Vor dieser Drohung hatte Filiberto Vicente Aquino über eine Pressekonferenz von Angehörigen indigener Gemeinschaften berichtet, die gegen den Bau eines Windparks in der Region kämpfen. Seitdem der Radiomoderator sich dazu entschieden hat, über diesen lokalen Konflikt zu berichten, sind ihm immer wieder Gerüchte zu Ohren gekommen, dass man ihn dafür ins Visier nehmen werde. Filiberto Vicente Aquino hat gegen den Anrufer Anzeige bei der Generalstaatsanwaltschaft des Bundesstaates Oaxaca (Procuraduría General de Justicia del Estado de Oaxaca - PGJE)) erstattet. Am 18. März wurden Héctor Rangel Salazar, Efraín Fonseca Moctezuma, Samuel Villaseñor Bustillo und Álvaro Gongora Templado festgenommen, als sie sich gegen den Bau des Windparks einsetzten. Einige Stunden später ließ man sie wieder frei. Sie haben wegen des Übergriffs Anzeige bei der PGJD erstattet. Am 21. März nahmen BeamtInnen der Gemeindepolizei zusammen mit weiteren Männern die JournalistInnen Rosa Rojas, Francisco Olvera, David Henestrosa, Ignacio Garrido, Karina Martínez und Eliseo Ramírez rechtswidrig fest. Einer der Sprecher der Gemeinde San Mateo, Eleazar Infante Fiallo, wurde ebenfalls festgenommen. Die JournalistInnen kamen nach einigen Stunden wieder frei. Eleazar Infante Fiallo wurde jedoch erst nach Einschreiten der bundesstaatlichen Polizei freigelassen. Das Büro der Ombudsperson des Bundesstaates Oaxaca hat Schutzmaßnahmen für sieben der Inhaftierten gefordert, darunter drei JournalistInnen und drei AktivistInnen.


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN


  Einige Angehörige indigener Gemeinschaften im Bundesstaat Oaxaca widersetzen sich dem Bau des Windparks auf ihrem Land. In San Dionisio del Mar, San Mateo del Mar und Alvaro Obregón y Juchitán sind großangelegte Windparkprojekte in Arbeit. Die Gemeinschaftsmitglieder erklären, es habe keinen angemessenen Konsultationsprozess gegeben, in dem man sie mit Informationen versorgt und ihr freiwilliges Einverständnis eingeholt hätte, wie es die UN-Erklärung über die Rechte der indigenen Völker vorschreibt. Sie sind zudem besorgt, welche Auswirkungen der Bau auf ihre Landwirtschaft und ihr Land hat. Aufgrund ihres Widerstandes werden sie seit mehreren Monaten bedroht und eingeschüchtert. Amnesty International hat bereits zuvor über Drohungen und Gewalt gegen Menschen berichtet, die sich gegen die Errichtung von Windkrafträdern in der Landenge von Tehuantepec wehren. Vor wenigen Monaten hat die Organisation angeprangert, dass Lucila Bettina Cruz Velázquez, Angehörige der Gemeinschaften in Alvaro Obregón und San Dionisio del Mar in Oaxaca sowie Menschenrechtsverteidiger, die gegen den Bau von Windparks protestiert hatten, bedroht wurden. Weitere Informationen finden Sie in den Urgent Actions:

  UA 28/13:

  www.amnesty.de/urgent-action/ua-028-2013/aktivisten-bedroht

  FU UA 62/12:

  www.amnesty.de/urgent-action/ua-062-2013/morddrohungen

  FU UA 315/11:

  www.amnesty.de/urgent-action/ua-315-2011-1/indigene-verletzt


  

  SCHREIBEN SIE BITTE


  FAXE, E-MAILS UND LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN


  
    	Bitte ergreifen Sie Maßnahmen zum Schutz von Filiberto Vicente Aquino, Eleazar Infante Fiallos, Héctor Rangel Salazar, Efraín Fonseca Moctezuma, Samuel Villaseñor Bustillo, Álvaro Góngora Templado und anderen Angehörigen der Gemeinschaften, die sich gegen den Bau eines Windparks im Isthmus von Tehuantepec einsetzen. Stellen Sie zudem sicher, dass JournalistInnen in der Lage sind, über die Situation zu berichten, ohne dass sie Angst vor Vergeltungsmaßnahmen oder rechtswidriger Inhaftierung haben müssen.


    	Ich bitte Sie, unverzüglich eine umfassende und unparteiische Untersuchung der Morddrohung gegen Filiberto Vicente Aquino sowie der rechtswidrigen Inhaftierungen vom 18. und 21. März einzuleiten und die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen.


    	Sorgen Sie bitte dafür, dass von den betroffenen Gemeinschaften, eine auf Grundlage verlässlicher und genauer Informationen zu den Auswirkungen des Bauvorhabens getroffene Einwilligung eingeholt wird. Stellen Sie sicher, dass bis dahin die derzeitig bestehende Anordnung zum Baustopp bestehen bleibt und dass die Polizei das Recht der Gemeinschaften, friedlich zu protestieren, respektiert.

  


  

  APPELLE AN


  INNENMINISTER

  Miguel Ángel Osorio Chong

  Secretario de Gobernación

  Bucareli 99, col. Juárez

  Cuauhtemoc, Distrito Federal

  MEXIKO, C.P. 6600

  (Anrede: Dear Minister / Sr. Secretario / Sehr geehrter Herr Innenminister)

  Fax: (00 52) 55 5093 3414

  E-Mail: secretario@segob.gob.mx


  GOUVERNEUR DES BUNDESSTAATES OAXACA

  Lic. Gabino Cué Monteagudo

  Plaza de la Constitución, Centro Histórico

  Oaxaca de Juárez, Oaxaca

  MEXIKO C.P. 68000

  (Anrede: Dear Governor / Sr. Gobernador / Sehr geehrter Herr Gouverneur)

  Fax: (00 52) 95 1501 8100 (Durchwahl 40068)

  E-Mail: spagoboaxaca@gmail.com


  

  KOPIEN AN


  LOKALE MENSCHENRECHTSORGANISATION

  Comité de Defensa Integral de Derechos Humanos Gobixha AC

  E-Mail: contacto@codigodh.org


  BOTSCHAFT DER VEREINIGTEN MEXIKANISCHEN STAATEN

  S. E. Herrn Francisco N. González Díaz

  Klingelhöferstraße 3

  10785Berlin

  Fax: 030-26 93 23-700

  E-Mail: mail@mexale.de


  

  Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 7. Mai 2013 keine Appelle mehr zu verschicken.


  

  PLEASE WRITE IMMEDIATELY


  
    	Urging the authorities to guarantee the safety of Filiberto Vicente Aquino, Eleazar Infante Fiallos, Héctor Rangel Salazar, Efraín Fonseca Moctezuma, Samuel Villaseñor Bustillo, and Álvaro Góngora Templado and other members of communities protesting against construction of wind farms in the Tehuantepec Istmus and ensure that journalists are able to cover the situation without fear of reprisals or illegal detention.


    	Urging them to carry out a full, prompt and impartial investigation into the threat against Filiberto Vicente Aquino and illegal arrests of 18 and 21 March and bring those responsible to justice.


    	Urging them to ensure that the free, prior and informed consent of indigenous communities affected by the wind farm is obtained on the basis of reliable and accurate information on the impacts of the project, that the existing legal order suspending construction is upheld, and that police respect the rights of the communities to protest peacefully.

  


  *


  Quelle:

  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-076/2013, AI-Index: AMR 41/013/2013, Datum: 27. März 2013 - we/cw

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: ua-de@amnesty.de; info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de/ua; www.amnesty.de
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRPROGRAMME

  



  RADIO BREMEN - BREMEN VIER/453: Woche vom 15.04. bis 21.04.2013


  



  radioBREMEN - Die Hörfunk-Programme / 16. Programmwoche


  



  Bremen Vier - Die Junge Welle in Bremen, Bremerhaven

  und umzu

  

  Bremen Vier - Alles was hier wichtig ist - alle Infos,

  alle Events und jede Menge Spaß

  

  Bremen Vier - Aktuelle Popsounds gegen den Einheitsbrei

  - schön, schlau und schnell

  

  Bremen Vier - Ohne Firlefanz und immer authentisch:

  Moderatoren mit Herz und Hirn

  

  Bremen Vier - Interaktiv und multimedial unter

  www.radiobremen.de/bremenvier


  UKW Bremen 101,2 MHz; UKW Bremerhaven 100,8 MHz;

  Astra 1 L analog ADR Tr. 36; Astra 1 H digital DVB-S Tr. 93

  Im Kabel und als Podcast, Webchannel und Live-Stream


  Die Radio Bremen-Programme sind auch mit einem

  Kabelanschluss zu empfangen. Auskünfte erteilt

  die Kabel Deutschland GmbH Tel. 01805/23 33 25 (12 Ct/Min).


  *


  Montag bis Freitag 15.4.-19.4.2013


  05.04 Vier beginnt, die Bremen Vier Morgenshow

  Startet in den Tag mit aktuellen Informationen,

  einer Extraportion Humor und lustigen Aktionen.

  05.30-10.00 Uhr: stündlich Vier News, halbstündlich Vier News

  Flash, regionale Wetterdaten und die aktuellen Verkehrsinfos.


  10.04 Bremen Vier

  Surf-, CD-, Film- und Buchtipps, interessante Events

  im Bremen Vier-Land und vieles mehr.

  11.00-24.00 Uhr: stündlich Vier News, regionale Wetterdaten

  und die aktuellen Verkehrsinfos


  12.04 Bremen Vier Mittendrin

  Das Update zur Mittagszeit.


  14.04 Bremen Vier

  Aktuelle Musik-und Webnews, Studiogäste und Interviews,

  Spiele und Livereportagen u.v.m.


  16.04 Bremen Vier bis acht

  Die Radioshow am Nachmittag

  mit Malte Janssen und Simon Beeck


  20.04 Bremen Vier

  - Montag, 20-23 Uhr: Bremen Vier Axel P.

  Mit Axel P. Sommerfeld und seinen Musikneuheiten aus dem Web.

  Playlist und mehr unter www.bremenvier.de.

  - Dienstag, 20-23 Uhr: Bremen Vier Radio Renner

  Tim Renner bietet den popkulturellen Blick auf die Woche.

  - Mittwoch, 20-23 Uhr: Bremen Vier HeuckZeug

  Mit Christine Heuck

  - Donnerstag, 20-23 Uhr: Bremen Vier rockt

  Das beste aus dem Bereich Rock und "alternative"

  mit Peter Spalek. Webchannel unter www.bremenvier.de.

  - Freitag, 20-24 Uhr: Remmidemmi

  Das Event-und Partymagazin im Radio.


  23.04 LateLine

  Mo.-Do., 23.00-1.00 Uhr

  Der Nacht-Talk der jungen ARD-Radioprogramme.

  Die kostenfreie Telefonnummer: 0800/80 55555


  01.05 ARD-Popnacht


  *


  Sonnabend, 20.4.2013


  06.04 Bremen Vier am Wochenende

  Der beste Start ins Wochenende: Aufstehen mit Bremen Vier

  und erfahren, was der Tag noch bringt.

  U.a. mit dem Besten aus der Radiowoche.

  6.00-10.00 Uhr: Stündlich Vier News,

  halbstündlich Vier News Flash, regionale Wetterdaten

  und die aktuellen Verkehrsinformationen.


  10.04 Bremen Vier am Wochenende

  Unter anderem mit Veranstaltungstipps für das Wochenende,

  Reportagen und Spielen. Auch als Podcast unter bremenvier.de.

  11.00-20.00 Uhr: stündlich Vier News, regionale Wetterdaten

  und die aktuellen Verkehrsinformationen


  14.04 Bremen Vier kickt

  Mit Malte Janssen. Aktuelle Infos und die wichtigen Sportnews,

  Live-Schalten zu den großen Sport-Events und das Neueste rund

  um Werder Bremen.

  Stündlich Vier News und regionale Wetterdaten, alle 30 Minuten

  die aktuellen Verkehrsinfos.


  18.04 Bremen Vier tanzt

  Der Soundtrack zum Wochenende: Partysounds nonstop!


  00.05 ARD-Popnacht


  *


  Sonntag, 21.4.2013


  06.04 Bremen Vier

  Bremen Vier für Nachtschwärmer und Frühaufsteher

  am Sonntagmorgen.

  7.00-23.00 Uhr: Stündlich Vier News, regionale Wetterdaten

  und die aktuellen Verkehrsinfos.


  08.04 Bremen Vier: Zebra Vier

  Das junge Radiomagazin für Bremen. "Zebra Vier" bringt Wissen,

  Nachrichten, Spiele und Experimente speziell für Kinder - Eltern

  dürfen mithören! In der ersten Stunde für Kinder ab 6 Jahren.

  Themenwünsche und Anregungen: zebravier@radiobremen.de


  11.04 Bremen Vier

  U.a. mit Musiknews und Star-Interviews.


  13.04 Bremen Vier Top44

  Die 44 angesagtesten Hits im Bremen Vier-Land.

  Die Playlist mit den Links zu den Stars unter

  www.bremenvier.de


  16.04 Bremen Vier weltweit

  Das Ohr zur Welt: Bremen Vier spricht mit seinen Hörern und

  Korrespondenten rund um den Globus.

  Aktuelles, Musikwünsche und Grüße: einfach Mail an

  weltweit@radiobremen.de


  20.04 Bremen Vier Gefühlsecht

  Die Nacht der Liebe mit Liebesgrüßen und -gedichten,

  Blind Dates, Hamster sucht Heimtrainer u.v.m.

  Ab 23.04 Uhr: Thema der Nacht, der Gefühlsecht-Talk.


  00.05 ARD-Popnacht


  *


  Quelle:

  bremen vier - Programminformationen 16. Woche - 15.04. bis 21.04.2013

  radioBREMEN - Programmredaktionen

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 28100 Bremen

  Telefon: 0421/246-41050, Fax: 0421/246-41096

  E-Mail: presse@radiobremen.de

  Internet: www.radiobremen.de/presse
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  WISSENSCHAFT/5934: Aus Forschung und Technik - 02.04.2013 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  China plant zweiten bemannten Raumflug zum Testmodul Tiangong 1


  Im diesjährigen Aufgabenheft der chinesischen Weltraumbehörde China National Space Administration (CNSA) steht der zweite bemannte Flug zum Weltraummodul Tiangong 1 ganz oben. Mit dem für Juni oder August geplanten Start des Raumschiffes Shenzou 10 will China einen weiteren Grundstein für den Bau einer Orbitalstation legen. Wie aus einem Beitrag der Agentur RIA Novosti hervorgeht, wird auch diesmal wieder eine Frau der Besatzung angehören. Nach dem Andocken an das Testmodul sollen die drei Taikonauten dort zwölf Tage arbeiten. Das Modul gilt als Vorläufer für eine aus mehreren Segmenten bestehende, bemannte Raumstation, die China bis 2020 fertigstellen will. In dem Jahr endet auch die Betriebszeit der Internationalen Raumstation ISS.


  2.April 2013
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  INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN

  



  KURSUS/533: Mönchengladbach - "iPad für's Geschäft", 4 Termine ab 8.4.2013


  



  iPad für's Geschäft


  



  iPad für's Geschäft: Mit dem iPad hat Hersteller Apple eine Coup gelandet. Mit einfacher Bedienbarkeit und vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten finden Tablets im privaten wie beruflichen Umfeld ideale Einsatzbereiche: Man steht auch unterwegs mit Freunden und Kollegen in Verbindung, liest elektronische Bücher, hört Podcasts oder mp3s, stöbert im Web oder bearbeitet per Fernzugriff Verträge, prüft Angebote und ruft Unternehmensdaten ab. In einem viertägigen Kurs unter der Leitung von Oliver Brause, der am Montag, 8. April, um 19:45 Uhr beginnt, lernen die Teilnehmer das iPad als Werkzeug fürs Business kennen. Themen sind der Zugriff auf Firmennetzwerke, der Abgleich von E-Mail, Kontakt- und Kalenderdaten, der Einsatz für Präsentationszwecke und sinnvolle Business-Apps. Der Kurs kostet 29 Euro.


  Der Kursus findet in der Volkshochschule statt. Weitere Infos und Anmeldung unter vhs-mg.de oder Telefon 02161/25-6404.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Montag, 25. März 2013

  Stadt Mönchengladbach

  Pressestelle

  Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

  Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

  E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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  INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN

  



  AKTION/542: Mönchengladbach - Filmabend zum Thema "Inklusion" am 8.4.2013


  



  Im BIS: Filmabend zum Thema Inklusion


  



  Das Thema Inklusion bewegt momentan die Schullandschaft. Aus diesem Grund lädt das Regionale Bildungsnetzwerk der Stadt Mönchengladbach, das sich für eine Vernetzung aller Bildungseinrichtungen in der Stadt einsetzt, zu einem Filmabend am Montag, 8. April 2013, 18.00 Uhr, in das BIS-Zentrum an der Bismarckstraße 97 - 99, ein. Gezeigt wird der Film "Berg Fidel".


  Berg Fidel ist eine inklusive Grundschule im gleichnamigen Stadtteil von Münster. Die Regisseurin Hella Wenders begleitete dort vier Kinder über drei Jahre hinweg bei ihrem privaten und schulischen Werdegang. Der Zuschauer erlebt die Höhen und Tiefen dieser Kinder mit.


  Da die Plätze begrenzt sind und der Eintritt frei ist, bitten die Organisatoren um Anmeldung

  per E-Mail an petra.liebermann@moenchengladbach.de

  oder unter den Rufnummern 02161/25 -3770 oder -3772.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 28. März 2013

  Stadt Mönchengladbach

  Pressestelle

  Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

  Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

  E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL

  



  AKTION/1427: Urgent Action - Israel / besetzte palästinensische Gebiete, Hungerstreik beendet


  



  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-026/2013-1, AI-Index: MDE 15/006/2013, Datum: 26. März 2013 - cw


  Israel / besetzte palästinensische Gebiete Hungerstreik beendet - medizinische Hilfe benötigt


  



  Herr JA'FAR IZZ AL-DIN,

  Herr TAREQ QA'DAN


  Die palästinensischen Verwaltungshäftlinge Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan haben ihren Hungerstreik am 27. Februar ausgesetzt. Die israelische Militärstaatsanwaltschaft hatte ihnen zuvor erklärt, dass ihre Haftanordnungen nicht erneuert würden. Zurzeit befinden sich die beiden Männer auf der Krankenstation des Ramleh-Gefängnisses. Ihr Gesundheitszustand ist noch immer besorgniserregend.


  Die Verwaltungshaftanordnungen gegen Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan wurden am 22. Februar 2013 um drei Monate verlängert. Sie entschieden sich dennoch, ihren Hungerstreik am 27. Februar auszusetzen, nachdem die Militärstaatsanwaltschaft ihnen im Rahmen einer richterlichen Überprüfung zugesichert hatte, ihre Haftanordnungen nicht zu verlängern. Die Überprüfung fand im Krankenhaus von Assaf Harofeh statt, da Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan zu schwach waren, um einer Anhörung in einem Gerichtssaal beizuwohnen. Ein Richter des Militärgerichts in Ofer bestätigte diese Entscheidung am 6. März. Demzufolge sollten Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan am 22. Mai aus der Haft entlassen werden. Laut der palästinensischen Menschenrechtsorganisation Addameer wurden die beiden Männer von dem Krankenhaus in Assaf Harofeh in die Krankenstation des israelischen Gefängnisdienstes im Ramleh-Gefängnis verlegt. Dort behielt man sie zwei Wochen lang, bis sie dann vorübergehend in ein anderes Gefängnis verlegt wurden. Am 25. März brachte man sie zurück auf die Krankenstation im Ramleh-Gefängnis. Addameer zeigte sich besorgt darüber, dass sich der Zustand von Ja'far Izz al-Din noch immer nicht stabilisiert hat und er möglicherweise dauerhafte Leberschäden davontragen wird. Auf der Krankenstation des Gefängnisses in Ramleh wurden er in den letzten Wochen zwar weiteren medizinischen Untersuchungen unterzogen, es fehlen dort allerding sowohl die Ausstattung als auch das Fachpersonal, um ihm die medizinische Versorgung zukommen zu lassen, die er zu seiner Genesung benötigt.


  Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan wurden am 22. November 2012 festgenommen und erhielten jeweils eine dreimonatige Verwaltungshaftstrafe. Sechs Tage später traten sie in den Hungerstreik. Sie protestieren damit dagegen, dass man sie ohne Anklageerhebung inhaftiert hatte und nicht die Absicht bestand, sie vor ein Gericht zu stellen. Sie haben Zugang zu Rechtsbeiständen, Familienbesuche sind ihnen jedoch nicht gestattet.


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN


  Der 41-jährige Ja'far Izz al-Din trat zweimal in den Hungerstreik, um gegen die Verwaltungshaft zu protestieren. Er war nach der Festnahme am 21. März 2012 in seiner Wohnung in Arrabeh in der Nähe von Jenin in Verwaltungshaft genommen worden und befand sich vom 27. März 2012 bis zum 14 Mai 2012 im Hungerstreik. Er wurde am 19. Juni freigelassen und am 22. November 2012 erneut inhaftiert.


  Rechtsbeiständen der palästinensischen Menschenrechtsorganisation Addameer zufolge leidet Ja'far Izz al-Din noch immer an starkem Blutdruckabfall, anhaltendem Schwindel, chronischen Kopfschmerzen, Gelenkschmerzen und Proteinmangel.


  Der 40-jährige Tarek Qa'dan aus Arrabeh in der Nähe von Jenin trat bisher dreimal in den Hungerstreik, um gegen seine Verwaltungshaft zu protestieren. Das erste Mal trat er Anfang 2012 aus Solidarität mit anderen Hungerstreikenden in den Hungerstreik. Das zweite Mal beteiligte er sich an dem Massenhungerstreik palästinensischer Häftlinge zwischen dem 17. April und dem 14. Mai 2012. Am 8. Juli 2012entließ man ihn aus seiner 15-monatigen Verwaltungshaft. Am 22. November wurde er jedoch erneut bei sich zu Hause festgenommen. Derzeit befinden sich viele weitere Verwaltungshäftlinge im Hungerstreik.


  

  SCHREIBEN SIE BITTE


  E-MAILS, FAXE UND LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN


  
    	Ich bitte um die sofortige Freilassung von Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan und den übrigen in Verwaltungshaft befindlichen PalästinenserInnen, sofern sie nicht umgehend einer international als Straftat anerkannten Handlung angeklagt werden und Gerichtsverfahren erhalten, die den internationalen Standards für ein faires Verfahren in vollem Umfang entsprechen.


    	Ich fordere Sie höflich auf, dafür Sorge zu tragen, dass Ja'far Izz al-Din und Tareq Qa'dan und alle Gefangenen, die sich im Hungerstreik befinden oder einen solchen kürzlich ausgesetzt haben, die notwendige fachärztliche Behandlung erhalten. Dies ist nur in zivilen Krankenhäusern mit der entsprechenden Ausstattung möglich. Stellen Sie bitte zudem sicher, dass sie regelmäßig Zugang zu ÄrztInnen ihrer Wahl erhalten und weder gefesselt noch in anderer Weise grausam oder unmenschlich behandelt werden.


    	Ich appelliere an Sie, die Praxis der Verwaltungshaft einzustellen und allen Gefangenen regelmäßige Familienbesuche zu gestatten.

  


  

  APPELLE AN


  LEITER DES ISRAELISCHEN GEFÄNGNISDIENSTES

  Lieutenant-General Aharon Franco

  Israel Prison Service

  P.O.Box 81, Ramleh 72100

  ISRAEL

  (Anrede: Dear Lieutenant-General / Sehr geehrter Herr Generalleutnant)

  Fax: (00 972) 8 919 3800


  GENERALDIREKTOR DES GESUNDHEITSMINISTERIUMS

  Dr. Roni Gamzo

  Ministry of Health

  2Ben Tabai Street

  Jerusalem 93591

  ISRAEL

  (Anrede: Dear Director General / Sehr geehrter Herr Generaldirektor)

  Fax: (00 972) 2 565 5966


  

  KOPIEN AN


  MINISTER FÜR ÖFFENTLICHE SICHERHEIT

  Yitzhak Aharonovitch

  Ministry of Public Security

  Kiryat Hamemshala

  Jerusalem 91181

  ISRAEL

  Fax: (00 972) 2 584 7872

  E-Mail: sar@mops.gov.il


  BOTSCHAFT DES STAATES ISRAEL

  S.E. Herrn Jaakov Hadas-Handelsman

  Auguste-Viktoria-Straße 74-76

  14193Berlin

  Fax: (030) 8904 5555 oder

  (030)8904 5309

  E-Mail: botschaft@israel.de


  

  Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Hebräisch, Englisch oder auf Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 7. Mai 2013 keine Appelle mehr zu verschicken.


  Weitere Informationen zu UA 026/2013 (MDE 15/006/2013, 7. Februar 2013).


  

  PLEASE WRITE IMMEDIATELY


  
    	Calling on the authorities to release Ja'far Izz al-Din, Tareq Qa'dan and all other Palestinian administrative detainees immediately, unless they are promptly charged with internationally recognizable criminal offences and brought to trial in full conformity with international fair trial standards.


    	Calling on them to ensure that Ja'far Izz al-Din, Tareq Qa'dan and all other detainees and prisoners who are on or have recently suspended hunger strikes receive all the specialist medical attention they require, which is only available in a civilian hospital with specialist facilities, are given regular access to doctors of their choice, and are not subjected to shackling or other cruel or inhuman treatment.


    	Urging them to end the use of administrative detention and permit all detainees regular family visits.

  


  

  HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG


  Zwar wurden einige palästinensische Verwaltungshäftlinge, die sich 2012längere Zeit im Hungerstreik befanden, schlussendlich freigelassen, andere allerdings nicht. Der 38-jährige Samer al-Barq beispielsweise, der am 27. Februar 2013 zum vierten Mal in den Hungerstreik trat, befindet sich noch immer in Verwaltungshaft, obwohl die Behörden ihm zugesichert hatten, ihn über Ägypten nach Pakistan zu überstellen, wo seine Frau lebt. Samer al-Barq befindet sich zurzeit im Hadarim-Gefängnis. Am 12 März verweigerte man ihm einen Besuch seiner Familie. Diese gab an, man wollte ihn damit für seinen Hungerstreik bestrafen. Weitere Informationen zu seinem Fall finden Sie in UA-119/2012.


  Ein Massenhungerstreik, an dem 2.000 palästinensische Gefangene beteiligt waren, die gegen die schlechten Haftbedingungen, Einzelhaft, Verweigerung von Familienbesuchen und Haft ohne Anklage protestierten, endete am 14. Mai 2012, nachdem Ägypten einen Handel mit den israelischen Behörden eingegangen war.


  Bei der Verwaltungshaft handelt es sich um eine Haftform, bei der keine Anklage erhoben wird und die immer wieder verlängert werden kann. Sie kann zu willkürlichen Inhaftierungen führen. Erstreckt sich die Verwaltungshaft über einen längeren Zeitraum oder wird sie wiederholt verhängt, kommt dies einer grausamen, unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung oder Bestrafung gleich. Die meisten dem Haftbefehl zugrundeliegenden Beweise - manchmal auch alle - werden den Häftlingen und ihren Rechtsbeiständen vorenthalten. Infolgedessen ist es den Betroffenen nicht möglich, sich entsprechend zu verteidigen oder die Anschuldigungen zu widerlegen.


  Zum 28. Februar 2013 gab es der israelischen NGO B'tselem zufolge 169 Verwaltungshäftlinge, 10 mehr gegenüber dem Vormonat, jedoch über 150 weniger als im März 2012. Einige Verwaltungshäftlinge wurden freigelassen, wenn sie sich bereit erklärten, die besetzten palästinensischen Gebiete zu verlassen und ins ausländische Exil zu gehen. Nach der vierten Genfer Konvention ist es einer Besatzungsmacht verboten, Menschen aus einem besetzten Gebiet zu vertreiben oder auszuweisen.


  Weitere Informationen finden Sie in dem englischsprachigen Bericht Starved of justice: Palestinians detained without trial by Israel,

  http://www.amnesty.org/en/library/info/MDE15/026/2012/en


  *


  Quelle:

  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-026/2013-1, AI-Index: MDE 15/006/2013, Datum: 26. März 2013 - cw

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: ua-de@amnesty.de; info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de/ua; www.amnesty.de
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  MELDUNG/210: Die Rotalge Irisch Moos zeichnet sich durch ein ungewöhnlich kompaktes Genom aus (idw)


  



  Philipps-Universität Marburg - 27.03.2013


  Schluss mit dem Fasten


  



  Erst abnehmen, später kräftig zulegen: Die vielzellige Rotalge Irisch Moos zeichnet sich durch ein ungewöhnlich kompaktes Genom aus - das hat ein internationaler Forschungsverbund unter Marburger Beteiligung herausgefunden, der die Genomsequenz der Alge ermittelte. Die Schwestergruppe aller grünen Pflanzen hat im Laufe der Stammesgeschichte ihr Erbgut stark reduziert, vermuten die Wissenschaftler, deren Ergebnisse in der aktuellen Ausgabe des Wissenschaftsmagazins "Proceedings of the National Academy of Sciences of the USA" (PNAS) nachzulesen sind.


  Wer in der Gezeitenzone einer Felsenküste unterwegs ist, begegnet zahlreichen Algenarten, deren Farbigkeit - im Gegensatz zum Grün von Gräsern, Kräutern oder Gehölzen - von Rot- und Brauntönen dominiert wird. "Trotz ihrer großen biologischen Bedeutung sind Rotalgen bislang genetisch kaum charakterisiert", erklärt der Zellbiologe Professor Dr. Stefan Rensing von der Philipps-Universität, Koautor der aktuellen Veröffentlichung. Die Gruppe der Rotalgen und die grünen Pflanzen sind Schwestergruppen, das heißt, sie gehen auf einen gemeinsamen Vorläufer zurück, der vor etwa anderthalb Milliarden Jahren lebte; damals trennten sich die evolutiven Wege der beiden Pflanzengruppen. Um mehr über die Naturgeschichte der Rotalgen zu erfahren als bisher, sequenzierte das Konsortium unter Führung der nordfranzösischen Forschungsstation Roscoff das Genom eines typischen Vertreters, nämlich des Knorpeltangs Chondrus crispus (Irisch Moos).


  Das Ergebnis: Das Genom der Alge weist eine ungewöhnliche Struktur auf. Es enthält Regionen mit vielen Genen, die von Bereichen mit zahlreichen Wiederholungen und transponierbaren Elementen umgeben sind. Wie stark verdichtet das Genom ist, zeigt sich unter anderem daran, dass sehr wenige Introns enthalten sind - das sind Genbereiche, die keine Anweisungen für den Bau von Proteinen enthalten. Noch dazu sind die wenigen Introns vergleichsweise kurz. Die Forscher fanden auch keinerlei Hinweise darauf, dass umfangreiche Verdoppelungen des genetischen Materials vorliegen. Chondrus verfügt für viele Funktionen lediglich über eine Minimalausstattung an Genen.


  Die Algen produzieren Zellulose mithilfe von Enzymen, für die es bei grünen Pflanzen keine Entsprechung gibt. Das zeigt den Autoren zufolge, dass die Biosynthese von Zellulose mehrmals unabhängig entstanden ist. So lässt sich erklären, dass sich bei verschiedenen Arten stark voneinander abweichende Enzyme finden, die ganz ähnliche Funktionen erfüllen.


  Die Wissenschaftler präsentieren ein Szenario für die Evolution der Algen, dem zufolge deren Vorfahren extreme Lebensräume aufsuchten, die eine Reduktion des Genoms erzwangen. Als die Algen später, unter besseren Umweltbedingungen, die verloren gegangenen Funktionen ersetzten, entstanden Gene, die nirgendwo sonst vorkommen. "Seine einzigartigen genetischen Eigenschaften empfehlen Chondrus als neues Modell, an dem sich studieren lässt, wie sich Eukaryoten im Verlauf der Evolution verändert haben", schließen die Autoren aus ihren Resultaten.


  An der zugrunde liegenden Forschungsarbeit waren neben Stefan Rensings Arbeitsgruppe Wissenschaftler aus Frankreich und weiteren Ländern beteiligt, so aus Ägypten, Griechenland, Norwegen, Spanien und der Tschechischen Republik.


  Originalveröffentlichung:

  Jonas Collén & al.: Genome structure and metabolic features in the red seaweed Chondrus crispus shed light on evolution of the Archaeplastida, PNAS 110 (13)/2013, 5247-5252,

  doi: 10.1073/pnas.1221259110


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution376


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Philipps-Universität Marburg, Johannes Scholten, 27.03.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  NAHOST/1227: Allianz von CIA und Al Kaida richtet Syrien zugrunde (SB)


  



  Allianz von CIA und Al Kaida richtet Syrien zugrunde


  Washingtons Unterstützung für den Dschihad - das offene Geheimnis


  



  Nach Beginn der Krise in Syrien im März 2011 hieß es lange Zeit, die Aufständischen bekämen Waffen und Munition hauptsächlich aus Saudi-Arabien und Katar. Ende 2011, kurz nach dem Sturz und der Ermordung Muammar Gaddhafis, gab es erste Berichte über einen Zustrom von Waffen und sunnitischen Söldnern aus Libyen nach Syrien. Im Juni 2012erfuhr man, daß die CIA ein geheimes Büro im Südosten der Türkei eröffnet hatte, von wo aus man den Kampf der Aufständischen in Syrien zu koordinieren und zu gewährleisten versuchte, daß Rüstungsmaterial vornehmlich bis ausschließlich an gemäßigte Gruppen ginge. Glaubhaften Medienberichten zufolge werden die syrischen Rebellen in Jordanien von westlichen Spezialstreitkräften ausgebildet. Offiziell leisten die USA und ihre NATO-Verbündeten Frankreich, Großbritannien und die Türkei den syrischen Regierungsgegnern lediglich "nicht-militärische" Hilfe. Beide Behauptungen, der Versuch der Zurückdrängung dschihadistischer Kräfte und die Nicht-Gewährleistung militärischer Hilfe durch den Westen, entpuppen sich zusehends als Elemente eines gigantischen Täuschungsmanövers, das davon ablenken soll, daß eine unheilige Allianz aus CIA und Al Kaida den säkularen Staat Syrien zugrunde richtet und für den gewaltsamen Tod von bisher mehr als 70.000 Menschen hauptverantwortlich ist.


  Die New York Times berichtete am 25. März unter der Überschrift "Arms Airlift to Syria Rebels Expands, With Aid From C.I.A." von einer großangelegten "geheimen Operation der Militärlogistik", die im Januar 2012anlief, vom US-Auslandsgeheimdienst koordiniert wird und aus mindestens 160 Flügen vollbeladener, hauptsächlich jordanischer, katarischer und saudischer Frachtmaschinen bestanden hat. Sowohl Waffen und Munition kämen unter anderem aus Kroatien und würden über die Türkei und Jordanien nach Syrien geschleust. Unter Verweis auf nicht namentlich genannte Vertreter der US-Regierung hieß es, bei der Errichtung des "Luftfahrtnetzwerks" zur Unterstützung der syrischen Rebellen sei an entscheidender Stelle der damalige CIA-Chef David Petraeus "beteiligt" gewesen.


  Von 2008 bis zur Ernennung zum ISAF-Oberkommandeur 2010 diente Petraeus als Oberbefehlshaber des für den Nahen Osten zuständigen US-Zentralkommandos, dessen operatives Hauptquartier und Luftoperationszentrum in Katar angesiedelt sind. Offenbar hat Petraeus seine früheren Kontakte in Doha aktiviert, um die Waffenlieferungen für die Rebellen in Syrien anzukurbeln. Die Enthüllung der New York Times über die Rolle von Petraeus ist interessant, hatte doch dieselbe Zeitung am 2. Februar darüber berichtet, daß er im Sommer 2012 zusammen mit der damaligen US-Außenministerin Hillary Clinton und dem damaligen Verteidigungsminister Leon Panetta innerhalb der Administration von Präsident Barack Obama eine Fraktion bildete, die eine stärkere militärische Unterstützung der syrischen Rebellen durch das Pentagon befürwortete und auf entsprechende Maßnahmen drängte. Das Weiße Haus hat sich - vermutlich um die Wiederwahl Obamas im November nicht zu gefährden - jedoch gegen einen solchen Kurs entschieden. In diesem Zusammenhang schrieb der Schattenblick am 27. Februar unter der Überschrift "Baschar Al Assads Gegner treffen sich zum Powwow in Rom" folgendes:


  
    Die Enthüllung der New York Times läßt die Frage aufkommen, inwieweit Clinton und Petraeus in dieser Angelegenheit auf eigene Rechnung bereits aktiv geworden waren. Hintergrund des Überfalls auf das US-Konsulat und eine geheime CIA-Station im Benghazi im vergangenen September, bei dem der amerikanische Botschafter Christopher Stevens und drei seiner Mitarbeiter ums Leben kamen, war der Transport von Waffen aus den Beständen Muammar Gaddhafis und islamistischer Rebellen aus Libyen über das Mittelmeer in die Türkei und von dort in das benachbarte Syrien. Der Vorfall, einschließlich der Identität und des Motivs der Angreifer, ist bis heute ungeklärt. Nur wenige Wochen danach mußte Petraeus wegen einer außerehelichen Affäre Langley verlassen.
  


  Es kann als sicher angenommen werden, daß der größte Teil der ausländischen Rüstungshilfe für die syrischen "Regimegegner" in die Hände jener salafistischen Glaubenskämpfer gelangt, die in Syrien und darüber hinaus einen sunnitischen Gottesstaat errichten wollen und deren Umtriebe den Irak, Libanon und Jordanien destabilisieren. Besagte Gruppen, allen voran die al-kaida-nahe Al-Nusra-Front, sind für zahlreiche Massaker und "Terroranschläge", deren Hauptopfer Zivilisten gewesen sind, verantwortlich. Die im Dezember 2012 erfolgte Aufnahme der Al-Nusra-Front, welche die Hauptlast des Kampfes mit den staatlichen syrischen Streitkräften trägt, in die "Terrorliste" des Washingtoner State Department und die Sorge des neuen US-Außenministers John Kerry um ein Erstarken extremistischer Kräfte stehen im krassen Widerspruch zu der vor wenigen Tagen erfolgten Ernennung Ghassan Hittos zum neuen Premierminister der oppositionellen Exilregierung Syriens. Hitto lebt seit dreißig Jahren in den Vereinigten Staaten, zuletzt in Houston, Texas, besitzt die US-Bürgerschaft und gilt gleichzeitig als Vertrauensmann der religiös-motivierten Moslembruderschaft.


  Hitto ist nicht der einzige personelle Beweis für eine unsägliche Zusammenarbeit zwischen CIA und Moslembrüdern in der Syrienfrage. Auch der wundersame Fall von Eric Harroun deutet darauf hin. Der 30jährige, aus Phoenix, Arizona, stammende Ex-Soldat war 2012 nach Syrien gereist, um dort an der Seite der Rebellen zu kämpfen. Er machte sich unter anderem durch martialische Bilderaufnahmen aus dem Kriegsgebiet, die er auf seiner Facebook-Seite postete, einen Namen. Bei Skype-Interviews mit US-Journalisten brüstete sich Harroun unter anderem damit, einen Hubschrauber der syrischen Armee mit einem Raketenwerfer abgeschossen zu haben. Am 27. März wurde der amerikanische Dschihadist bei der Einreise am Dulles International Airport, nahe der US-Hauptstadt Washington, vom FBI festgenommen und anschließend einem Haftrichter vorgeführt. Obwohl Harroun während seiner Zeit in Syrien an der Seite der Al-Nusra-Front kämpfte, wurde er nicht wegen der Unterstützung einer "terroristischen Vereinigung", sondern lediglich wegen der Verwendung einer "Massenvernichtungswaffe" angeklagt. Gemeint hier ist - allen Ernstes - der bereits erwähnte Raketenwerfer. In einem Interview mit einem Reporter von CBS News hat am 28. März Harrouns Vater, Darryl Harroun, mit Unverständnis auf die Festnahme reagiert und behauptet, sein Sohn wäre ein "amerikanischer Patriot", der in Syrien im Auftrag der CIA unterwegs gewesen wäre.


  2.April 2013
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  MELDUNG/1063: Andre Ward sitzt am längeren Hebel (SB)


  

  



  Freie Hand bei der Wahl eines Wunschgegners


  Der 29 Jahre alte US-Amerikaner Andre Ward gilt derzeit als führender Boxer im Supermittelgewicht und einer der besten Akteure aller Gewichtsklassen. Er war im prestigeträchtigen Super-Six-Turnier der einzige Teilnehmer ohne Niederlage. Vor heimischem Publikum nahm er im November 2009 dem Dänen Mikkel Kessler Sieg und Gürtel der WBA ab, worauf er sich in den folgenden Durchgängen des Turniers gegen Allan Green und Sakio Bika durchsetzte und schließlich im Halbfinale dem Berliner Arthur Abraham keine Chance ließ. Im Finale, das im Dezember 2011in Atlantic City durchgeführt wurde, dominierte er den britischen WBC-Weltmeister Carl Froch und gewann nach zwölf Runden einstimmig und verdient nach Punkten. Damit führte er die beiden Gürtel zusammen und verbesserte seine makellose Profibilanz auf 25 gewonnene Auftritte.


  Im Jahr 2012 bestritt Andre Ward nur einen einzigen Auftritt, doch unterstrich der Kalifornier dabei im September wiederum sein herausragendes Können. Nach überlegen geführtem Kampf setzte er sich durch Abbruch in der zehnten Runde gegen den WBC-Champion im Halbschwergewicht, Chad Dawson, durch. Da das Prestigeduell in Oakland und in seinem Limit ausgetragen wurde, hatte Ward zwar den Heimvorteil und die gewohnte Gewichtsklasse auf seiner Seite, doch schmälerte das seine überzeugende Leistung nicht.


  Für das neue Jahr kündigte der bei Promoter Dan Goossen unter Vertrag stehende und von Virgil Hunter trainierte Kalifornier wesentlich mehr Auftritte an. So wollte er sich im Januar mit Kelly Pavlik messen, der früher als weltbester Mittelgewichtler gegolten hatte. Da der Däne Mikkel Kessler und der Brite Carl Froch zuerst noch eine Rechnung miteinander zu begleichen hätten, kämen die beiden eben später an die Reihe, erklärte Ward, der für 2013 drei Kämpfe in Aussicht stellte. Froch ist amtierender Weltmeister der IBF, Kessler wird bei der WBA als regulärer Weltmeister hinter dem Superchampion Andre Ward geführt. Die beiden treffen am 25. Mai in London zu einer Revanche aufeinander, nachdem sich Kessler 2010 im Super-Six-Turnier vor heimischem Publikum knapp nach Punkten gegen den Briten durchgesetzt hatte.


  Wie sich Ende Dezember herausstellte, durchkreuzte eine Schulterverletzung die Pläne Andre Wards. Sein Kampf gegen Pavlik wurde zunächst zweimal verschoben und schließlich komplett abgesagt, da sich der Kalifornier einer Operation unterziehen mußte und dadurch für längere Zeit ausfiel. Kelly Pavlik, der in jüngerer Zeit mit persönlichen Problemen zu kämpfen hatte und sportliche Rückschläge hinnehmen mußte, nahm die Absage wenig später zum Anlaß, seine Karriere endgültig zu beenden.


  Inzwischen ist der in 26 Kämpfen ungeschlagene Doppelweltmeister Andre Ward von seiner Schulteroperation genesen und hat das Training wieder aufgenommen. Damit steht für ihn die Frage an, mit wem er im nächsten Schritt in den Ring steigen könnte. Wenngleich bei den Verbänden WBA und WBC natürlich Pflichtherausforderer auf ihn warten, sieht er sich doch aufgrund des anderweitigen Engagements Mikkel Kesslers wie auch seiner prominenten Position derzeit nicht genötigt, die Wahl eines Wunschgegners davon beeinträchtigen zu lassen. Da er die meisten herausragenden Supermittelgewichtler besiegt hat, trägt er sich eigenen Angaben zufolge mit dem Gedanken, gegen Julio Cesar Chavez jun. anzutreten. Der Mexikaner war bis zu seiner Niederlage gegen den Argentinier Sergio Martinez WBC-Weltmeister im Mittelgewicht und sitzt gegenwärtig eine Dopingsperre ab, die im Juni ausläuft.


  Wie Ward unterstreicht, brauche er niemandem mehr hinterherzulaufen und habe freie Hand, sich die attraktivsten und umsatzstärksten Optionen auszusuchen. Ein Kampf gegen Chavez wäre für die Zuschauer sicher reizvoll, zumal das Interesse an einer Revanche des Mexikaners gegen Martinez seines Erachtens eher gering ausfiele. Von einer spektakulären zwölften Runde abgesehen habe der Argentinier klar das Feld beherrscht, was im Falle eines Rückkampfs kaum anders aussähe.


  Chavez wachse ohnehin aus dem Mittelgewicht heraus und sei ihm als Gegner im höheren Limit willkommen, da ein spannender Kampfverlauf in Aussicht stünde. Der Mexikaner sei groß, kräftig und könne ordentlich zuschlagen. Zudem suche er stets den Infight, wo er Qualitäten entfalte, die einer größeren Anerkennung wert wären. Einfach würde ein Kampf gegen Chavez sicher nicht, doch wer ihn selbst für einen Techniker halte, der den Schlagabtausch meide, unterliege einem Irrtum, hebt Ward sein Können auch in der Nahdistanz hervor. Er laufe vor keinem Gegner weg und könne sich auch im Infight behaupten, macht der Kalifornier Sendern, Medien und Zuschauern seine Wunschoption schmackhaft. [1]


  Fußnote:


  [1]http://www.boxen.de/news/andre-ward-chavez-jr-waere-ein-mega-fight-25654
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  AUSLAND/5948: Aus aller Welt - 02.04.2013 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Sparpläne der Regierung in Nikosia werden konkreter


  Die internationalen Kreditgeber Zyperns lassen der Republik ein Jahr mehr Zeit, zu einem ausgeglichenen Haushalt zu gelangen. Die Regierung in Nikosia versucht, eine weitere Verlängerung um ein Jahr bis 2018 zu erreichen, wie der Regierungssprecher Stylianides in der Hauptstadt bekanntgab. Demnach ist der Grund für die Fristverlängerung der bevorstehende Wirtschaftseinbruch. Jüngsten Prognosen zufolge könnte der Rückgang der Wirtschaft des Landes neun Prozent betragen. Die Euro-Länder und der Internationale Währungsfonds verlangen für Kredite, mit deren Hilfe Zypern aus seiner hohen Staatsverschuldung herauskommen soll, von dessen Regierung die Auflage eines strengen Sparprogramms. Die zyprischen Zeitung Fileleftheros listete einige Punkte des sogenannten Memorandums auf. Staatsbedienstete bekommen zwischen 6,5 und 12,5 Prozent weniger Geld. Die Renten werden um 3 Prozent gekürzt. Immobilien werden zusätzlich mit insgesamt 70 Millionen Euro besteuert. Die Unternehmensteuer steigt von 10 auf 12,5 Prozent, Tabak-, Alkohol- und Treibstoffsteuern werden gleichfalls angehoben. Die Mehrwertsteuer wird um zwei Prozentpunkte auf 19 Prozent erhöht. Außerdem veräußert der Staat Teile seines Vermögens. Dem Wall Street Journal zufolge summieren sich die Maßnahmen auf 351 Millionen Euro.
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  GESUNDHEIT/5910: Medizin und Gesundheitswesen - 02.04.2013 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Nicht alle Ernährungsexperten gegen Fast Food


  Ernährungsexperten empfehlen gegenwärtig eine Kost, die möglichst vielseitig ist. Allerdings bedeutet das nicht zwangsläufig, daß der Speiseplan lediglich aus Obst und frischem Gemüse besteht. So hat Judith Kettler, Ernährungsberaterin und Coach aus Herzogenrath, dapd zufolge nichts gegen den Verzehr von Pommes, Burger und Pizza einzuwenden. Schließlich sei Fast Food grundsätzlich nicht schlimm, die Menge sei entscheidend. Gerade bei einer vielseitigen Ernährung könne Fast Food seinen Platz haben. Man sollte nur zu Pizza oder Currywurst Salat oder frisches Gemüse essen. Auf diese Weise könnte auch bei knapper Vorbereitungszeit Praktisches mit Gesundem kombinieren werden.
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  BUNDESTAG/3782: Heute im Bundestag Nr. 182 - 02.04.2013


  



  Deutscher Bundestag

  hib - heute im bundestag Nr. 182

  Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen


  Dienstag, 2. April 2013 Redaktionsschluss: 11:00 Uhr


  1.Gesetzentwurf zur Verschärfung des Waffenrechts vorgelegt

  2.Regierung informiert über Runderlass zu Urteil über Sprachanforderungen

  3.Regierung: "Vereinzelte Kontakte" zwischen NPD und rechtsextremer griechischer Partei

  4.Zahl der Auskunftsverlangen der Nachrichtendienste ist 2011 gesunken

  5.Beschränkungen des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 2011 gestiegen

  6.Im syrischen Bürgerkrieg werden Kindersoldaten eingesetzt

  7.1.200 Fuchs-Radpanzer für Algerien

  8.Im Bundestag notiert: Haftbefehle gegen Neonazis

  9.Im Bundestag notiert: Adolf Eichmann


  



  1. Gesetzentwurf zur Verschärfung des Waffenrechts vorgelegt


  Inneres/Gesetzentwurf


  Berlin: (hib/STO) Das Waffenrecht soll nach dem Willen des Bundesrates verschärft werden. Aufgrund der Ermittlungsergebnisse im Zusammenhang mit der sogenannten Zwickauer Terrorzelle sei deutlich geworden, dass der legale Waffenbesitz von Extremisten ein "erhebliches sicherheitspolitisches Problem darstellt", heißt es in einem entsprechenden Gesetzentwurf des Bundesrates (17/12854). Um den Waffenbesitz von Personen aus dem extremistischen Spektrum besser kontrollieren und eindämmen zu können, soll daher laut Vorlage das Verfahren der "waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung" um eine Verpflichtung der Waffenbehörden "zur Einholung von Informationen bei den Verfassungsschutzbehörden ergänzt werden".


  Die Bundesregierung schreibt in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf, sie halte "nach wie vor eine Erörterung des Themas auf der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder für erforderlich".


  *


  2. Regierung informiert über Runderlass zu Urteil über Sprachanforderungen


  Inneres/Antwort


  Berlin: (hib/STO) Die "Sprachanforderungen beim Ehegattennachzug" sind Thema der Antwort der Bundesregierung (17/12780) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12493). Darin informiert die Regierung über einen Runderlass des Auswärtigen Amtes an seine Auslandsvertretungen vom 6. Dezember 2012, der die einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. September 2012 (10 C 12.12) zugrunde liegenden Erwägungen "näher erläutert".


  Der Vorlage zufolge wurden die Auslandsvertretungen mit dem Runderlass darüber informiert, dass Ausnahmen vom Spracherfordernis "für Ehegatten eines Deutschen geboten sind". Der Runderlass weise ausdrücklich darauf hin, dass nach dem Urteil des Gerichts dem ausländischen Ehepartner eines Deutschen "grundsätzlich nur zumutbare Bemühungen zum Spracherwerb abverlangt werden dürfen und dazu ein zeitlicher Rahmen von einem Jahr nicht überschritten werden darf". Sind entsprechende Bemühungen im Herkunftsstaat im Einzelfall in zumutbarer Weise nicht möglich oder führen sie innerhalb eines Jahres nicht zum Erfolg, sei dem ausländischen Ehepartner nunmehr dennoch ein Einreisevisum zu erteilen. Dies enthebe ihn allerdings nicht "von Bemühungen, die gesetzlich geforderten Sprachkenntnisse nach der Einreise zu erwerben".


  Vor diesem Hintergrund sind die Auslandsvertretungen der Antwort zufolge angewiesen worden, "ab sofort bei Vorliegen der übrigen Erteilungsvoraussetzungen das Visum auch dann zu erteilen, wenn der nicht Deutsch sprechende ausländische Ehegatte glaubhaft machen kann, dass ihm der Erwerb von Sprachkenntnissen von vornherein nicht zumutbar war oder er sich zumindest ein Jahr lang in zumutbarer Weise um den Erwerb der notwendigen Sprachkenntnisse bemüht hat". Wie die Bemühungen nachzuweisen sind, hänge von den konkreten Umständen des Einzelfalls ab. Davon, dass die Bemühungen zum Spracherwerb von vornherein nicht zumutbar sind, sei dann auszugehen, "wenn Sprachkurse im betreffenden Land nicht angeboten werden oder deren Besuch mit einem hohen Sicherheitsrisiko verbunden ist und auch sonstige erfolgversprechende Alternativen zum Spracherwerb nicht bestehen". In diesem Fall brauche die Jahresfrist nicht abgewartet zu werden.


  *


  3. Regierung: "Vereinzelte Kontakte" zwischen NPD und rechtsextremer griechischer Partei


  Inneres/Antwort


  Berlin: (hib/STO) Die rechtsextremistische griechische Partei "Goldene Morgenröte" (GM) unterhält nach Kenntnis der Bundesregierung Beziehungen zu anderen rechtsextremistischen Kräften in Europa. In diesem Zusammenhang liegen auch "Erkenntnisse über vereinzelte Kontakte der GM zur NPD und zur freien Kameradschaftsszene in Deutschland" vor, wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/12791) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12568) schreibt. So habe am 13. Februar 2011 eine Delegation der GM auf Einladung der NPD an einem "Gedenkmarsch in Dresden für die Opfer der Bombardierung durch die Alliierten im Zweiten Weltkrieg" teilgenommen. Ferner sind der Bundesregierung laut Vorlage Berichte über die Teilnahme deutscher Rechtsextremisten an Veranstaltungen der GM in Griechenland bekannt. Wie es in der Antwort weiter heißt, liegen der Regierung "weder bestätigte Erkenntnisse, dass die GM in Deutschland Fuß gefasst hat, noch über die Zahl möglicher Anhänger der GM in Deutschland vor".


  *


  4. Zahl der Auskunftsverlangen der Nachrichtendienste ist 2011 gesunken


  Bundestagsnachrichten/Unterrichtung


  Berlin: (hib/STO) Die Nachrichtendienste des Bundes haben im Jahr 2011 weniger Auskunftsverlangen nach dem Terrorismusbekämpfungsgesetz gestellt als im Vorjahr. Dies geht aus einer Unterrichtung durch das Parlamentarische Kontrollgremium (17/12774) hervor. Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV), der Bundesnachrichtendienst (BND) und der Militärische Abschirmdienst (MAD) dürfen nach den gesetzlichen Regelungen zur Terrorismusbekämpfung unter bestimmten Voraussetzungen etwa von Luftfahrtunternehmen, Kreditinstituten, Post- und Telekommunikationsunternehmen kunden- beziehungsweise nutzerbezogene Auskünfte verlangen sowie technische Mittel zur Ortung und Identifizierung aktiv geschalteter Mobiltelefone - sogenannte IMSI-Catcher - einsetzen.


  Den Angaben zufolge hat das BfV im Jahr 2011 insgesamt 56 Auskunftsverlangen vorgenommen, von denen 115 Personen betroffen waren, und 14 IMSI-Catcher-Einsätze mit 19 Betroffenen durchgeführt. Der überwiegende Teil sei auf Auskunftsverlangen bei Telekommunikations- und Teledienstunternehmen entfallen. BND und MAD nahmen laut Vorlage 2011 keine der Maßnahmen vor.


  Im Vergleich zum Jahr 2010 habe sich die Anzahl der Maßnahmen damit um 15verringert, heißt es in der Unterrichtung weiter. Festzustellen sei auch eine Reduzierung der von den Maßnahmen insgesamt betroffenen Personen von 165 im Jahre 2010 auf 134 im Jahr 2011.


  *


  5. Beschränkungen des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 2011 gestiegen


  Bundestagsnachrichten/Unterrichtung


  Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2011 sind dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV), dem Bundesnachrichtendienst (BND) und dem Militärischen Abschirmdienst (MAD) insgesamt etwas mehr Individualmaßnahmen zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses genehmigt worden als im Jahr davor. Das geht aus einer Unterrichtung durch das Parlamentarische Kontrollgremium (17/12773) hervor. Danach bildeten wie in den vorangegangenen Jahren Anordnungen im Zusammenhang mit der Bekämpfung des internationalen Terrorismus den Schwerpunkt.


  Laut Vorlage genehmigte die G 10-Kommission den drei Nachrichtendiensten im ersten Halbjahr 2011 insgesamt 79 Beschränkungsmaßnahmen in Einzelfällen und im zweiten Halbjahr 77. Im Vorjahr waren es den Angaben zufolge noch 62 Einzelmaßnahmen im ersten Halbjahr und 75 im zweiten Halbjahr.


  Der Anteil der Beschränkungsmaßnahmen des BfV lag 2011 bei 67 Einzelmaßnahmen im ersten und 64 Einzelmaßnahmen im zweiten Halbjahr, wie es in der Unterrichtung weiter heißt. Im ersten Halbjahr handelte es sich den Angaben zufolge um 16 neu begonnene und 50 aus dem Jahr 2010fortgeführte Überwachungen. Eine bereits beendete Maßnahme sei wieder aufgenommen worden. Im zweiten Halbjahr waren es der Vorlage zufolge zwölf neu begonnene und 52 aus dem ersten Halbjahr 2011 fortgeführte Überwachungen.


  Den Arbeitsbereich des BND betrafen 2011 laut Unterrichtung im ersten Halbjahr zwölf Anordnungen, von denen neun aus 2010 übernommen wurden. Im zweiten Halbjahr seien es 13 Anordnungen gewesen, von denen sechs aus der ersten Jahreshälfte übernommen worden seien. Seitens des MAD wurden 2011 den Angaben zufolge keine Einzelbeschränkungen vorgenommen.


  *


  6. Im syrischen Bürgerkrieg werden Kindersoldaten eingesetzt


  Auswärtiges/Antwort


  Berlin: (hib/BOB) Nach Einschätzung der vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen eingesetzten unabhängigen internationalen Untersuchungskommission ist das offizielle Einschreibungssystem für Wehrpflichtige der syrischen Armee nicht mehr vollständig intakt. Dies ist der Antwort der Bundesregierung (17/12801) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12613) zu entnehmen. Als Folge würden regierungsnahe Milizen Personen unter 18 Jahren an Checkpoints aussortieren, um sie gegebenenfalls als Informanten zu nutzen oder ihnen andere Aufgaben zuzuteilen. Dadurch sei die Verwendung von Kindersoldaten in Kampfhandlungen nicht auszuschließen. Entsprechend gebe es auch Hinweise, dass die Regierung Kinder unter 15 Jahren für Spitzel- und Informantendienste einsetze, was ebenfalls ein Kriegsverbrechen darstellt.


  *


  7. 1.200 Fuchs-Radpanzer für Algerien


  Auswärtiges/Antwort


  Berlin: (hib/BOB) Es ist damit zu rechnen, dass der Bundesregierung 1.200 Fuchs-Radpanzer für Algerien zur Bekämpfung von Terrorismus und zur Sicherheit seiner Grenzen freigeben könnte. Das ist ihrer Antwort (17/12802) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12388) zu entnehmen. Das Land habe "Verantwortungsbewusstsein und Kooperationsbereitschaft" gezeigt. Wie es weiter heißt, sei Algerien der größte afrikanische Staat mit - teilweise schwer zu überwachenden - Landesgrenzen zu Libyen (982 Kilometer), Mali (1.376 km), Marokko (1.559 km), Mauretanien (463 km), Niger (956 km), Tunesien (965 km) und dem Gebiet der Westsahara. Grenzüberschreitender Terrorismus - wie aktuell in Mali - sei für Algerien und die Länder der Region eine "ernste Bedrohung".


  *


  8. Im Bundestag notiert: Haftbefehle gegen Neonazis


  Inneres/Antwort


  Berlin: (hib/STO) Mit Stand November 2012 sind laut Bundesregierung 266Personen mit Bezügen zur politisch rechts motivierten Kriminalität mit offenem Haftbefehl gesucht worden. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/12706) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/12334) über "Unvollstreckte Haftbefehle gegen Neonazis" weiter schreibt, hat eine Abfrage im polizeilichen Informationssystem am 22. Februar 2013 ergeben, "dass nur noch zu 182 dieser Personen Fahndungen aufgrund von Haftbefehlen Bestand haben". Bei 44 der 266 Personen lag dem Haftbefehl laut Vorlage zumindest eine politisch rechts motivierte Straftat zugrunde.


  *


  9. Im Bundestag notiert: Adolf Eichmann


  Inneres/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/STO) "Aufklärung über die Beziehungen von Bundesregierung und Bundesnachrichtendienst zu Adolf Eichmann" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/12884). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, was die Bundesregierung nebst nachgeordneten Behörden unternahm, nachdem die Frau des "Holocaust-Organisators" Adolf Eichmann und seine drei Söhne "1952 aus ihrem Wohnort Altaussee (Österreich) verschwanden und nach Argentinien auswanderten, um dort mit Adolf Eichmann zusammenzuleben". Ferner wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, wie die Bundesregierung es beurteilt, dass der damaligen "Organisation Gehlen", der Vorläuferorganisation des Bundesnachrichtendienstes, "aufgrund dieses Nachzugs der Familie Eichmann der Deckname und die Kontaktadresse Adolf Eichmanns in Argentinien spätestens seit dem 24. Juni 1952 bekannt waren".


  *
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  RHEINLAND-PFALZ/2777: Mehr Mitbestimmung durch "Bürgerhaushalt" (StZ)


  



  StaatsZeitung, Nr. 07/2013 - Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz

  Der Landtag - Nachrichten und Berichte, 11. März 2013


  Mehr Mitbestimmung durch "Bürgerhaushalt"


  Anhörung der Enquete-Kommissionen Bürgerbeteiligung und Kommunale Finanzen


  



  Sind Bürgerhaushalte ein effektives Mittel, um die Bürger mehr in die kommunale Politik einzubinden? Diese Frage stand im Mittelpunkt einer gemeinsamen Sitzung der beiden Enquete-Kommissionen "Bürgerbeteiligung" und "Kommunale Finanzen" am 1. März 2013. Es wurde intensiv diskutiert zwischen den Kommissionsmitgliedern und den eingeladenen Sachverständigen aus Kommunalpolitik und Wissenschaft.


  Durch einen "Bürgerhaushalt" oder "Offenen Haushalt" wird den Bürgerinnen und Bürgern einer Kommune die Möglichkeit der Mitbestimmung und Entscheidung über die Verwendung von Haushaltsmitteln eingeräumt.


  Für Michael Kissel, Oberbürgermeister der Stadt Worms, könnten Bürgerhaushalte Verständnis und Vertrauen schaffen, es dürften jedoch nicht zu viele Erwartungen bei den Bürgerinnen und Bürgern geweckt werden. Der Begriff könne durch dieses Instrumentarium irreführend verstanden werden, weshalb Kissel den Bürgerhaushalt eher als "Haushalt im Dialog" versteht.


  Die Diskussion mit den Bürgern sei nach Ansicht von Dr. Carsten Herzberg, Politikwissenschaftler an der Universität Potsdam, außerordentlich wichtig. Diese dürfe jedoch nicht nur über Internet-Plattformen stattfinden. Zudem sei die Anonymität im Netz wenig hilfreich für die Qualität der Bürgervorschläge.


  Alle Sachverständigen waren sich darin einig, dass die Partizipation bei Bürgerhaushalten bisher zu gering sei. Sie liege nicht selten unter einem Prozent. Zwar könnten Bürgerhaushalte für mehr Mitbestimmung und Transparenz sorgen, es müssten jedoch Mittel gefunden werden, um die Partizipation zu steigern. Klare Regeln zur Rechenschaftspflicht und ein eigenständiges Referat für Bürgerbeteiligungen könnten laut Univ.-Prof. Dr. Brigitte Geißel, Professorin für Gesellschaftswissenschaften an der Universität Frankfurt, positiv wirken.


  Politisches Desinteresse, aber auch die Komplexität eines Haushaltsplans seien Auslöser für die fehlende Beteiligung. Thorsten Klute, Bürgermeister der Stadt Versmold, bemerkte eine höhere Beteiligung, je konkreter das Thema und die Fragen bezüglich des Haushaltsplanes sind. Häufig beteilige sich aber trotzdem nur eine sehr kleine, oft privilegierte und nicht repräsentative Gruppe von Bürgern. So bezweifelten Sachverständige und Kommissionsmitglieder den Begriff "Bürgerhaushalt". Zudem hinterfragten sie, ob ein Bürgerhaushalt zur Konsolidierung der Finanzen beitragen könne.


  Die Enquete-Kommissionen wollen am 21. Juni 2013 ein weiteres Mal zu einer gemeinsamen Sitzung zusammenkommen, um das Anhörverfahren auszuwerten und die gewonnenen Erkenntnisse zu analysieren.


  *
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